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1. Problemstellung und Ergebnisse

Die Indexierung der Rundfunkgebühr wird seit längerem als ein Verfahren dis-
kutiert, das wegen der mit ihm verbundenen Planungssicherheit für die
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (aber auch für andere Bereiche wie
bspw. die privaten Rundfunkanbieter und die Gebührenzahler), wegen seiner
Objektivität und Transaktionskostenarmut sowie auch im Hinblick auf den ver-
fassungsgesetzlich vorgegebenen Bestands- und Entwicklungsschutz des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gewichtige Vorteile aufweist.1 Bereits Anfang
der achtziger Jahre haben die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten deshalb
vorgeschlagen, die Rundfunkgebühr anhand eines Index regelgebunden festzu-
legen.2 Auch die in Art. 4 Abs. 2 und 3 des Rundfunkstaatsvertrags von 1987
aufgenommene Forderung, daß "bei der Ermittlung des Finanzbedarfs ein
hoher Grad der Ojektivierbarkeit erreicht" und dabei "die allgemeine Kostenent-
wicklung und die besondere Kostenentwicklung im Medienbereich" berücksich-
tigt werden sollte, kann als Schritt in Richtung Indexierung der Rundfunkgebühr
gesehen werden. Schließlich hat das Bundesverfassungsgericht in seinem
Urteil vom 22. 2. 19943 die Notwendigkeit einer stärkeren Objektivierung des
Gebührenfestsetzungsverfahrens nochmals hervorgehoben und die Indexierung
ausdrücklich als ein hierfür zulässiges Verfahren erwähnt.4

Auf der anderen Seite stößt eine Indexierung auf grundlegende ökonomische,
insbesondere ordnungs- und währungspolitische Bedenken: Allokativ und distri-
butiv wünschenswerte Anpassungen an angebots- oder nachfragebedingte
Veränderungen der Knappheitsverhältnisse werden verhindert; u. U. werden
durch die Außerkraftsetzung von Preissignalen auch Anreize zur wirtschaft-
lichen und sparsamen Ressourcenverwendung beseitigt; inflationäre Wirkun-
gen, die währungspolitisch bedenklich sind, können die Folge sein.

Ob eine Indexierung der Rundfunkgebühr vorgenommen werden sollte, ist
damit eine Frage, die aus der Abwägung der mit diesem Verfahren verbunde-
nen Vor- und Nachteile (ökonomisch: Nutzen und Kosten) zu beantworten ist.
Gleiches gilt für die Wahl des Indexierungsgrades, die erforderlich wird, wenn

                                                

1 Siehe bspw. RÜHL 1984, BÜHRINGER 1985, SCHMITZ 1986, PRODOEHL 1990, HOFF-
MANN-RIEM 1991b; KOPPER 1991, KRUSE 1991, SIEBEN 1991 oder KIEFER 1994.

2 Ein solcher Vorschlag wurde bspw. 1982 von den ARD-Anstalten und dem ZDF in einem
Gespräch mit der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten
(KEF) unterbreitet. Siehe PRODOEHL 1990, S. 378.

3 (BVerfGE 74, 297, S. 342), im folgenden als "achtes Rundfunkurteil" bezeichnet.

4 "Aus verfassungsrechtlicher Sicht spricht auch nichts gegen die Verwendung indexgestütz-
ter Berechnungsmethoden zur Berücksichtigung der allgemeinen und der rundfunkspezifi-
schen Kostenentwicklung." (Ebenda, S. 58).
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die (vereinfachende) dichotome Betrachtungsweise (pro oder kontra Indexie-
rung) durch eine (angemessenere) graduelle Betrachtungsweise ersetzt wird.

Wie bei vielen solcher Kosten-Nutzen-Analysen ist eine eindeutige Entschei-
dung allerdings nicht zu erwarten, weil die Höhe des (positiven oder negativen)
Nettonutzens einer Rundfunkgebühren-Indexierung auch - und maßgeblich -
von der Gewichtung der verschiedenen Nutzen- und Kostenkomponenten ab-
hängt. Da die rundfunk- und gesellschaftspolitischen Auffassungen über diese
Gewichtungen unterschiedlich sind, kann auch mit Hilfe einer formalen Kosten-
Nutzen-Analyse nicht eindeutig beantwortet werden, ob die Rundfunkgebühr
indexiert werden sollte bzw. - bei gradueller Betrachtungsweise - welche
Indexierungsintensität gewählt werden sollte. Gleichwohl trägt die Behandlung
der Indexierungsfrage als Form einer Kosten-Nutzen-Analyse zu einer Struktu-
rierung und Rationalisierung der Diskussion bei: Wer sich für oder gegen die
Indexierung (bzw. einen bestimmten Indexierungsgrad) ausspricht, muß die
Für- und Gegenargumente qualitativ aufzeigen und er muß die Bedeutsamkeit,
die er den einzelnen Argumenten beimißt, quantifizieren.

Die vorliegende Untersuchung geht in dieser Weise vor. Sie stellt zunächst
die für und gegen eine Indexierung sprechenden Argumente qualitativ gegen-
über (Kap. 2 und 3). Anschließend wird die relative Bedeutung der einzelnen
Argumente aufgezeigt und, in einer Art Kosten-Nutzen-Analyse, eine optimale
Indexierungsintensität bestimmt. Diese kann - je nach Gewichtung der verschie-
denen Vor- und Nachteile - zwischen einem unteren Grenzwert von Null
(keinerlei Indexierung) und einem oberen Grenzwert von 1 (Vollindexierung
ohne jegliche Möglichkeit diskretionärer politischer Eingriffe) variieren (Kap. 4).

 Die mit der Umsetzung eines als optimal erachteten Indexierungsgrades ver-
bundenen methodischen Probleme werden im 5. Kapitel behandelt. Dabei wer-
den im einzelnen die zur Variation des Indexierungsgrades verfügbaren Para-
meter aufgezeigt (5.1.), der d e r In de xi er u n g z u gr u n de  zu l e ge n d e Wa re n kor b 
d i sku ti er t (5 .2 .)  u nd  d ie  bei Abweichungen zwischen der prognostizierten und der
tatsächlichen Veränderung der Rundfunkkosten erforderlichen Korrekturen
beschrieben (5.3.). Ferner werden die neben dem Gebührensatz wirksamen
Determinanten der Gesamteinnahmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
daraufhin geprüft, ob sie in das Indexierungsverfahren einbezogen werden soll-
ten (5.4.), und es wird die  N otw e nd i g ke i t einer für die einzelnen Rundfunk-
anstalten differenzierten Gebührenindexierung erörtert  (5.5.).

Im 6. Kapitel werden mit der Indexierung verbundene politische Fragen
behandelt. Im Mittelpunkt steht die Prüfung der Zuständigkeit für die Gebühren-
festsetzung (und damit auch für deren eventuelle Indexierung) nach dem ach-
ten Rundfunku r te il  ( 6.1 .). Ansch li e ße nd  w ir d  ge ze ig t, d a ß d i e  a n  de r  Ge b ü h r e n-
fe stse tzu ng  Bete i l i gte n, j e n a ch d e m, w ie  d ie se  Zu stä n d i gke it g er e g e l t w i rd , ei n e 
In de xierung der Rundfunkgebühr unterschiedlich beurteilen bzw., in der hier
verwendeten Terminologie, eine unterschiedliche Indexierungsintensität bevor-
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zugen (6.2.). Überlegungen zum Zeitplan und den verschiedenen Verfahrens-
schritten einer möglichen Indexierung (6.3.) schließen das Kapitel ab.





2. Vorteile einer Indexierung der Rundfunkgebühr

2.1. Objektivität des Gebührenfestsetzungsverfahrens

Ein wichtiger Vorteil einer Indexierung der Rundfunkgebühr im Vergleich zur
derzeitigen diskretionären Festsetzung durch die Landesparlamente ist deren
höhere Objektivität, also die Tatsache, daß die Entscheidung über die Gebüh-
renhöhe auf der Grundlage expliziter Faktoren und nach expliziten Regeln ge-
fällt wird.5 Zwar ist die Objektivität eines Entscheidungsverfahrens kein Selbst-
zweck, sie trägt aber (sozusagen als "Nebenbedingung")6 dazu bei, daß Ent-
scheidungen auf ihre Legitimität überprüft und daß fehlerhafte, willkürliche und
auf sachfremden Erwägungen beruhende Entscheidungen erkannt und ver-
hindert werden können. Zugleich fördert dies die allgemeine Anerkennung der
Verfahrensergebnisse (ihre Legitimität), was gesellschaftspolitische Auseinan-
dersetzungen verhindert oder beschränkt.

Vor allem für Entscheidungen, die einzelne Amtsträger stellvertretend für alle
Mitglieder großer Kollektive treffen, ist die aus der Objektivität resultierende
Überprüfbarkeit erforderlich, um sicherzustellen, daß die Amtsträger im Inter-
esse  bzw. - ökonomisch formuliert - gemäß der Präferenzen der von ihm ver-
tretenen Bürger handeln7 und dadurch dem Kollektiv die höchstmögliche Wohl-
fahrt stiften. Dies gilt bspw. für Politiker gegenüber den von diesen vertretenen
Mitgliedern einer Gemeinde, eines Landes oder eines Staates, für Mandatsträ-
                                                

5 In den Sozialwissenschaften wird diese Bedingung auch als "Zuverlässigkeit" eines (Meß-
oder Entscheidungs-)Verfahrens bezeichnet. Der Zuverlässigkeitsgrad läßt sich dabei
exakt bestimmen als die Übereinstimmung der Ergebnisse, die bei wiederholter Anwen-
dung des Verfahrens eintreten. Davon zu unterscheiden ist die "Gültigkeit" eines Verfah-
rens. Diese gibt an, inwieweit mit einem Verfahren das Konstrukt gemessen wird, das
gemessen werden soll. Zwischen der Zuverlässigkeit (Objektivität) und Gültigkeit eines
Verfahrens besteht i. a. eine umgekehrt proportionale Beziehung: Je höher die Gültigkeit,
desto geringer ist die Zuverlässigkeit. Bspw. läßt sich "Glück" zuverlässig durch die Höhe
des Geldbesitzes messen; wiederholte Messungen erbringen identische Resultate; die Gül-
tigkeit dieser Meßmethode muß allerdings bezweifelt werden. Mißt man Glück dagegen
"gültiger", indem per Befragung der Betroffenen oder per Beurteilung durch Dritte (etwa
durch Experten) emotionale Gemütszustände erfaßt werden, werden sich die Ergebnisse
mehrerer Messungen vermutlich stark voneinander unterscheiden (d. h. eine geringe
Zuverlässigkeit der Methode ausweisen).

6 So der Begriff bei SIEBEN 1991, S. 103f.

7 Der Amtsträger ist der von den Kollektivmitgliedern (den "Prinzipalen") beauftragte und legi-
timierte "Agent". Er handelt aber nur insoweit im Interesse der Prinzipalen, indem diese sei-
ne Entscheidungen kontrollieren können. Die hierauf aufbauende Theorie (Prinzipal-Agent-
Theorie, siehe bspw. STIGLITZ 1987) hat aufgezeigt, wie sich eine fehlende (oder genau-
er: eine für den Prinzipalen zu aufwendige) Kontrolle des Agenten auswirkt. Siehe grundle-
gend hierzu mit Bezug auf staatliche Bürokratien NISKANEN 1971; allgemein auch BREN-
NAN/BUCHANAN 1988 sowie BRENNAN/BUCHANAN 1993.
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ger nichtstaatlicher öffentlicher Körperschaften gegenüber den Mitgliedern die-
ser Körperschaften (bspw. den Sozialversicherungsträgern) oder für Gewerk-
schaftsfunktionäre gegenüber den Gewerkschaftsmitgliedern.

Eine solche, durch die Objektivität des Verfahrens erreichte Überprüfbarkeit
ist auch für die Entscheidungen der Amtsträger erforderlich, die mit der Erfül-
lung der gesellschaftlichen Aufgabe (der "Gesamtveranstaltung") öffentlich-
rechtlicher Rundfunk betraut sind; etwa die Intendanten der Rundfunkanstalten,
die mit der Rundfunkpolitik befaßten Politiker (insbesondere in den Staatskanz-
leien der Landesregierungen) und die Angehörigen sonstiger mit rundfunkpoliti-
schen Entscheidungen betrauter Gremien, bspw. der Rundfunkräte und der
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF).
Angesichts der gesellschaftlichen Bedeutung des Rundfunks, der Möglichkeiten
und Gefahren seines Mißbrauchs und der - daraus abgeleiteten - verfassungs-
rechtlichen Forderung nach einem von staatlichem Einfluß freien öffentlich-
rechtlichen Rundfunk dürfte die Objektivität und Überprüfbarkeit kollektiver Ent-
scheidungen im Rundfunk sogar von besonderer Wichtigkeit sein.8

Dies gilt umso mehr, als eine Abgrenzung der Aufgaben des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks sowie des sich daraus herleitenden Finanzbedarfs anhand
materieller Kriterien übermäßig schwierig ist. Der von der Verfassungsgesetz-
gebung entwickelte Begriff der "Grundversorgung" bietet hierfür keine geeig-
neten Maßstäbe.9 Zum einen beschreibt er die Aufgaben des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks nur anhand unbestimmter Rechtsbegriffe, zum anderen hat
das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 24. 3. 1987 festgestellt,
daß die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten auch für Betätigungen, die
nicht der Grundversorgung zugehören, einen Anspruch auf Gebührenfinanzie-
rung haben.10

                                                

8 Auch das Bundesverfassungsgericht hat diese besondere Bedeutung des Rundfunks in
seinem achten Rundfunkurteil (S. 36) nochmals hervorgehoben: "Freie Meinungsbildung
als Voraussetzung sowohl der Persönlichkeitsentfaltung als auch der demokratischen Ord-
nung vollzieht sich in einem Prozeß der Kommunikation, der ohne Medien, die Informatio-
nen und Meinungen verbreiten und selbst Meinungen äußern, nicht aufrechterhalten wer-
den könnte. Unter den Medien kommt dem Rundfunk wegen seiner Breitenwirkung, Aktua-
lität und Suggestivkraft besondere Bedeutung zu. Freie Meinungsbildung wird daher nur in
dem Maß gelingen, wie der Rundfunk seinerseits frei, umfassend und wahrheitsgemäß
informiert."

9 Siehe bspw. PRODOEHL 1990, S. 380. Siehe auch die umfassende neue Untersuchung
von SCHEBLE 1994, der von einem Dickicht der Rundfunkaufträge (Programmauftrag,
Grundversorgungsauftrag, klassischer Rundfunkauftrag) spricht (und für die rundfunkpoliti-
schen (Finanzierungs-)Entscheidungen eine Verwendung und Verfeinerung des letzteren
Begriffs vorschlägt).

10 BVerfGE 74, 297/325 und 342.
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Auch das Bundesverfassungsgericht kommt deshalb in seinem achten Rund-
funkurteil zu dem Schluß, daß die Gebührenentscheidung "zwar keine freie,
sondern eine gebundene Entscheidung (ist), die der Rundfunkanstalten die
Finanzierung der zur Wahrnehmung ihrer Funktion erforderlichen Programme
zu ermöglichen hat. Doch läßt sich dieses Kriterium nicht so weit konkretisieren,
daß die Rundfunkgebühr dem Betrag nach aus ihm ableitbar wäre. Weder kann
genau bestimmt werden, welchen Programmumfang die Erfüllung der Funktion
des öffentlichrechtlichen Rundfunks erfordert, noch ist exakt festzustellen,
welche Mittel zur Finanzierung der erforderlichen Programme wiederum
erforderlich sind. Dasselbe gilt für die Frage, ob die Rundfunkanstalten alle Ra-
tionalisierungsmöglichkeiten ausgeschöpft haben, die die Erfüllung ihrer Funk-
tion noch nicht beeinträchtigen."11

Hinzu kommt, daß eine materielle Definition der Aufgaben des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, anhand derer der erforderliche Finanzbedarf genau
bestimmt werden könnte, nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts
nicht nur schwierig, sondern auch unzulässig wäre, weil dadurch die Programm-
freiheit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks verletzt würde: "Wesentlich
genauere Kriterien lassen sich nicht entwickeln, denn das Dilemma ist struktu-
rell bedingt. Eine externe Definition der zur Funktionserfüllung erforderlichen
Mittel scheidet aus, da die Funktionserfüllung gerade in den internen Freiheits-
raum der Rundfunkanstalten fällt. Es besteht zwar die Möglichkeit, die Funktion
abstrakt festzulegen und damit auch den Finanzbedarf zu umgrenzen. Exakte
Maßstäbe für die Berechnung der erforderlichen Mittel werden jedoch überdies
eine Festlegung der Art und Weise der Funktionserfüllung voraussetzen. Die
Funktionserfüllung wäre dann nicht mehr Gebrauch einer Freiheit, sondern Voll-
zug eines vorgegebenen Programms, und stünde damit in Widerspruch zu der
Freiheitsgarantie des Art. 5. Abs. 1 Satz 2 GG."12

Wenn Entscheidungen anhand materieller Kriterien substantiell schwierig
und/oder mit übermäßigen Entscheidungskosten und/oder - wie hier - (verfas-
sungs-)rechtlich unzulässig sind, greift die Rechtsprechung häufig auf prozes-
surale Regelungen zurück: Durch regelgebundene und damit nachvollziehbare
Verfahren soll die Sachgerechtigkeit und die allgemeine Akzeptanz der Ent-
scheidungen gesichert werden. An die Stelle der Legitimation qua Sachkrite-
rium tritt dann die Legitimation qua Verfahren.13

Die Indexierung der Rundfunkgebühr ist ein solches Verfahren, das zu einer
hohen Objektivität und Überprüfbarkeit kollektiver Entscheidungen (hier: dar-
über, welchen Anteil der volkswirtschaftlichen Ressourcen die Gesellschaft für

                                                

11 achtes Rundfunkurteil, S. 47

12 ebenda, S. 47

13 Siehe grundlegend LUHMANN 1984.
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die Zwecke des öffentlich-rechtlichen Rundfunks verwenden will) beiträgt. Inso-
fern ist sie vorteilhaft im Vergleich zu nicht objektiven, d. h. nicht expliziten oder
nicht transparenten Entscheidungsverfahren, die die Gefahr beinhalten, daß die
Rundfunkgebühr nicht gemäß der Präferenzen der Kollektivmitglieder, sondern
nach anderen Kriterien festgelegt wird, bzw. nach den Partikularinteressen
einzelner Gruppen, nach sachfremden Erwägungen oder gar nach den Inter-
essen, die jeder Staat an einer Beeinflussung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks hat.14

Diese Vorteile der Objektivität sind dabei um so größer, je stärker der Regel-
bindungsgrad der Indexierung ist. Sie sind am größten, wenn alle Parameter
der Indexierung exakt vorgegeben sind, d. h. genau geregelt ist, welche Güter
(welcher Warenkorb) der Berechnung der Preisveränderungen zugrunde zu
legen, für welchen Zeitraum die Preisveränderungen festzustellen und wie die-
se Preisveränderungen in die Höhe der Rundfunkgebühr umzurechnen sind.
Sie werden um so geringer, je mehr Indexierungsparameter ungeregelt und
damit einer diskretionären Entscheidung vorbehalten bleiben. Eine Indexierung
bspw., die lediglich für einen sehr kurzen Zeitraum gilt, die lediglich zur Bemes-
sung eines geringen Teils der gesamten Rundfunkgebühr verwendet wird und/
oder lediglich empfehlenden Charakter hat, weist geringere Vorteile der Objekti-
vität auf als eine Indexierung, die für einen langen (im Extrem: unbegrenzten)
Zeitraum gilt, die der Festsetzung des gesamten Gebührenaufkommens dient
und die verbindlich ist, d. h. von der weder die Rundfunkanstalten noch der
Staat noch andere hoheitliche Gremien abweichen dürfen.

                                                

14 Das Bundesverfassungsgericht hat auf diese Gefahr eines Mißbrauchs des Rundfunks
durch den Staat im allgemeinen und speziell durch staatliche Entscheidungen zur Rund-
funkfinanzierung im achten Rundfunkurteil nochmals hingewiesen: "So unverzichtbar der
Staat damit als Garant einer umfassend zu verstehenden Rundfunkfreiheit ist, so sehr sind
seine Repräsentanten doch selber in Gefahr, die Rundfunkfreiheit ihren Interessen unter-
zuordnen... Art. 5 Abs 1 Satz 2 GG schließt es aus, daß der Staat unmittelbar oder mittel-
bar eine Anstalt oder Gesellschaft beherrscht, die Rundfunksendungen veranstaltet. ... In
dem Beherrschungsverbot erschöpft sich die Garantie der Rundfunkfreiheit gegenüber dem
Staat aber nicht. Vielmehr soll jede politische Instrumentalisierung des Rundfunks ausge-
schlossen werden. Dieser Schutz bezieht sich nicht nur auf die manifesten Gefahren unmit-
telbarer Lenkung oder Maßregelung des Rundfunks. Er umfaßt vielmehr auch die sub-
tileren Mittel indirekter Einwirkung, mit denen sich staatliche Organe Einfluß auf das Pro-
gramm verschaffen oder Druck auf die im Rundfunk Tätigen ausüben können... Der Staat
besitzt solche Mittel, weil er es ist, der im Interesse des Normziels von Art. 5 Abs. 1 GG
den Rundfunk organisiert, konzessioniert, mit Übertragungskapazitäten versieht, beauf-
sichtigt und zum Teil auch finanziert. Die damit zwangsläufig eröffneten Einflußmöglich-
keiten auf die publizistische Tätigkeit sollen indessen so weit wie möglich ausgeschaltet
werden. Mehr noch als für die einmaligen Ausgestaltungs- und Einrichtungakte gilt das für
die wiederkehrenden Maßnahmen der Ausstattung und Beaufsichtigung."
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2.2. Planungssicherheit für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten

Die aus der mangelhaften Qualifizierbarkeit der Aufgaben des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks und der mangelhaften Quantifizierbarkeit des sich dar-
aus ergebenden Finanzbedarfs resultierende Praxis der diskretionären Gebüh-
renfestsetzung beinhaltet nicht nur die Gefahr, daß diese Entscheidungen von
sachfremden Erwägungen beeinflußt werden und es ihr an der wünschenswer-
ten gesellschaftlichen Legitimation mangelt. Nachteilig ist vielmehr auch die
sich daraus ergebende Planungsunsicherheit für alle Entscheidungsträger, die
über den Einsatz von Ressourcen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu
entscheiden haben (insbesondere also die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten),15 oder deren Entscheidungen ihrerseits mittelbar von der Finanzaus-
stattung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks abhängen (bspw. private Zuliefe-
rer des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, aber auch die privaten Rundfunkunter-
nehmen, für deren Marktchancen und -entscheidungen die Höhe der Rund-
funkgebühr eine wichtige Einflußgröße darstellt).

Die Indexierung der Rundfunkgebühr ist ein Verfahren, das diese Planungs-
unsicherheiten vermindert. Zwar verbleibt aufgrund von Veränderungen der
Zahl der angemeldeten Rundfunkgeräte, der zu genehmigenden Gebührenbe-
freiungen und vor allem der Unsicherheit bezüglich der Entwicklung des Preis-
indexes, an den die Rundfunkgebühr gekoppelt wird (bspw. an den Lebenshal-
tungskostenindex oder an einen rundfunkspezifischen Index) auch bei einer
Indexierung eine gewisse Planungsunsicherheit; im Vergleich zum bestehen-
den, weitgehend diskretionär bzw. nach politischen Kriterien entschiedenen Ge-
bührenfestsetzungsverfahren erhöht sich die Prognostizierbarkeit des Gebüh-
renaufkommens gleichwohl beträchtlich. Je nach Art des zugrunde gelegten
Index beschränken sich die Abweichungen zwischen der prognostizierten und
der tatsächlichen Preisentwicklung auf ca. +-1 % (Abbildung 1 zeigt die
Abweichungen für den Lebenshaltungskostenindex).16

                                                

15 "Das gegenwärtige Verfahren der Gebührenfestsetzung schafft für die Anstalten eine chro-
nische Planungsunsicherheit. Sie können, da der für sie maßgebende Finanzrahmen von
den staatlichen Stellen aufgrund subjektiv-willkürlicher Dispositionen gesetzt wird, weder
die künftige Größe dieses Rahmens antizipieren noch den Zeitpunkt, zu dem der Rahmen
vergrößert werden wird. Diese strukturelle Finanzplanungsunsicherheit ist für die Rund-
funkanstalten besonders in einer Zeit problematisch, in der sie aufgrund des sich verschär-
fenden Wettbewerbs mit privaten Veranstaltern zunehmend gehalten sind, langfristige Dis-
positionen zur Sicherung ihrer Ressourcen (Lizenzen für Filme, Übertragungsrechte, tech-
nische Kapazitäten, Personal etc.) zu treffen." PRODOEHL 1990, S. 383

16 Die in Abbildung 1 aufgeführten Abweichungen fallen allerdings auch deshalb gering aus,
weil die Preisveränderungen als gleitender Fünfjahresdurchschnitt berechnet sind. Für die
einzelnen Jahre sind die Abweichungen größer.
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Dies ist ein Vorteil der Indexierung. Zwar ist auch die Planbarkeit, hier:
zukünftiger Einnahmen und damit auch zukünftiger Ausgaben, kein Ziel an sich;
Planbarkeit trägt aber indirekt zu einer Verbesserung des Wirtschaftsergebnisse
bei, weil Fehlallokationen infolge einer Falscheinschätzung zukünftiger Wirt-
schaftsdaten dadurch vermindert werden. Insbesondere längerfristige Aufga-
ben, im Rundfunk also z. B. die Erstellung von Eigen- und Auftragsproduk-
tionen, der Einkauf von Fremdproduktionen, Investitionen in Bauten und tech-
nische Anlagen und die Personalwirtschaft, können umso besser erfüllt werden,
je genauer und frühzeitiger die dafür verfügbaren Einnahmen bekannt sind.17

Umgekehrt steigt das Ausmaß von Fehlentscheidungen und damit von Unwirt-
schaftlichkeit, je unsicherer die Einnahmenentwicklung ist und je stärker
dadurch die geplante und die tatsächliche Aufgabenerfüllung voneinander
abweichen. Auch von daher ist eine Indexierung der Rundfunkgebühr positiv  zu
beurteilen.

Abbildung 1:
Abweichungen zwischen prognostizierter und ta tsä chl i che r  Pr e i sste ig e r un g sra te ,

für einen gleitenden Fünfjahresdurchschnitt, 1978 - 1994

Zeitraum                 Durchschnittl. Preis- Differenz in

 steigerung pro Jahr in % Proz.punkten

Ist Prognose

 1978-82 4,30 2,90 1,40

 1979-83 4,09 3,00 1,09

 1980-84 3,69 4,00 -0,31

 1981-85 3,17 3,75 -0,58

 1982-86 2,98 3,75 -0,77

 1983-87 2,51 3,25 -0,74

 1984-88 2,18 3,00 -0,82

 1985-89 2,29 2,50 -0,21

 1986-90 2,54 2,00 0,54

 1987-91 2,00

 1988-92 1,75
 1989-93 2,00
 1990-94 3,00

Quelle: 8. KEF-Bericht, Anhang, S. 22

                                                

17 So auch HOFFMANN-RIEM 1991, S. 16, oder LEHMANN 1991, S. 123.
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Wie bei der Objektivität variiert auch bei der Planbarkeit der Umfang der damit
verbundenen Vorteile mit der Intensität oder dem Regelbindungsgrad der
Indexierung: Sie sind um so höher, je längerfristiger die Indexierung gilt, je
höher der Anteil der per Index bestimmten an der gesamten Rundfunkgebühr
und verbindlicher die Indexierung ist.

2.3. Vermeidung der Transaktionskosten
einer diskretionären Gebührenfestsetzung

Die mit einer Vollindexierung der Rundfunkgebühr verbundene Regelbindung
macht diskretionäre Entscheidungen über Gebührenanpassungen überflüssig;
und bei einer Teilindexierung werden die Entscheidungen auf die nicht indexier-
ten Bereiche beschränkt. Die Indexierung vermeidet bzw. vermindert damit die
erheblichen Transaktionskosten, die mit einer diskretionären Gebührenfestset-
zung verbunden sind.18 Diese beinhalten bspw. die Informationskosten, die von
den an der Rundfunkgebührenfestsetzung beteiligten Politikern und Bürokraten
aufgewendet werden müssen, und die Verhandlungskosten, die den Landespo-
litikern bei der eigentlichen Gebührenfestsetzung entstehen, sowie auch die
Transaktionskosten der Vielzahl der an der diskretionären Willensbildung indi-
rekt beteiligten Einzelpersonen (Medienpolitiker und Rundfunkfunktionäre) und
Gremien (Mitarbeiter der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und der
KEF). Schließlich werden auch die Transaktionskosten, die sich daraus
ergeben, daß eine diskretionär festgelegte Rundfunkgebühr bei allen Personen
und Gruppen Beeinflussungsversuche (sog. Rent-Seeking-Activities)19 auslöst,
deren Wohlfahrt von der Höhe der Rundfunkgebühren direkt oder indirekt
abhängt (in erster Linie natürlich bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten bzw. deren Angehörigen, daneben aber auch bspw. bei den privaten Zulie-
ferern des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, bei den privaten Rundfunkanstal-
ten, bei den Landesmedienanstalten oder bei der - durch die öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten geförderten - Filmwirtschaft).

Gesamtwirtschaftlich sind solche Rent-Seeking-Aktivitäten und die damit ver-
bundenen Transaktionskosten nicht grundsätzlich negativ zu beurteilen, weil sie
der notwendigen Austarierung ökonomischer und gesellschaftlicher Interessen
der verschiedenen Gesellschaftsgruppen dienen. Sie stellen aber in dem
Umfang unproduktive Aktivitäten dar, in dem es möglich wäre, diese Funktion in
einer effizienteren Weise zu organisieren, d. h. die institutionellen Rahmenbe-

                                                

18 "Nach Effizienzmaßstäben ist das gegenwärtige Verfahren kaum mehr qualifizierbar. Elf
(und bald aller Voraussicht nach 16) Staats- und Senatskanzleien, Länderparlamente,
Rechnungshöfe, die KEF und die Rundfunkanstalten sind damit befaßt, Berge von Daten
zu untersuchen und auszuwerten." (PRODOEHL 1990, S. 383)

19 Siehe zum Begriff und zur gesamtwirtschaftlichen Beurteilung des Rent-Seeking grundle-
gend BUCHANAN 1980, ausführlich auch ROWLEY u. a. 1988.
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dingungen so zu verbessern, daß die gleichen Allokations- und Distributions-
ergebnisse mit geringeren Transaktionskosten erzielt würden.20 Zunächst läßt
sich deshalb nur festhalten, daß eine Indexierung den Vorteil aufweist, die mit
einer diskretionären Gebührenbestimmung verbundenen Transaktionskosten zu
vermeiden. Ob dieser Vorteil sich per Saldo in einer Reduzierung der gesamten
mit einer Gebührenfestlegung verbundenen Transaktionskosten niederschlägt,
läßt sich erst entscheiden, wenn den durch eine Indexierung eingesparten
Transaktionskosten einer diskretionären Gebührenfestsetzung die stattdessen
für die Entwickung und Anwendung einer Gebührenindexierung auf-
zuwendenden Transaktionskosten (vgl. unten, Abschnitt 3.4.) gegenübergestellt
werden (vgl. unten, Abschnitt 4).

Da um so mehr Transaktionskosten entfallen, je geringer die verbleibenden
diskretionären Gebührenfestsetzungselemente sind, ist auch dies ein graduel-
ler, mit dem Regelbindungsgrad (Geltungsdauer, Bedeutung für die gesamte
Gebührenhöhe, Verbindlichkeitsgrad) der Indexierung variierender Vorteil.

2.4. Verhinderung einer Gebührenfixierung durch einzelne Länder

Ein weiterer Vorteil einer Indexierung besteht darin, daß durch sie Blockade
einer (erforderlichen) Gebührenanpassung, zu der bei der bestehenden Gesetz-
gebung jedes Bundesland im Stande ist, beseitigt werden könnte. Während bei
der bestehenden Regelung jede Gebührenveränderung von allen Bundeslän-
dern, d. h. einstimmig, beschlossen werden muß (d. h. umgekehrt auch: am
Widerstand eines einzigen Bundeslandes scheitern kann), würde die mit einer
Indexierung verbundene automatische Anpassung der Rundfunkgebühr zu ge-
ringeren Abweichungen zwischen der sachlich erforderlichen und der politisch
durchsetzbaren Gebührenhöhe führen.

Dieser Vorteil läßt sich anhand von Abbildung 2 (am Beispiel zweier Länder)
verdeutlichen. Dort wird unterstellt, daß die Präferenzen - und damit auch die
Zahlungsbereitschaft - für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zwischen den
Ländern A und Z differieren: Land A mit der Zahlungsbereitschaft MZBA bevor-
zugt eine niedrige Rundfunkgebühr von TA, Land Z mit der Zahlungsbereit-
schaft MZBZ bevorzugt eine Rundfunkgebühr von TZ. Während sich bei einer
Mehrheitsabstimmung die Länder auf eine durchschnittliche Höhe der Rund-
funkgebühr TAZ einigen würden (genau: auf die vom sog. Medianwähler bevor-
zugte Höhe),21 wird beim geltenden Einstimmigkeitsprinzip die von Land A

                                                

20 Siehe hierzu bspw. WEGEHENKEL 1981 sowie die Arbeiten der neuen Institutionenöko-
n o mik,  b sp w.  FURUB OTN/ RI CHTE R 19 9 1 , PI ES  199 3 ,  zu samme nf a sse n d  RI CHTE R 1 9 9 4. 

21 Innerhalb der einzelnen Länder werden die individuellen Zahlungsbereitschaften der einzel-
nen Bürger natürlich ebenfalls variieren, so daß die durchschnittlichen oder mittleren Zah-
lungsbereitschaften (MZB) verglichen werden, auf die sich die Einwohner der einzelnen
Länder unter Verwendung unterschiedlicher Wahlverfahren einigen. Zu den verschiedenen
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bevorzugte niedrige Gebühr beschlossen. Im Vergleich zur wohlfahrtsökono-
misch angemessenen Gebührenhöhe TAZ, bei der sich die Abweichungen zwi-
schen der von den einzelnen Ländern gewünschten und einer bundeseinheit-
lichen Gebührenhöhe auf das unumgängliche Mindestmaß beschränken (in
Abbildung 2 die Summe der Flächen CED und EFG), ergeben sich dadurch
wesentlich (bei den in Abbildung 2 unterstellten Nutzenverläufen um ca. 50 %)
höhere Wohlfahrtsverluste (Fläche FDH)!22 23

                                                                                                                                 

Wahlverfahren und ihren unterschiedlichen Mehrheitseergebnissen siehe bspw.
FREY/KIRCHGÄSSNER 1994, S. 143ff.

22 Siehe hierzu ausführlicher KOPS/HANSMEYER 1994. In Abbildung 1 wird (vereinfachend)
unterstellt, daß das Rundfunkangebot homogen ist, d. h. in allen Bundesländern das glei-
che öffentlich-rechtliche Programm angeboten wird (diese Annahme äußert sich graphisch
in der Vertikalität der Angebotskurve XAZ). Richtig ist diese Annahme nur für das gesamte
Programmangebot des ZDF und das ARD-Gemeinschaftsprogramm; die bei der ARD be-
stehenden Angebotsunterschiede innerhalb der regionalen Hörfunk- und Fernsehprogram-
me bleiben damit unberücksichtigt.

23 Auch die Verteilungsergebnisse zwischen Land A und B unterscheiden sich gravierend von
denjenigen, die bei einer Mehrheitsabstimmung aufträten. Während sich in letzterem Fall
für beide Länder gleich große Abweichungen zwischen der Einheitsgebühr GAZ und der
gewünschten Gebühr GA bzw. GZ ergäben, entfallen bei einer infolge des Einstimmigkeits-
prinzips möglichen einseitigen Blockadepolitik die gesamten Wohlfahrtsverluste (mit
PENNOCK 1959 auch Frustrationskosten genannt, vgl. ausführlich KOPS/HANSMEYER
1994) auf Land Z!
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Abbildung 2:
Marginale Zahlungsbereitschaft zweier Bevölkerungsgruppen

mit unterschiedlichen Präferenzen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
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In dynamischer Betrachtung läßt sich der Vorteil einer indexierten Anpassung
der Rundfunkgebühr im Vergleich zu einer nach dem Einstimmigkeitsprinzip
bestimmten (und einseitig festschreibbaren) Gebührenhöhe auch anhand von
Abbildung 3 verdeutlichen: Unterstellt man, daß bei unterschiedlichen rundfunk-
politischen Auffassungen zwischen den Bundesländern stets mindestens ein
Bundesland eine Gebühr bevorzugt, die nicht über der geltenden Gebühren-
höhe liegt, so führt die von diesem Land vorgenommene Festschreibung der
Gebührenhöhe zu im Zeitablauf steigenden Divergenzen gegenüber der mehr-
heitlich gewünschten (und wohlfahrtsökonomisch wünschenswerten) Gebüh-
renhöhe. Die per Index fortgeschriebene Gebührenhöhe läge demgegenüber
zumindest im Durchschnitt näher an der wohlfahrtsökonomisch wünschens-
werten Höhe (obwohl auch sie davon nach unten oder oben abweichen könnte).
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Abbildung 3:
Abweichungen zwischen mehrheitlich gewünschter Gebührenerhöhung und
einer per Einstimmigkeit bzw. per Indexierung festgelegten Gebührenhöhe

Zeit

Gebühr

Gegenwart Zukunft

mehrheitlich gewünschte
Gebührenerhöhung II

indexierte Gebührenerhöhung

mehrheitlich gewünschte
Gebührenerhöhung I

per Einstimmigkeit beschlos-
sene Gebührenerhöhung

Auch dies ist genau betrachtet ein gradueller, mit dem Regelbindungsgrad der
Indexierung variierender Vorteil: Je längerfristiger, umfassender und verbind-
licher die Indexierung ist, desto schwieriger wird eine einseitige Blockade der
Gebührenanpassung; je kurzfristiger, partieller und unverbindlicher die Indexie-
rung ist, desto größer werden dagegen die Möglichkeiten der einzelnen Bun-
desländer, die verbleibenden diskretionären Entscheidungsräume für eine ein-
seitige Blockade einer Gebührenanpassung zu nutzen, um so wahrscheinlicher
treten dann die oben beschriebenen Wohlfahrtsverluste auf.

Mit dem Verzicht auf Einstimmigkeit der Gebührenfestsetzung kann überdies
ein weiterer Nachteil verminden werden. Dieser ergibt sich daraus, daß jedes
Bundesland die ihm durch die Einstimmigkeit gegebenen Veto- oder Blockade-
rechte dazu mißbrauchen kann, sich seine Zustimmung zu einer Gebührenan-
passung von den anderen Ländern durch Zugeständnisse in anderen rundfunk-
politischen Fragen "abkaufen" zu lassen. Baden-Württemberg hat für derartige
Versuche im Zuge der Gebührenrunde 1988 ein illustratives Beispiel geliefert,
als es sich wegen medienpolitischer Ziele der baden-württembergischen CDU-
Landtagsfraktion als einziges Bundesland weigerte, einer Gebührenerhöhung
zuzustimmen.24 Denkbar (und bei anderen landespolitischen Entscheidungen
häufig beobachtet) ist sogar, daß die Länder ihr Vetorecht zur Erreichung von

                                                

24 Der Bayerische Veraltungsgerichtshof hat in einem Beschluß vom 6. Juli 1988 dieses "Ver-
halten Baden-Württembergs", mit dem "medienpolitischer Einfluß auf die öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten genommen oder wenigstens indirekt an ihr Wohlverhalten appel-
liert" worden sei, zum Anlaß genommen, die Festsetzung der Rundfunkgebühren durch die
Länderparlamente als Verstoß gegen den Grundsatz der Staatsfreiheit des Rundfunks zu
bezeichnen. Vgl. PRODOEHL 1990, S. 378.
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Zielen auszunutzen versuchen, die mit der Rundfunkpolitik überhaupt nichts zu
tun haben (bspw. im Umweltschutz, der Regionalpolitik, der Energiepolitik oder
für die Durchsetzung strittiger Finanzausgleichsfragen).25 Obwohl ein solches
"Rog-Rolling" nicht prinzipiell negativ zu beurteilen ist, sondern unter bestimm-
ten Umständen (als Verfahren zur Verminderung von Verhandlungs- und Eini-
gungskosten) sogar Vorteile gegenüber einer Entscheidung über Einzelfragen
aufweist,26 müssen solche Versuche in der Rundfunkpolitik wegen der für die-
sen Politikbereich zu Recht geforderten Staatsferne, d. h. hier: des Verzichts
auf eine Verknüpfung rundfunkpolitischer Entscheidungen mit anderen Fragen
staatlicher Politik, abgelehnt werden.

2.5. Bestands- und Entwicklungssicherung
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

Der Vollständigkeit halber sei abschließend ein weiterer möglicher Vorteil
einer Indexierung der Rundfunkgebühr erwähnt, der auch in der Literatur bis-
weilen genannt wird.27 Dieser besteht darin, daß durch eine Indexierung sicher-
gestellt werden kann, daß das von der Verfassungsrechtsprechung entwickelte
Postulat der Bestands- und Entwicklungssicherung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks beachtet wird. Voraussetzung ist allerdings, daß die Indexierung in
der Lage ist, die spezifischen Finanzbedarfsformen zu erfassen, die sich aus
der Sicherung des Bestands und der Entwicklung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks ableiten. Bspw. müßte ein Warenkorb entwickelt werden, der alle für
die Bestands- und Entwicklungssicherung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
erforderlichen Ausgaben (wie bspw. die Entwicklung neuer Programmformen,
die Investitionen in neue Produktionstechniken und die Nutzung neuer Über-
tragungsformen) enthält. Unter dieser Bedingung bestünde auch wiederum, wie
bei den zuvor genannten Vorteilen einer Indexierung, ein kontinuierlicher
Zusammenhang zwischen dem Regelbindungsgrad und dem Umfang dieses
Vorteils.

Auf der anderen Seite muß darauf hingewiesen werden, daß sich die Indexie-
rung in dem Umfang, in dem sie aus der Bestands- und Entwicklungssicherung
rührende Bedarfskomponenten außer acht läßt,28 von einem Vorteil in einen

                                                

25 Siehe die illustrative Darstellung entsprechender Praktiken bei RENZSCH 1991.

26 Siehe FREY 1980 oder SCHARPF 1992.

27 Vgl. bspw. die diesbezüglichen differenzierten Ausführungen bei HOFFMANN-RIEM 1991,
S. 36ff.

28 Zumindest für die Entwicklungsaufgaben muß bezweifelt werden, daß sich ein solcher
Index konstruieren läßt und die Entwicklungssicherung damit regelgebunden werden kann.
Siehe hierzu unten Abschnitt 5.2.
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Nachteil wandelt: Die regelgebundene, indexierte Rundfunkfinanzierung gefähr-
det dann den Bestand und die Entwicklung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, weil die Gebührenanpassungen geringer ausfallen, als es zur (vollen)
Bestands- und Entwicklungssicherung erforderlich wäre.29   

                                                

29 Im übrigen stellt die bei einer adäquaten Indexierung erreichte Bestands- und Entwick-
lungssicherung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, ökonomisch betrachtet, ohnehin kei-
nen eigenständigen Vorteil dar: Unterstellt man, daß die Bestands- und Entwicklungssiche-
rung lediglich eine (verfassungsrechtlich besonders betonte) Variante des allgemeineren
ökonomischen Prinzips darstellt, nach dem dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk ein den
Präferenzen der Bürger gemäßer Stellenwert (und eine demgemäße Finanzausstattung)
einzuräumen ist, so wird dieses Ziel ohnehin erreicht, sofern die zuvor genannten Bedin-
gungen für eine präferenzengerechte Festsetzung der Gebührenhöhe erfüllt sind.





3. Nachteile einer Indexierung der Rundfunkgebühr

3.1. Die Außerkraftsetzung der allokativen und distributiven
Lenkungsfunktionen des Preises

3.1.1. Die Außerkraftsetzung der allokativen Lenkungsfunktion des Preises

Eine Indexierung der Rundfunkgebühr beinhalten nicht nur Vorteile, sondern
ist auch mit einer Reihe von Nachteilen behaftet. Ein erster, gravierender Nach-
teil besteht darin, daß durch die Indexierung eine kurzfristige Anpassung an
einen sich ändernden relativen Preis des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (als
Folge sich ändernder Präferenzen oder/und Kosten dieses Gutes)30 verhindert
wird; bestehende Strukturen werden durch die Indexierung "festgeschrieben".
Damit wird auf einen wichtigen, die allokative Leistungsfähigkeit der Markt-
wirtschaft bestimmenden Vorteil verzichtet.31

 Die mit einem solchen Verzicht auf eine kurzfristige Anpassung an Verände-
rungen relativer Preise verbundenen Nachteile schlagen beim öffentlich-recht-
licher Rundfunk zwar möglicherweise nicht in dem Maß zu Buche, wie dies bei
privaten, über den Markt alloziierten Gütern der Fall ist; dennoch geht auch
beim nach kollektiven Regeln bereitgestellten und finanzierten öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk mit der Indexierung der Rundfunkgebühr (als dem politischen
Preis dieses Gutes)32 ein Teil der Flexibilität verloren, die eine nicht indexierte,
kurzfristig und diskretionär veränderbare Gebühr beinhaltet. Isoliert betrachtet
stellt dies einen Nachteil dar, da dies Fehlallokationen, d. h. gesamtwirtschaftli-
che Wohlfahrtsverluste nach sich zieht. Diese sind c. p. um so größer, je länger-
fristiger, vollständiger und verbindlicher die Indexierung ist.

                                                

30 Zu den möglichen Ursachen und Formen von Angebots- und Nachfrageveränderungen im
Rundfunk siehe z. B. MAIER 1986, KOPPER 1989, SCHNECK 1989 und HANSMEYER
u.a. 1994.

31 Der Preismechanismus sorgt dafür, daß bei einer Veränderung der Nachfrage oder des
Angebots bzw. der dahinter stehenden Veränderungen der Nutzenschätzung und Erstel-
lungskosten eines Gutes marktliche Mengenreaktionen ausgelöst werden. Dadurch verän-
dern sich die relativen Preise dieses Gutes im Vergleich zu allen anderen Gütern: Die wohl-
fahrtsökonomischen Marginalbedingungen (Ausgleich der Grenzraten der Faktorsubsti-
tution für sämtliche Güter, Ausgleich der Grenzraten der Gütersubstitution für sämtliche
Individuen und Erreichung eines simultanen Tausch- und Produktionsoptimums) werden
erfüllt. Siehe hierzu allgemein bspw. FRITSCH u. a. 1994, S. 4ff.; speziell für den Rundfunk
auch KOPPER 1991, S. 77f.

32 Zur Rundfunkgebühr als "politischer Preis" siehe RÜHL 1984, SCHMITZ 1990, KOPPER
1991, GERSDORF 1994, KOPS 1995.
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3.1.2. Die Außerkraftsetzung der distributiven Lenkungsfunktion des Preises

Hinzu kommt, daß eine Indexierung der Rundfunkgebühr auch die Verteilung
der Ressourcen zwischen dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk (und den durch
ihn begünstigten Personen) und alternativen Verwendungszwecken (und den
dadurch begünstigten Personen) festschreibt. Verteilungspolitisch als wün-
schenswert erachtete Veränderungen der personalen, sektoralen oder funktio-
nalen Einkommensverteilung werden dadurch erschwert (wobei diese distribu-
tive Inflexibilität ebenfalls mit dem Regelbindungs- und Geltungsgrad der
Indexierung zunimmt). Der Extremfall einer Volkswirtschaft, in dem die Res-
sourcenausstattung aller Bevölkerungsgruppen langfristig durch eine Indexie-
rung oder eine sonstige Form der Regelbindung festgeschrieben ist, verdeut-
licht die damit verbundenen Nachteile: Im Zeitablauf eintretende wirtschaftliche
Veränderungen, aufgrund derer die Verteilungsergebnisse zunehmend von den
bestehenden Leistungsfähigkeits- und Bedürftigkeitsmaßstäben abweichen, las-
sen sich unter diesen Bedingungen ebensowenig korrigieren, wie sich Vertei-
lungsergebnisse an sich möglicherweise verändernde gesellschaftspolitische
Verteilungsziele anpassen lassen. Hinzu kommt, daß die dadurch entstehenden
verteilungspolitischen Mängel und Ungerechtigkeiten negative Rückwirkungen
auf die individuelle Leistungsbereitschaft und damit auf die allokative
Leistungsfähigkeit des Wirtschaftssystems haben.

Solche distributiven (Neben-)Wirkungen erklären im übrigen, warum primär
allokativ gemeinte Bereitstellungs- und Finanzungsregeln je nach den damit
verbundenen Verteilungswirkungen unterschiedlich beurteilt werden: Eine für
die Volkswirtschaft insgesamt allokativ positiv wirkende Maßnahme kann für
einzelne Bevölkerungsgruppen durchaus mit einer Verschlechterung ihrer Ver-
teilungsposition einhergehen (so wie umgekehrt gesamtwirtschaftlich negative
Allokationsmaßnahmen die Verteilungsposition einzelner Bevölkerungsgruppen
durchaus verbessern können). Auch eine Indexierung der Rundfunkgebühr wird
deshalb nicht distributionsneutral wirken und auch nicht distributionsneutral
beurteilt werden: Wenn es als wahrscheinlich erachtet wird, daß eine per Index
bemessene Gebührenanpassung höher ausfällt als eine nach dem bisherigen
diskretionären Verfahren bemessene, werden die Bevölkerungsgruppen, denen
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkgebühren direkt (etwa als Mitarbeiter der
Rundfunkanstalten) oder indirekt (etwa als deren private Zulieferer) zufließen,
eine Indexierung befürworten (selbst wenn diese gesamtwirtschaftlich negative
Allokationswirkungen hätte); wird es hingegen als wahrscheinlich erachtet, daß
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk durch eine Indexierung der Rund-
funkgebühr weniger Finanzmittel zufließen als durch eine diskretionäre
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Gebührenfestsetzung, werden diese Gruppen die Indexierung ablehnen, selbst
wenn sie allokativ positiv zu beurteilen ist.33

                                                

33 Siehe hierzu ausführlicher Abschnitt 5.1.3.
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3.2. Währungspolitische Vorbehalte
gegenüber einer Indexierung der Rundfunkgebühr

Gegen eine Indexierung der Rundfunkgebühr sprechen weiterhin währungs-
politische Vorbehalte. Diese basieren letztlich auf dem mit einer Indexierung
verbundenen, gerade beschriebenen Verzicht auf allokative und distributive
Lenkungsfunktionen, durch die eine Indexierung nicht nur die relativen Preise
einzelner Güter und Gütergruppen festschreibt, sondern auch dazu beiträgt,
daß der Geldwert der Währung insgesamt an Flexibilität verliert, d. h. deren
Lenkungsfunktion beeinträchtigt wird.34

Aus diesen Gründen wird von der Deutschen Bundesbank grundsätzlich das
sog. Nominalwert-Prinzip vertreten, nach dem die Höhe der Güterpreise nicht
unter Verwendung von Preisindices angegeben werden darf.35 Folglich wird
auch eine Indexierung der Rundfunkgebühr von der Deutschen Bundesbank
abgelehnt. In der Beantwortung einer Anfrage nach der Zulässigkeit einer
Rundfunkindexierung36 räumt sie zwar ein, daß "eine in Staatsverträgen der
Länder und entsprechenden Zustimmungsgesetzen der Länderparlamente
geregelte Indexierung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkgebühr nicht unter § 3
des Währungsgesetzes fallen würde, so daß auch die Genehmigungsgrund-
sätze der Bank zu § 3 des Währungsgesetzes nicht unmittelbar zur Anwendung
kommen."37 Dennoch sind "in der Sache gegen eine Indexierung der Rundfunk-
gebühr so schwerwiegende währungspolitische Bedenken zu erheben, daß die
Deutsche Bundesbank dringend von dem Vorhaben abraten muß, wie sie auch
bisher im Bereich der Gesetzgebung des Bundes davon abgeraten hat, Überle-
gungen zu verwirklichen, in Gesetzen in Geld ausgedrückte Beträge oder Werte
an die Entwicklung eines Preisindex zu binden."

Ohne auf die ausführliche Begründung dieser Position einzugehen,38 ist der
Bundesbank in ihrer Gesamtbeurteilung zuzustimmen, nach der eine Indexie-
rung der Rundfunkgebühr währungspolitisch nachteilig wäre. Die Nachteile wür-
den dabei wiederum mit dem Geltungsumfang, der Geltungsdauer und der Ver-
bindlichkeit der Indexierung steigen.

                                                

34 Auch die hiermit verbundenen Nachteile können am Denkmodell einer Volkswirtschaft, in
der die Preise für Güter indexiert sind, verdeutlicht werden: Preisanstiege (etwa exogen
bedingter Art) übertragen sich in diesem Fall gleichmäßig auf alle Gütermärkte; relative
Preisänderungen, durch die Güter, die relativ knapper werden, in geringerem Maß nachge-
fragt werden (wodurch dem Preisanstieg entgegengewirkt wird), kommen nicht zustande.

35 Siehe hierzu grundlegend ISSING 1973 und MILBRADT 1982.

36 Schreiben des Vorstands der Deutschen Bundesbank an die Niedersächsische Staats-
kanzlei vom 1. 2. 1991, abgedruckt in HOFFMANN-RIEM 1991, S. 216 - 221

37 ebenda, S. 217

38 Siehe ebenda, S. 217ff.
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3.3. Beseitigung der Anreize zu wirtschaftlichem Handeln?

Ein weiterer Nachteil einer Indexierung ergibt sich dann, wenn als Folge
mangelnder Wirtschaftlichkeit die per Index bemessene Gebührenhöhe steigt.
Anreize zu wirtschaftlichem Handeln werden dann vermindert, weil die auf
Unwirtschaftlichkeit zurückgehenden Mehrausgaben durch Mehreinnahmen
wieder ausgeglichen werden. Diese Wirkung ist um so stärker, je stärker das
Wirtschaftsgebaren des einzelnen Aufgabenträgers die Höhe des Index beein-
flußt, d. h. je höher der Anteil seiner Ausgaben am gesamten Warenkorb des
Index ist. Im Extrem, in dem der Index ausschließlich die von einem einzigen
Aufgabenträger getätigten Ausgaben enthält, werden durch eine Erhöhung der
Ausgaben die per Index festgelegten Einnahmen im gleichen Maß erhöht. Für
die Begrenzung von Ausgaben und die Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des
Handels bestehen dann keinerlei Anreize.

Von daher wäre auch die Indexierung auf der Basis eines rundfunkspezifi-
schen Warenkorbes problematisch, der nur die Ausgaben der öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten enthielte: Da innerhalb des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks bestehende (wie auch ggf. neu hinzu kommende) Formen mangelnder
Wirtschaftlichkeit zu einer Erhöhung der Rundfunkgebühren beitrügen, gäbe es
kaum Anreize, diese Unwirtschaftlichkeiten zu beseitigen. Bei der methodischen
Ausgestaltung eines Index für die Rundfunkgebühren, insbesondere bei der
Bestimmung eines rundfunkspezifischen Warenkorbs ist dies zu beachten.39

Dieser Nachteil einer Indexierung kann allerdings dadurch vermieden werden,
daß der Index nicht anhand tatsächlicher Ausgaben berechnet wird, sondern
anhand fiktiver (oder normativer) Ausgaben, die unter der Annahme eines wirt-
schaftlichen und sparsamen Ausgabengebarens (hier: der Rundfunkanstalten)
anfallen würden. Diese Vorgehensweise wird in der Praxis bei vielen öffent-
lichen Aufgabenträgern angewandt.40 Allerdings werden die Einnahmen bei
einer solchen Methode nicht anhand eines Preisindex bemessen, sondern
anhand normierter Ausgaben (oder besser: eines normierten Finanzbedarfs).41

                                                

39 Siehe unten, Abschnitt 5.2.1.

40 Vor allem bei den Gemeinden, deren Finanzbedarf im kommunalen Finanzausgleich
anhand normierter Bedarfsfaktoren bestimmt wird, und bei den Bundesländern, denen im
Länderfinanzausgleich normierte (im wesentlichen: bundesdurchschnittliche) Pro-Kopf-
Steuereinnahmen zugestanden werden. Siehe hierzu ausführlich KOPS 1994b.

41 Eine solche Vorgehensweise unterscheidet sich von einer indexgebundenen Einnahmen-
bemessung grundlegend. Sie wirft auch zusätzliche Probleme auf (wie z. B. die gerade
beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk wichtige Frage, nach welchen Kriterien und von wel-
cher Institution die Normbedarfe festgelegt werden sollen und in welchem Umfang dadurch
die Ausgabenautonomie der Aufgabenträger beschränkt wird). Siehe hierzu ausführlicher
die Abschnitte 5.2.2. und 5.2.3.
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Abbildung 4:
Die durch eine Begrenzung der Ausgaben/Einnahmen auf einen Durchschnitt

hervorgerufene Tendenz zur langfristigen Angleichung an die Untergrenze
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Ein anderer Weg, auch bei einer Indexierung anhand tatsächlicher Ausgaben
Anzreize zur Wirtschaftlichkeit zu schaffen, eröffnet sich, wenn sich mehrere
Aufgabenträger die indexierten Einnahmen teilen müssen. Dies ist - ebenso wie
bei den Gebietskörperschaften oder den dezentralisierten Sozialversicherungs-
trägern (wie der gesetzlichen Krankenversicherung) - beim öffentlich-rechtlichen
Rundfunk, der sich aus mehreren selbständigen Rundfunkanstalten zusammen-
setzt, der Fall. Unter dieser Bedingung kann ein Verfahren eingesetzt werden,
bei dem eine Indexierung der (Gesamt-)Einnahmen anhand tatsächlicher
Ausgaben mit einer Verteilung dieser Einnahmen anhand durchschnittlicher (d.
h.: normierter) Ausgaben kombiniert wird. Dadurch wird ein Wettbewerb
zwischen den einzelnen Aufgabenträgern in Gang gesetzt, da die tatsächlichen
Ausgaben nur bis zur Höhe der Durchschnittsausgaben gedeckt werden. Für
Ausgaben, die den Durchschnitt überschreiten, stehen dadurch keine
Einnahmen zur Verfügung, so daß Anreize zur Ausgabenreduzierung beste-
hen.42 Im Zeitablauf hat dies permanente Ausgabensenkungen zur Folge, weil

                                                

42 Dies ist vereinfachend die Methode, die die gesetzlichen Krankenversicherungen bei der
Honorierung ärztlicher Leistungen anwenden: Wenn die Leistungen, die die Praxen (in den
einzelnen Vergütungsziffern) erbringen, über den Bundesdurchschnitt hinausgehen, wer-
den sie von den Kassen nicht erstattet. Siehe die Detailregelungen in BROGLIE u. a. 1994;
zu den Allokationswirkungen dieser und anderer Honorierungsformen ärztlicher Leistungen
grundsätzlich SCHULENBURG 1981.



21 Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr

die Reduktion der überdurchschnittlichen Ausgaben dazu führt, daß der Durch-
schnittswert selbst ebenfalls sinkt (und in der Folgeperiode dadurch wiederum
neue überdurchschnittliche Ausgaben entstehen, die nicht abgegolten werden,
usw. In Abbildung 4 ist die Mechanik graphisch beschrieben).

Die ausgabensenkende Wirkung einer Durchschnittsausgaben zugrunde le-
genden Einnahmenverteilung verstärkt sich noch, wenn die einzelnen Aufga-
benträger bei ihrer Ausgabenpolitik nicht abschätzen können, ob ihre Ausgaben
am Ende einer Periode über dem Durchschnitt liegen und ihnen damit ein Teil
der Ausgaben nicht erstattet wird. Um dieses Risiko zu verringern, werden dann
alle Aufgabenträger, auch diejenigen, deren Ausgaben tatsächlich unterdurch-
schnittlich sind, ihre Ausgaben reduzieren. Die Folge ist ein noch schnelleres
Absinken der Durchschnittsausgaben sowie - wichtiger noch - eine permanente
Tendenz zur Ausgaben- und Einnahmenkürzung (vgl. Abbildung 5).

Abbildung 5:
Die durch eine Begrenzung der Ausgaben/Einnahmen auf einen Durchschnitt

hervorgerufene Tendenz zur dauerhaften Ausgaben-/Einnahmenkürzung
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Ein solcher Mechanismus, durch den sich die Ausgaben und Einnahmen lang-
fristig immer weiter nach unten entwickeln, ist besonders dann problematisch,
wenn nicht zwischen Ausgabenkomponenten unterschieden werden kann,
deren Höhe vom Grad der (Un-)Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung
abhängen, und Ausgabenkomponenten, die von der Menge und Qualität der
erbrachten Aufgaben abhängen. Die Ausgabensenkung bis auf den (erstatte-
ten) Durchschnitt kann in diesem Fall nämlich sowohl dadurch erreicht werden,
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daß Unwirtschaftlichkeiten beseitigt werden als auch dadurch, daß die Menge
oder/und Qualität der erbrachten Aufgaben verringert wird. Da letzteres häufiger
die einfachere Lösung darstellt, führt eine am Durchschnitt orientierte Pla-
fondierung der Finanzausstattung häufig nicht zu erhöhter Wirtschaftlichkeit
sondern nur oder primär zu einer verminderten Quantität und/oder Qualität der
erbrachten Leistungen. Diese Gefahr besteht auch und gerade beim öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, bei dem die Qualität der erbrachten (Programm-)Leistun-
gen schwer meßbar ist.

Die einzige Möglichkeit, einen solchen permanenten Qualitätsverlust zu ver-
hindern, besteht darin, Kriterien zu entwickeln, mit deren Hilfe unterschieden
werden kann, welcher Anteil der Ausgaben von der Qualität und Quantität der
zugewiesenen Aufgaben abhängt, und welcher Anteil vom Grad der Wirtschaft-
lichkeit der Aufgabenerfüllung. Dies aber führt dazu, daß die ursprüngliche
Indexlösung auf der Basis tatsächlicher Ausgaben wieder durch einen Katalog
normierter Finanzbedarfe ersetzt wird, d. h. eine Lösung gewählt wird, die die
Gefahr eines Eingriffs in die Programmautonomie des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks beinhaltet.43

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß eine auf tatsächlichen Aufgaben
basierende Indexierung die Anreize zu wirtschaftlichem Handeln vermindert und
daß diese negative Wirkung um so stärker ist, je stärker die Höhe des Index
durch das Ausgabengebaren der Aufgabenträger bestimmt wird, deren
Einnahmen nach diesem Index bemessen werden. Weiterhin läßt sich festhal-
ten, daß in einem föderativen, aus mehreren Aufgabenträgern bestehenden
System diese Tendenz zur Perpetuierung von Unwirtschaftlichkeiten zwar
dadurch gemindert werden kann, daß die Einnahmen auf durchschnittliche Aus-
gaben begrenzt werden, damit aber in Kauf genommen werden muß, daß über-
durchschnittliche Ausgaben nicht durch eine Verminderung von Unwirtschaft-
lichkeiten, sondern durch eine Reduzierung der Quantität oder Qualität der
erbrachten Leistungen beseitigt werden.

3.4. Transaktionskosten der Einigung über das Indexierungsverfahren
und des Verfahrensvollzugs

Als Vorteil einer Indexierung war oben (Abschnitt 2.3.) die Vermeidung der bei
einer diskretionären Gebührenbemessung entstehenden Transaktionskosten
genannt worden. Diesem Vorteil steht allerdings der Nachteil gegenüber, daß
auch eine indexgebundene Gebührenbemessung mit Transaktionskosten ver-
bunden ist: Zum einen entstehen Transaktionskosten dadurch, daß zunächst
ein Indexierungsverfahren konstruiert werden muß und sich die Beteiligten auf

                                                

43 Siehe unten, Abschnitt 5.2.3.



23 Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr

dieses Verfahren einigen müssen. Diese Form von Transaktionskosten fällt
(sieht man von Nachbesserungen und Anpassungen ab) nur einmal an. Zum
anderen entstehen Transaktionskosten bei der Anwendung des entwickelten
Indexierungsverfahrens. Diese Form von Transaktionskosten fällt dauerhaft an,
d. h. für jeden Zeitabschnitt, für den die Gebührenhöhe per Index berechnet
wird.

Transaktionskosten bei der Entwicklung von und der Einigung über ein
bestimmtes Indexierungsverfahren entstehen bei allen an dieser Entscheidung
beteiligten Gremien. Dazu gehören zum ersten die Landesparlamente bzw. die
Landesregierungen, und dort vor allem die Staatskanzleien, die mit der Frage
der Rundfunkfinanzierung bisher federführend befaßt waren und die auch nach
dem neuesten Verfassungsurteil, das ihnen diese Kompetenz weitgehend
abspricht,44 zumindest noch die Neuregelung der Finanzierungszuständigkeiten
(sei sie indexgebunden oder nicht) mitzugestalten versuchen. Des weiteren ent-
stehen solche Transaktionskosten bei der KEF, deren Gebührenfestsetzungs-
kompetenzen durch das Verfassungsurteil gestärkt worden sind und der in
Zukunft daher vermutlich die Hauptverantwortung für die Weiterentwicklung der
Methodik zur Gebührenfestsetzung zukommen dürfte,45 46 sowie bei den Lan-
desrundfunkanstalten, die sowohl durch die Erhebung und Bereitstellung von
Daten als auch die Mitwirkung an den methodischen Überlegungen an der Ent-
wickung geeigneter Indexierungsverfahren beteiligt sind.47

Diese Transaktionskosten beschränken sich nicht auf den Ressourceneinsatz,
der mit der Entwicklung geeigneter Indexierungsverfahren verbunden ist. Viel-
mehr umfassen sie auch die Verhandlungskosten, die dadurch entstehen, daß
sich die verschiedenen Beteiligten auf ein bestimmtes Verfahren einigen müs-
sen. Angesichts der z. T. unterschiedlichen Interessen, die die Bundesländer

                                                

44 Siehe hierzu Abschnitt 6.1. sowie ausführlicher KOPS 1995.

45 Siehe ebenda.

46 Da die KEF bereits in der Vergangenheit differenzierte Überlegungen zu den Möglichkeiten
und Problemen einer Indexierung der Rundfunkgebühr angestellt hat (siehe vor allem:
Untersuchung von ARD und ZDF zur rundfunkspezifischen Preissteigerungsrate, Baden-
Baden/Mainz, 21. 3. 1991, in: 8. KEF-Bericht, Anhang, im folgenden zitiert als KEF 1991b,
sowie die Stellungnahme der KEF im Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht, in: 9.
KEF-Bericht, Anlage 4, im folgenden zitiert als KEF 1994b), wären hier allerdings nurmehr
diejenigen Kosten zu berücksichtigen, die die KEF für die Weiterentwicklung und eventuelle
Veränderung aufzuwenden hätte.

47 Neben diesen Gremien entstehen solche Transaktionskosten in geringerem Umfang auch
bei anderen Institutionen, bspw. bei den statistischen Ämtern und wissenschaftlichen Ein-
richtungen, die sich an der Entwicklung des Indexierungsverfahrens (gefragt oder - wie hier
- ungefragt) beteiligen, und bei den privaten Rundfunkanstalten bzw. deren Interessenver-
tretungen (bspw. dem VPRT), die die rundfunkpolitische Willensbildung (hier bezüglich
einer Indexierung der Rundfunkgebühr) zu beeinflussen versuchen und sich deshalb mit
den diskutierten Verfahren vertraut machen müssen.
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einerseits und die Rundfunkanstalten andererseits (und auch die KEF selbst) an
der Art und dem Umfang einer indexierten oder diskretionären Festsetzung der
Rundfunkgebühr haben, könnten diese Einigungskosten möglicherweise die mit
der methodischen Entwicklung der (alternativen) Verfahren verbundenen
Transaktionskosten sogar übersteigen, vor allem, wenn man bedenkt, daß die
Entscheidung für ein bestimmtes regelgebundenes Indexierungsverfahren viel
langfristigere Konsequenzen nach sie zöge als die bisherigen, lediglich für eine
Gebührenperiode geltenden diskretionären Entscheidungen. Grundsätzlich
wären die mit der Entwicklung von und der Einigung auf ein bestimmtes
Indexierungsverfahren verbundenen Transaktionskosten dabei wieder um so
höher, je längerfristiger, umfassender und verbindlicher die Indexierung gewählt
würde.48

Abbildung 6:
Transaktionskosten einer diskretionären und regelgebundenen

Gebührenfestsetzung im Vergleich, für unterschiedlich lange Geltungsdauer

Periode in jeder Perio- Transaktionskosten (TK) einer
de auftretende indexierten Gebührenfestsetzung
Transaktions- einmalige TK in jeder Periode gesamte TK
kosten einer für die Entwick- auftretende TK einer indexier-

diskretionären lung und Ver- für die Anwen- ten Gebühren-
Gebühren- abschiedung dung des In- festsetzung
festsetzung eines Indexie- dexierungs- bei Anwendung

rungsverfahrens verfahrens in n Perioden
1 2 3 4 5

1 10,00 30,00 3,00 33,00
2 10,00 3,00 18,00
3 10,00 3,00 13,00
4 10,00 3,00 10,50
5 10,00 3,00 9,00
6 10,00 3,00 8,00
7 10,00 3,00 7,29
8 10,00 3,00 6,75
9 10,00 3,00 6,33

10 10,00 3,00 6,00

Vergleicht man eine diskretionäre Gebührenfestsetzung mit einer indexierten
Festsetzung ausschließlich im Hinblick auf die mit beiden Verfahren verbunde-
nen Transaktionskosten, so dürften die einmaligen Transaktionskosten zur Ent-
wicklung und Einigung auf ein indexiertes Verfahren vermutlich diejenigen, die
mit einer diskretionären Festsetzung der Gebührenhöhe für eine Gebührenpe-

                                                

48 Siehe LEHMANN 1991, S. 125.
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riode verbunden sind, wesentlich übersteigen. Zu beachten ist allerdings, daß
es sich bei den "Entwicklungskosten" einer indexierter Gebührenfestsetzung um
einmalige Aufwendungen handelt, die anteilmäßig über den gesamten Zeitraum
"abgeschrieben" werden können, in dem die Indexierung angewandt wird. Bei
einer unendlichen Laufzeit sinken diese Transaktionskosten damit gegen Null.
Dies bestätigt umgekehrt das von der Transaktionskostenökonomik grund-
sätzlich betonte Prinzip, nach dem Entscheidungen nur dann regelgebunden
getroffen werden sollten, wenn es sich um laufende oder doch häufig wieder-
kehrende Entscheidungen handelt. Da dies bei der Festlegung der Rundfunk-
gebühr der Fall ist, erscheint deren Regelbindung mit Hilfe einer Indexierung
(oder auch eines anderen regelgebundenen Verfahrens) zumindest unter der
Annahme gerechtfertigt, daß die Rahmenbedingungen der Rundfunkfinanzie-
rung über einen längeren Zeitraum konstant bleiben, so daß ein entwickeltes
und beschlossenes Indexierungsverfahren sich über einen ausreichend langen
Zeitraum amortisieren kann. (In Abbildung 6 wird der Gedanke anhand eines
Zahlenbeispiels verdeutlicht. Bei den dort zugrunde gelegten Werten
unterschreiten die Transaktionskosten einer indexierten Gebührenfestsetzung
diejenigen einer diskretionären Festsetzung erst dann, wenn das Verfahren
über mindestens fünf Perioden angewandt wird).





4. Die Abwägung der Vor- und Nachteile einer Indexierung
der Rundfunkgebühr als Kosten-Nutzen-Analyse

4.1. Die Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile einer Indexierung
der Rundfunkgebühr - eine Kosten-Nutzen-Analyse

Wie bei jeder Entscheidung, bei der mehrere Beurteilungskriterien zu berück-
sichtigen sind und bei der keine der Entscheidungsalternativen bezüglich aller
Kriterien durchgängig überlegen ist, kann eine qualitative Auflistung der mit
jeder Alternative verbundenen Vor- und Nachteile die Diskussion zwar versach-
lichen und strukturieren; die unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte gün-
stigste Entscheidungsalternative läßt sich dadurch aber nicht eindeutig bestim-
men.

Dies gilt auch für die Wahl zwischen einer diskretionären oder per Index vor-
genommenen Bemessung der Rundfunkgebühr. Zwar verdeutlicht der qualita-
tive Vergleich, daß eine regelgebundene Gebührenbemessung Vorteile hin-
sichtlich der Objektivität und Planungssicherheit und (weniger bedeutsam) der
Verhinderung einseitiger Blockaden einer Gebührenanpassung und ihres Bei-
trags zur Bestands- und Entwicklungsgarantie besitzt und eine distributive Fest-
setzung demgegenüber eine höhere allokative und distributive Flexibilität,
höhere Anreize zu wirtschaftlichem Verhalten und auch währungspolitische
Vorteile aufweist. Überdies macht die qualitative Gegenüberstellung der Vor-
und Nachteile deutlich, wie die verschiedenen Vor- und Nachteile miteinander
zusammenhängen - daß bspw. Objektivität und Planungssicherheit notwendi-
gerweise mit einer verminderten allokativen und distributiven Flexibilität (und
auch mit dem Verzicht auf Wirtschaftlichkeit und auf währungspolitische Flexibi-
lität) verbunden sind und eingesparte Transaktionskosten beim einen Verfahren
zugleich notwendig werdende Transaktionskosten beim anderen Verfahren
bedeuten (vgl. Abbildung 6).

Um die relative Überlegenheit der einen oder anderen Gebührenfestsetzung
zu bestimmen, bedarf es gleichwohl einer Quantifizierung und Saldierung der
verschiedenen Vorteile und Nachteile in Form einer Kosten-Nutzen-Analyse.
Diese kann sich auf eine (allerdings übermäßig vereinfachende) dichotome Ent-
scheidung zwischen einer Indexierung versus Nicht-Indexierung beziehen
(Abschnitt 4.2.) oder - realistischer - auf die kontinuierliche Auswahl eines be-
stimmten Regelbindungsgrades (Abschnitt 4.3.).

4.2. Die Indexierung der Rundfunkgebühr als dichotome Entscheidung

Unterstellt man zunächst vereinfachend, daß eine dichotome Entscheidung
zwischen den Alternativen einer Vollidexierung und einer vollkommen diskretio-
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nären Festlegung der Rundfunkgebühr zu treffen ist, so sind die mit beiden
Alternativen verbundenen Vorteile einander gegenüberzustellen und zu quantifi-
zieren. In Abbildung 6 sind die möglichen Ergebnisse einer solchen Quantifizie-
rung zusammengestellt (Spalten G für "Gesamtbeurteilung"). Dabei wird
unterstellt, daß der Hauptvorteil einer per Index bestimmten Gebührenhöhe in
der hohen Objektivität des Verfahrens und der damit erreichten Verhinderung
willkürlicher oder sachfremder Einflüsse besteht. Diese Vorteile sind gerade
beim Rundfunk, bei dem eine Beeinflussung durch die finanzgewährenden Insti-
tutionen besonders gefährlich wäre, hoch zu veranschlagen (in Abbildung 6 mit
5 Nutzeneinheiten). Daneben wird der mit der Regelbindung erreichten höheren
Planungssicherheit für die Rundfunkanstalten bzw. der dadurch c. p. erreichten
Erhöhung der Allokationseffizienz sowie den durch die Regelbindung vermiede-
nen Transaktionskosten ebenfalls ein größerer Nutzen (von jeweils 3 Einheiten)
beigemessen. Schließlich entsteht ein (in Abbildung 5 mit jeweils 1 Einheit)
veranschlagter Nutzen dadurch, daß die Indexierung zu geringeren Abweichun-
gen zwischen der gewünschten und der politisch durchsetzbaren Gebühren-
anpassung führt als die diskretionäre Einigung nach dem bestehenden Einstim-
migkeitsprinzip49 und daß eine (angemessen ausgestaltete) Gebühren-
indexierung dazu beiträgt, das Verfassungspostulat der Bestands- und Entwick-
lungsgarantie des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu sichern.50

Als wichtigster Nachteil einer Indexierung wird die damit aufgegebene alloka-
tive und distributive Anpassungsfähigkeit der Rundfunkfinanzierung mit 6
Kosteneinheiten (= - 6 Nutzeneinheiten) veranschlagt. Die mit einer Indexierung
verbundenen verminderten Wirtschaftlichkeitsanreize sowie ihre währungspoliti-
schen Nachteile werden mit jeweils 1 Kosteneinheit und die mit der Entwicklung
und Anwendung des Indexierungsverfahrens verbundenen Transaktionskosten
mit 2 Kosteneinheiten bewertet.

Unter diesen Annahmen führt eine quantitative Gesamtbeurteilung zu einer
leichten Überlegenheit einer Indexbindung im Vergleich zu einer diskretionären
Gebührenfestsetzung: Der Nettonutzen der Kosten-Nutzen-Analyse beläuft sich
auf +1. Bei anderen Annahmen über die Höhe der mit einer regelgebundenen
versus diskretionären Gebührenfestsetzung verbundenen Nutzen und Kosten,
die natürlich möglich ist, könnte sich aber auch ein wesentlich höherer Nettonut-
zen ergeben (wie bspw. bei den in den Spalten R zugrunde gelegten Werten,

                                                

49 Daß dieser Vorteil nur mit einer Nutzeneinheit bewertet wird, erklärt sich daraus, daß die-
ses Ziel unschwer auch auf anderem Wege (bspw. durch eine Ersetzung des Einstimmig-
keits- durch ein Mehrheitsprinzip) erreicht werden könnte.

50 Daß dieser Vorteil einen relativ geringen Nutzen darstellt, wurde oben (Abschnitt 2.5.)
bereits ausgeführt: Die Bestands- und Entwicklungsgarantie ist lediglich eine verfassungs-
rechtliche Betonung des allgemeineren ökonomischen Ziels der präferenzengerechten
Finanzausstattung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (das bereits durch die Objektivität
des Gebührenfestsetzungsverfahrens sichergestellt wird).
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die zu einem Saldo von + 9 führen) oder auch ein geringerer oder gar negativer
Nettonutzen (wie in den Spalten S, bei denen ein negativer Nettonutzen von -2
entsteht, der eine Überlegenheit der diskretionären Gebührenfestsetzung
ausdrückt).

Man mag den Einwand erheben, die Quantifizierung der verschiedenen Vor-
und Nachteile der konkurrierenden Gebührenfestsetzungsverfahren stelle nur
eine scheinbare Exaktheit dar, da die angenommenen Werte willkürlich gewählt
seien. Dem ist entgegenzuhalten, daß eine Entscheidung für das eine oder
andere Verfahren eine solche Bewertung der relativen Bedeutung der verschie-
denen Vor- und Nachteile immer voraussetzt. Während diese bei den her-
kömmlichen Auseinandersetzungen aber nur implizit erfolgt (und damit nicht
nachvollziehbar ist), wird bei der hier vorgeschlagenen Anwendung einer
Kosten-Nutzen-Analyse die Bedeutung der verschiedenen Vor- und Nachteile
explizit ausgewiesen und damit zum Gegenstand der argumentativen Ausein-
andersetzung gemacht.51

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die hohen Unterschiede zwischen den
quantitativen Bewertungen der einzelnen Vor- und Nachteile nicht nur auf deren
unterschiedliche subjektive Einschätzungen zurückgehen, sondern auch auf die
Verteilungswirkungen, die für die Beurteilenden sehr unterschiedlich ausfallen
können. So erklären sich die in Abbildung 7 enthaltenen systematischen
Beurteilungsunterschiede der R- und S- Gruppe gegenüber der Gesamtbeur-
teilung bspw., wenn die R-Gruppe aus den Angehörigen des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks besteht, aus deren Sicht bspw. der Objektivität und Planungs-
sicherheit einer Gebührenindexierung ein höheren Wert beizumessen ist als
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht oder gar aus Sicht des Staates (der S-Grup-
pe). Die Gesamtbeurteilung einer Indexierung durch die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten fällt deshalb naturgemäß auch wesentlich positiver aus
(Nettonutzen gegenüber einer diskretionären Gebührenfestsetzung: + 9) als
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht; umgekehrt ergibt sich aus Sicht des Staates,
dem bspw. an einer Objektivität des Verfahrens wegen der damit verloren
gehenden Entscheidungsfreiräume wenig gelegen ist, für eine Indexierung ein
niedriger oder, wie in Abbildung 6, sogar ein negativer Nettonutzen (- 2). Eine
explizite Kosten-Nutzen-Analyse der vorgeschlagenen Art trägt dazu bei, auch
solche, auf unterschiedliche Verteilungspositionen zurückgehende Unterschie-
de in der Teil- und Gesamtbewertung von Alternativen sichtbar zu machen.

                                                

51 Diese muß natürlich wesentlich sorgfältiger und intensiver geführt werden, als dies bei der
gerade, lediglich der Verdeutlichung des Verfahrens dienenden Argumentation geschehen
konnte. Entsprechende empirische Untersuchungen sind - wie bei jeder rationalen Ent-
scheidung, die auf dem Vergleich real anfallender Kosten und Nutzen basiert - erforderlich
und auch möglich. Insofern dürfte für eine rationale Auseinandersetzung und Entschei-
dungsfindung keine Alternative zu der vorgeschlagenen Vorgehensweise existieren.
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Abbildung 7:
Kosten, Nutzen und Nettonutzen einer Indexierung der Rundfunkgebühr
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4.3. Die Indexierung der Rundfunkgebühr als graduelle Entscheidung

4.3.1. Determinanten des Regelbindungsgrades einer Gebührenindexierung

Die bisher erörterte Alternative, die Rundfunkgebühren vollkommen diskretio-
när oder vollkommen regelgebunden festzulegen, ist wenig realistisch. Ältere
Arbeiten, die sich mit dieser dichotomen Frage befaßt haben, besaßen deshalb
auch wenig Relevanz, war doch von vornherein ersichtlich, daß weder die eine
noch die andere Alternative von praktischer Bedeutung sein könnte. Tatsächlich
geht es bei der Indexierungsfrage nämlich um das Ausmaß der Regelbindung,
die bei der Rundfunkgebührenbemessung angewandt werden soll. Bei der
Beschreibung der Vor- und Nachteile der Indexierung im 2. bzw. 3. Kapitel wur-
de auf diese Zusammenhänge auch bereits hingewiesen (ohne daß sie dort
genauer formalisiert wurden).

Um eine solche graduelle Entscheidung zu treffen, ist zunächst zu klären, von
welchen Determinanten der Regelbindungsgrad der Gebührenbemessung
abhängt. Von der Vielzahl der Faktoren, die hier in Betracht kommen, werden
die folgenden drei als so maßgeblich angesehen, daß es berechtigt erscheint,
sich auf diese zu beschränken:

1. Der Anteil der per Index bemessenen Gebühren an den gesamten Rund-
funkgebühren. Dieser Faktor wird in der Literatur häufig mit der Alternative
der Vollindexierung versus Teilindexierung beschrieben. Bei ersterer wird
die gesamte Rundfunkgebühr durch eine Indexierung festgelegt; bei letzterer
wird die Indexbindung auf einen bestimmten Teil des Gebührenaufkommens
(etwa denjenigen Teil, der für die Bestandsicherung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks benötigt wird) beschränkt, der andere Teil des
Gebührenaufkommens (dann bspw. der für die Entwicklungsaufgaben des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks erforderliche) wird nicht anhand einer
Indexierung, sondern diskretionär oder anhand anderer Regeln bestimmt. --
Der Regelbindungsgrad der Gebührenbemessung ist c. p. um so größer, je
höher der per Index bemessene Anteil an den gesamten Rundfunkgebühren
ist.

2. Der Verbindlichkeitsgrad des per Index bemessenen Gebührenanteils. Die
Indexierung (der gesamten oder eines Teils) der Rundfunkgebühr kann
unterschiedlichen Zwecken dienen. Einerseits kann sie eine völlig unver-
bindliche Richtlinie für die diskretionär über die Gebührenhöhe entschei-
denden Gremien (z. Zt. noch die Länderparlamente) darstellen, von der -
möglicherweise ohne jede Begründung - abgewichen werden darf.52

Andererseits kann sie die Höhe der Rundfunkgebühr automatisch und ver-

                                                

52 KRUSE (1991, S. 87) bezeichnet dies als "unechte Indexierung".



Kap. 4: Die Abwägung der Vor- und Nachteile einer Indexierung 30

bindlich festsetzen, ohne Möglichkeiten einer diskretionären Veränderung
einzuräumen;53 schließlich kann sie einen mittleren Verbindlichkeitsgrad
besitzen (bspw. wenn sie die Gebührenhöhe grundsätzlich vorgibt, aber eine
Reihe von Bedingungen beinhaltet, unter denen diskretionäre Eingriffe - mit
oder ohne Begründungspflicht - möglich sind).

3. Die Geltungsdauer der Indexierung. Damit ist nicht die Dauer der einzelnen
Perioden gemeint, für die die Anpassungsraten jeweils per Index berechnet
werden, sondern der Zeitraum, über den das gewählte Indexierungsverfah-
ren gilt. Die höchste Verbindlichkeit hat dann ein Indexierungsverfahren, bei
dem sich die Beteiligten auf eine zeitlich unbefristete Geltung geeinigt
haben. Dagegen verliert das Verfahren in dem Maß an Verbindlichkeit, in
dem es den Beteiligten freistünde, es in kürzeren Intervallen - oder im
Extrem: jederzeit - aufzukündigen.

Abbildung 8:
Determinanten des Regelbindungsgrades einer Rundfunkgebühren-Indexierung
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53 Von KRUSE (ebenda) als "echte Indexierung" bezeichnet.
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Unter Zugrundelegung dieser Merkmale läßt sich jedes Indexierungsverfahren
innerhalb eines dreidimensionalen Raumes einordnen (siehe Abbildung 8). Den
geringsten Regelbindungsgrad weisen dabei Indexierungen auf, die 1. nur
einen geringen Anteil der gesamten Rundfunkgebühr bemessen, 2. lediglich
eine unverbindliche Richtlinienfunktion haben und 3. von den Beteiligten kurzfri-
stig aufgekündigt werden können. Umgekehrt ist der Regelbindungsgrad von
Indexierungen am höchsten, die 1. einen sehr hohen Anteil der gesamten (im
Extrem: die gesamte) Rundfunkgebühr bestimmen, deren Ergebnisse 2. für die
Gebührenfestsetzung verbindlich sind und die 3. über eine lange, im Extrem
unbefristete Geltungsdauer verfügen. Indexierungsverfahren mit mittleren Aus-
prägungen dieser drei Merkmale liegen zwischen diesen beiden Extrempunkten
(wobei hier offenbleiben kann, mit welchem relativem Gewicht diese drei Merk-
male zum Regelbindungsgrad beitragen).

4.3.2. Die Beziehungen zwischen dem Regelbindungsgrad
und der Höhe der Indexierungsvorteile

Bei einem solchen Verständnis der Indexierung als einer Regelbindung unter-
schiedlicher Intensität lassen sich auch die zwischen dem Regelbindungsgrad
und der Höhe der Indexierungsvorteile bestehenden Beziehungen darstellen.
Graphisch geschieht dies in Abbildung 9, indem auf der Abszisse der Regelbin-
dungsgrad und auf der Ordinate der für jeden Regelbindungsgrad entstehende
Nutzen der Indexierung abgetragen wird. Es ist dann plausibel, für die in Kapitel
2 bereits qualitativ beschriebenen Vorteile der Indexierung anzunehmen, daß
der Nutzen bei einer geringen Regelbindung zunächst stärker ansteigt, die
Indexierung mit zunehmendem Regelbindungsgrad dann aber nurmehr geringe-
re Nutzenzuwächse hervorruft. So ist bspw. davon auszugehen, daß elemen-
tare Bestandteile der Indexierungsregelung zur Objektivität des Verfahrens
besonders beitragen (und damit einen besonders hohen Nutzen stiften), zusätz-
liche Regelungen von Details dann aber die Objektivität nurmehr geringfügig
steigern (und damit auch nurmehr einen geringen Nutzenzuwachs bewirken).
Die gleiche Annahme abnehmenden Grenznutzens erscheint auch für die ande-
ren Vorteile einer Regelbindung plausibel (wobei der genaue Nutzenverlauf,
ähnlich wie dies bei der Vergabe numerischer Werte bei einer dichotomen
Sichtweise als erforderlich erkannt wurde, hier nicht begründet werden muß).

Wenn solche Nutzenverläufe in Abhängigkeit vom Regelbindungsgrad abge-
leitet werden können, kann anschließend durch die Aggration dieser einzelnen
Nutzenformen auch der Gesamtnutzen der Indexierung bestimmt werden. Auch
für diesen ist ein zunächst hoher, mit zunehmendem Regelbindungsgrad dann
aber abnehmender Anstieg zu vermuten (wobei sich ein solcher Verlauf bereits
ergibt, wenn ein Teil der einzelnen Nutzenkomponenten einen abnehmenden
Grenznutzenverlauf aufweist, d. h. bei anderen Nutzenkomponenten der Gr en z-
n u tze n  m i t d e m  R e g el b i nd u n gsg r ad  l in e a r o d er  sog a r  p r o gr e ssi v an stei g t).
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Abbildung 9:
Vorteile einer regelgebundenen Gebührenfestsetzung

in Abhängigkeit vom Regelbindungsgrad
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4.3.3. Die Beziehungen zwischen dem Regelbindungsgrad
und der Höhe der Indexierungsnachteile

Eine analoge Betrachtung ist für den Zusammenhang anzustellen, der zwi-
schen dem Regelbindungsgrad und den Nachteilen bzw. Kosten der Indexie-
rung besteht (siehe Abbildung 10). Hier kann davon ausgegangen werden, daß
die in Kapitel 3 bereits qualitativ beschriebenen Kosten in ihrer Höhe ebenfalls
mit dem Regelbindungsgrad der Indexierung variieren, d. h. um so größer sind,
je stärker die Regelbindung ist. Plausibel ist zudem, daß diese Kosten mit
zunehmender Regelbindung nicht linear (oder gar degressiv) sondern progres-
siv ansteigen. So kann bspw. die für einen hohen Regelbindungsgrad erforderli-
che Langfristigkeit einer Indexierungsregel sehr hohe Kosten in Form fehlender
allokativer und distributiver Flexibilität hervorrufen, etwa dann, wenn sich die
Präferenzen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk nachhaltig verändern, dies
aber aufgrund der Langfristigkeit der Indexierung bei der Höhe der dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk zur Verfügung gestellten Finanzmittel nicht berück-
sichtigt werden kann. Und auch die Transaktionskosten einer regelgebundenen
Indexierung steigen mit dem Regelbindungsgrad aller Wahrscheinlichkeit nach
überproportional an, weil es zunehmend schwieriger wird, auch für periphere
oder seltene (bzw. mit geringer Wahrscheinlichkeit eintretende) Konstellationen
feste Regelungen zu entwickeln.

Die einzelnen Kosten, die mit einer Indexierung verbunden sind, können
anschließend aggregiert werden. Für die entstehende Gesamtkostenkurve ist
dann ebenfalls ein mit dem Regelbindungsgrad progressiver Anstieg zu vermu-
ten, wie er in Abbildung 10 beispielhaft beschrieben ist. Der genaue Verlauf der
Gesamtkostenkurve - wie der dahinter stehenden Einzelkostenkurven - läßt sich
natürlich, ebenso wie dies beim Verlauf der Nutzenfunktionen bereits erwähnt
wurde, nur mit Hilfe empirischer Untersuchungen genauer bestimmen. Es wäre
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Aufgabe der an der Entwicklung von Indexierungsverfahren beteiligten Insti-
tutionen, vorrangig der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und der KEF,
solche Studien durchzuführen.

Abbildung 10:
Nachteile einer regelgebundenen Gebührenfestsetzung

in Abhängigkeit vom Regelbindungsgrad
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4.3.4. Die Beziehungen zwischen dem Regelbindungsgrad
und der Höhe der Nettovorteile der Indexierung

Wenn die zwischen dem (Teil- und Gesamt-)Nutzen bzw. den (Teil- und Ge-
samt-)Kosten u n d d e m R e ge l b in d u ng sg ra d  bestehenden Beziehungen
bestimmt sind, können Nutzen und Kosten saldiert und kann der Nettonutzen
der Indexierung ermittelt werden. Auch dessen Höhe variiert mit dem Regelbin-
dungsgrad der Indexierung; unter den zuvor getroffenen Annahmen (mit dem
Regelbindungsgrad degressiv ansteigender Nutzen und progressiv ansteigende
Kosten) weist die Nettonutzenkurve ein eindeutiges Maximum auf (vgl. Abbil-
dung 11).

Dieses Maximum entspricht dem optimalen Regelbindungsgrad der Indexie-
rung: Wird die Indexierung stärker regelgebunden, indem ein höherer Teil der
Gebühren per Index bestimmt, der Verbindlichkeitsgrad der Indexierung erhöht
und/oder die Geltungsdauer der Indexierungsvereinbarungen verlängert wird,
übersteigen die dann entstehenden Kosten der Regelbindung den dadurch
erzielbaren Nutzen; bleibt die Indexierung hinter diesem Regelbindungsgrad
zurück, führt die Verstärkung der Regelbindung umgekehrt zu einem Nutzen-
anstieg, der größer ist als der gleichzeitig auftretende Kostenanstieg, d. h. der
Nettonutzen erhöht sich.
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Abbildung 11:
Nettovorteile einer regelgebundenen Gebührenfestsetzung

in Abhängigkeit vom Regelbindungsgrad
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Be i d e n i n  Ab b il d u ng  1 1 zu gr u n de  g el e g te n  Ku r ven ve rl ä u fe n  er w e ist si ch  e i n 
m i ttl e re r  R e g e lb i n du n g sg r a d a l s o p ti m a l. Wä r en  d ie  V or te il e  de r  In d e xi e r un g 
h ö he r  ( o d e r d i e Ko ste n  d e r  In d exi e ru n g  g e r in g e r)  a ls d or t un te rste ll t, ve r sch ö be 
si ch  d as Opti m um  a uf d er  Abszi sse  na ch  r e chts, d . h. e in e  stä r ke r e  R e g el b i nd u ng 
w ä re  e rfo r de r l ich . Wä r en  d ie  Vor te il e  de r  In d e xi e r un g  um g e ke h r t g e ri n g er  ( od e r 
d i e Ko ste n  d e r  In d exi e ru n g  h ö h er ) , m ü ßte  d er  R eg e l bi n d un g sg r ad  ver m i nd e rt
w e rd e n  ( d . h . da s Op ti mu m  ve r sch ö b e si ch  a uf d er  Abszi sse  na ch  l i n ks) .

Verschiebungen des in Abbildung 11 hypothetisch bestimmten optimalen
Regelbindungsgrades treten auch dann auf, wenn die Kosten und Nutzen der
Regelbindung nicht aus gesamtwirtschaftlicher Sicht, sondern aus Sicht einzel-
ner Interessengruppen bewertet werden. Für die oben bereits gegenüberge-
stellten Bewertungen der Indexierung durch den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
einerseits und den Staat andererseits wären bspw. die in Abbildung 12
dargestellten Divergenzen zu erwarten: Wenn der öffentlich-rechtliche Rund-
funk den Nutzen einer Indexierung (NR) recht hoch (und deren Kosten KR recht
gering) veranschlagt, liegt das Optimum der Nettonutzenkurve NNR (und damit
der optimale Regelbindungsgrad OptR) weiter rechts als bei einer Beurteilung
durch den Staat, der den Nutzen der Gebührenindexierung NS geringer (und
seine Kosten KS höher) veranschlagt, und für den damit der geringere
Regelbindungsgrad OptS optimal wäre.

Anhand einer solchen Darstellung läßt sich auch das achte Rundfunkurteil
vom 22. 2. 1994 einordnen. Bezüglich des Regelbindungsgrades bei der Fest-
setzung der Rundfunkgebühren vertritt das Bundesverfassungsgericht dort die
Auffassung, daß das derzeitige Verfahren nicht den im Rundfunkstaatsvertrag
geforderten "hohen Grad der Objektivierbarkeit" aufweist und daher verfas-
sungswidrig sei.54 In den in Abbildung 12 verwendeten Größen heißt dies, daß
der beim bestehenden Gebührenfestsetzungsverfahren angewandte Regelbin-
dungsgrad aus Sicht des Verfassungsgerichts nicht nur unterhalb des Opti-
mums liegt, sondern auch eine verfassungsrechtlich zulässige Untergrenze
unterschreitet. Angesichts der großen diskretionären Entscheidungsspielräume
(man könnte auch sagen: der Elemente politischer Willkür),55 vom Verfassungs-
gericht vornehm als "politische Imponderabilien" bezeichnet,56 kann man dieser
Auffassung nur zustimmen.

                                                

54 Achtes Rundfunkurteil, insbes. S. 49ff.

55 Zur Darstellung und Kritik der bisherigen diskretionären Gebührenbemessung siehe bspw.
SIEBEN 1991, S. 104ff., CONRAD 1994 sowie die Ausführungen im achten Rundfunkurteil.
S. 49ff.

56 ebenda
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Abbildung 12:
Optimaler Regelbindungsgrad der Gebührenfinanzierung

bei unterschiedlicher Beurteilung der Nutzen und Kosten einer Regelbindung
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Das Verfassungsurteil hat damit die Richtung gezeigt, in die das Gebühren-
festsetzungsverfahren weiterzuentwickeln ist. Wie weit das Verfahren zu objek-
tivieren ist, d. h. nochmals in unseren theoretischen Kategorien ausgedrückt:
welcher Regelbindungsgrad der Gebührenfinanzierung optimal ist, hat das
Urteil ebenso unbeantwortet gelassen wie die Frage nach der geeigneten Ver-
fahrensweise, mit der die höhere Objektivität zu erreichen ist.57   

                                                

57 Das Verfassungsgericht hat diesbezüglich lediglich die (Teil-)Indexierung als eine Möglich-
keit zur Erhöhung der Regelbindungsintensität erwähnt und im übrigen die Position der
KEF als einer Institution gestärkt, die an der Entwicklung einer geeigneten Verfahrensweise
maßgeblich mitzuwirken habe. Siehe hierzu ausführlicher Abschnitt 6.1.







5. Fragen der methodischen Ausgestaltung einer Indexierung

5.1. Die Ausgestaltung der Gebührenindexierung
in Abhängigkeit vom gewählten optimalen Regelbindungsgrad

In der politischen Praxis wird der optimale Regelbindungsgrad eines Verfah-
rens nicht anhand der gerade beschriebenen Saldierung von Nutzen- und
Kostenkurven vorgenommen; diese Darstellung diente lediglich didaktischen
Zwecken, um die hinter den Überlegungen stehenden ökonomischen Kalküle zu
verdeutlichen. Vielmehr wird man sich in der Praxis im allgemeinen "iterativ" an
das Optimum der Regelbindung annähern, indem die Vor- und Nachteile einer
Erhöhung oder Verringerung einer jeweils bestehenden Regelbindungsinten-
sität erörtert werden und - je nach Durchsetzungsfähigkeit der vorgebrachten
Argumente - diese bestehende Regelbindungsintensität dann tatsächlich in die
gewünschte Richtung verändert wird. Für eine solche Veränderung kommen bei
der Indexierung der Rundfunkgebühr, gemäß der oben getroffenen Annahmen,
drei Parameter in Betracht: 1. der Anteil der Gebühreneinnahmen, der per Index
festgelegt wird, 2. die Länge des Indexierungszeitraums und 3. die
Verbindlichkeit der Indexierungsregeln.

5.1.1. Die Bestimmung des Anteils der per Index festgelegten
Rundfunkgebührenanteile

Der Anteil der per Index festzulegenden Rundfunkgebührenanteile hängt vom
Ausmaß der mit einer Indexierung verbundenen Vor- und Nachteile bzw. Pro-
bleme ab. Wegen der Schwierigkeiten, diese einzuschätzen, variieren die in der
Literatur unterbreiteten Vorschläge, die im allgemeinen unter dem Schlagwort
"Vollindexierung versus Teilindexierung" diskutiert werden, bezüglich dieses
Anteils erheblich. Die Befürworter eines hohen Anteils, im Extrem einer Vollin-
dexierung, weisen auf die damit verbundene hohe Objektivität und Planungs-
sicherheit hin; die Befürworter einer Teilindexierung, bei dem nur ein (im Extrem
gegen Null gehender) Anteil der Gebühren per Index festgelegt wird, sprechen
einer Vollindexierung die erforderliche allokative und distributive Flexibilität ab,
die für die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, dessen Aufgaben
sich diskontinuierlich entwickeln, erforderlich sei. Sie weisen dabei vor allem auf
technische und ökonomische Veränderungen auf der Angebotsseite hin, wie
bspw. den mit der Satellitenverbreitung, der Digitalisierung, der Einführung
neuer TV-Standards u. ä. sprunghaft ansteigenden Finanzbedarf; und auch
kurzfristige Veränderungen der Nachfrage, etwa nach neuen Programmformen
und -inhalten ("Reality TV", Spartenprogramme, Daily Soaps etc.) können den
Finanzbedarf diskontinuierlich verändern. (Der Vollständigkeit halber muß
erwähnt werden, daß umgekehrt auch kurzfristige Veränderungen des
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Angebots und der Nachfrage vorstellbar sind, die den Finanzbedarf abrupt
verringern).

Überwiegend wird daher eine Vollindexierung der Gebühren abgelehnt.1 Statt-
dessen wird vorgeschlagen, nur denjenigen Teil der Rundfunkgebühren per
Index festzusetzen, für den geeignete Indexierungsmaßstäbe gefunden werden
können. Überwiegend wird als solcher Teil derjenige Teil der Rundfunk-
gebühren angesehen, der der sog. Bestandssicherung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks dient. Dabei handelt es sich um einen vom Bundesverfas-
sungsgericht entwickelten Begriff, der die Sicherstellung der Finanzen be-
schreibt, die zur Erfüllung der Aufgaben bei gegebenen technischen, organisa-
torischen und politischen Rahmenbedingungen erforderlich sind. Hingegen wird
für die Entscheidung über denjenigen Teil des Gebührenaufkommens, der zur
Anpassung an sich verändernde technische, politische oder organisatorische
Rahmenbedingungen benötigt wird (sog. Entwicklungsgarantie), eine diskre-
tionäre politische Entscheidung für erforderlich erachtet, da geeignete Maß-
stäbe der Regelbindung hierfür nicht in Sicht seien.2

Die KEF, die die Möglichkeiten einer Indexierung der Rundfunkgebühr in den
letzten Jahren vertieft untersucht hat,3 unterscheidet ebenfalls zwischen einem
aus der Bestandsgarantie und einem aus der Entwicklungsgarantie abgeleiteten
Finanzbedarf.4 Bei letzterem trennt sie nochmals zwischen einem Finanzbedarf

                                                

1 So aus ökonomischer Sicht bspw. LEHMANN 1991, SIEBEN 1991 oder WEBER 1991; aus
rechtswissenschaftlicher Sicht auch WIELAND 1991.

2 "Unrealistisch wäre es jedoch, den Gedanken einer totalen Indexierung der gesamten
Rundfunkgebühr zu verfolgen, wenn damit die Absicht verbunden würde, daß sich über
einen Index die Gebühr automatisch erhöhte und der über den Rahmen einer Indexierung
hinausgehende Finanzbedarf für innovatorische Aufgaben und besondere Entwicklungen
nicht mehr als zusätzlicher Finanzbedarf bei der Festlegung der Gebührenhöhe zu berück-
sichtigen wäre." (LEHMANN 1991, S. 126). Ähnlich WEBER 1991, S. 133: "Man muß sich
darüber im klaren sein, daß sich nicht der gesamte Finanzbedarf der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten via Indexierung ableiten läßt. Der innovatorisch induzierte Finanzbedarf
müßte nach wie vor gesondert, und zwar auf Projektbasis, ermittelt werden." Vereinzelt ist
allerdings auch für die Bemessung dieses Teils der Gebühren eine Indexierung
vorgeschlagen worden. So hält bspw. PRODOEHL (1990, S. 386) einen "pauschalen Inno-
vationszuschlag" für möglich; um diesen "extern vorgegebenen" Prozentsatz könnte die per
Indexierung festgelegte Steigerungsrate der Rundfunkgebühren, die der Bestandssiche-
rung diene, aufgestockt werden. Auch HOFFMANN-RIEM (1991c, S. 203) gibt zu
bedenken, daß eine pauschale Bemessung der Innovationskosten "immerhin den Vorteil
(hätte), daß nicht nur politische Streitigkeiten verringert würden, sondern daß auch mit
erheblich vermindertem Ermittlungsaufwand zu rechnen wäre. Es könnte ja durchaus sein,
daß noch so intensive Bemühungen um eine detaillierte Kostenrechnung letztlich - viel-
leicht sogar erfahrungsgemäß - nicht zu erheblich anderen Ergebnissen führen als die
mehr oder minder ´über den Daumen gepeilte´ Festsetzung von plausiblen Pauschalen."

3 Siehe KOPPER 1991, KEF 1991b, KEF 1994b.

4 Siehe ausführlich KEF 1991b.
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infolge "stetiger Entwicklung" und infolge "grundlegender Strukturverände-
rung".5 Anhand verschiedener Beispiele erläutert sie die Möglichkeiten und Pro-
bleme, die mit der Zuordnung der verschiedenen Aufgaben des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks auf die damit entstehenden drei Bedarfskategorien verbunden
sind (siehe Abbildung 13, in der wir diese Beispiele der KEF synoptisch
zusammengestellt haben). Besonders schwierig ist es nach ihrer Einschätzung,
bei qualitativen Verbesserungen des bestehenden Programms zwischen
Aufgaben der Bestands- und der Entwicklungsgarantie zu unterscheiden;6

"Interpretationsschwierigkeiten und Meinungsunterschiede" lassen sich nach
ihrer Meinung "nicht grundsätzlich ausschließen." Dies sollte andererseits aber
"nicht dazu führen, die Überlegungen zu einer Änderung des Verfahrens zur
Ermittlung des Finanzbedarfs für diesen Bereich einzustellen."7

Nachdem sich die KEF auch in der Folgezeit innerhalb ihrer Sonderarbeits-
gruppe "Besondere Kostenentwicklung im Medienbereich" mit Indexierungsfra-
gen befaßt hat, hat sie im Jahr 1994 (bei ihrer Stellungnahme vor dem Bundes-
verfassungsgericht) die Auffassung vertreten, "daß eine Abgrenzung zwischen
bestands- und entwicklungsbezogenem Finanzbedarf, abgesehen von quantita-
tiv vernachlässigbaren Sonderfällen, prinzipiell und praktisch möglich ist. Sie
(die Sonderarbeitsgruppe, d. V.) geht davon aus, daß dem Bestand der Rund-
funkanstalten die Gesamtheit aller Aufwandspositionen zu einem gegebenen
Zeitpunkt zuzurechnen ist. Dabei werden bestandsbezogene Erneuerungen von
Sachanlagen und Leistungen einschließlich des notwendigen Ersatzes zur
Erhaltung gegebener Funktionsfähigkeit sowie des jeweiligen Auftrages grund-
sätzlich dem Bestand zugerechnet. Alle anderen Maßnahmen/ Investitionen
und sonstigen Aufwandspositionen, die dem definierten Bestand nicht unmittel-
bar zuzuordnen sind, sollen als Entwicklungsbedarf angesehen werden, der
durch Projektrechnungen zu erfassen ist."8

                                                

5 ebenda, S. 9. Siehe auch LEHMANN 1991, S. 121f.

6 "Unstreitig können ... hier nur wesentliche Veränderungen dem Bereich der Entwicklungs-
garantie und dabei der stetigen Entwicklung zugeordnet werden. Hierzu gehören nicht - um
eine negative Abgrenzung an einigen Beispielen zu versuchen - der Ersatz der Kaufserie
durch eine Eigen- oder Auftragsproduktion auf einem einzelnen Sendeplatz, die Auswei-
tung von Sportübertragungen auf Kosten anderer Redaktionen und verstärkte Live-Schal-
tungen und Korrespondentenberichte in der aktuellen Berichterstattung. Anders zu beurtei-
len sind nach Auffassung der Rundfunkanstalten Vorhaben wie die Harmonisierung des
Vorabendprogramms bei der ARD, die Einführung eines neuen Programmschemas im Vor-
abendprogramm und am frühen Abend beim ZDF und eine deutliche Reduktion des Anteils
der aus den Hauptprogrammen übernommenen Wiederholungen in den Satellitenprogram-
men." (ebenda, S. 11).

7 ebenda, S. 12

8 KEF 1994b, S. 19f.
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Abbildung 13:
Bestands- und Entwickungssicherung als Bedarfskomponenten des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks und deren Definition und Abgrenzung durch die KEF
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Damit befürwortet die KEF eine Beschränkung der Indexierung auf den aus
der Bestandsicherung abzuleitenden Finanzbedarf (einschließlich des diesem
zugerechneten "stetigen Entwicklungsbedarfs"); eine Vollindexierung des ge-
samten, auch aus grundlegenden Strukturveränderungen resultierenden Fi-
nanzbedarfs wird abgelehnt. Zu berücksichtigen ist allerdings, daß die von der
KEF befürwortete Lösung quantitativ nahezu einer Vollindexierung entspricht,
weil, wie bereits im 8. KEF-Bericht ausgeführt,9 "der weit überwiegende Teil der
Aufwendungen dem Bereich der ´Bestandsgarantie´ zuzurechnen ist."

Die von der KEF präferierte Lösung weist damit, bezogen auf das hier
betrachtete Merkmal "Anteil der indexbemessenen Gebühren an den Gesamt-
gebühren", einen hohen Regelbindungsgrad auf, der demjenigen der Vollin-
dexierung nahe kommt. Je nach Beurteilung der mit einer Indexierung verbun-
denen Nutzen und Kosten könnte aber auch ein noch höherer Regelbindungs-
grad, bis hin zur Vollindexierung, oder auch ein geringerer Regelbindungsgrad,
bis hin zur Ablehnung jeglicher Indexierung, befürwortet werden. Zu berücksich-
tigen ist zudem, daß die von der KEF präferierte Lösung, wie jeder Vorschlag,
der sich auf den Anteil der indexbemessenen Gebühren an den Gesamt-
gebühren bezieht, nur beurteilt werden kann, wenn sie in Verbindung mit den
anderen Merkmalen gesehen wird, die den Regelbindungsgrad der Indexierung
ausmachen (zeitliche Geltungsdauer und Verbindlichkeitsgrad).10

5.1.2. Die Festlegung des Indexierungszeitraums

Eine per Index bemessene Rundfunkgebühr weist nur dann die Vorteile der
Objektivität und Planungssicherheit auf, wenn sie für einen längeren Zeitraum
gilt und wenn es unmöglich ist, die Indexierungsregeln unter Hinweis auf Unzu-
länglichkeiten des Verfahrens oder außergewöhnliche, bei der Indexierung nicht
berücksichtigte Faktoren außer Kraft zu setzen oder zu verändern. Auf der

                                                

9 KEF 1991b, S. 12

10 Von daher ist der KEF (ebenda, S. 20) auch nur im ersten Teilsatz ihrer Beurteilung
zuzustimmen (nach der die von ihr vorgeschlagene "Trennung von bestands- und entwick-
lungsbezogenem Finanzbedarf ... im Einklang mit dem dynamischen Charakter der Grund-
versorgung" steht). Hingegen erscheint die Schlußfolgerung des zweiten Teilsatzes (nach
der dieser dynamische Charakter der Grundversorgung "eine Gesamtindexierung der
Rundfunkgebühr nicht zuläßt", ebenda) aus zweifachem Grund voreilig. Um eine Vollin-
dexierung als ökonomisch unzulässig (im Sinne von unzweckmäßig) zu bezeichnen, müßte
die KEF die Höhe der mit dieser Lösung (im Vergleich zu einer Teilindexierung) verbunde-
nen Vor- und Nachteile gemäß der oben vorgeschlagenen Kosten-Nutzen-Analyse quantifi-
zieren; dies hat sie nicht versucht; sie wäre zu einem solchen Nachweis wegen der
beschriebenen Quantifizierungsschwierigkeiten auch wohl kaum in der Lage. Um eine Voll-
indexierung als verfassungsrechtlich unzulässig qualifizieren zu können, hätte die KEF
zudem die sonstigen Merkmale des Regelbindungsgrades, insbesondere also die Gel-
tungsdauer und den Grad der Verbindlichkeit, in die Betrachtung einbeziehen müssen.
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anderen Seite lassen es grundlegende Veränderungen der Rundfunkstruktur
oder der in den Warenkorb aufgenommenen Güter wünschenswert erscheinen,
das Indexierungsverfahren in gewissen Zeitabständen solchen Veränderungen
anzupassen (ähnlich wie auch die in der amtlichen Statistik verwendeten
Preisindices in größeren Abständen den Veränderungen des Angebots und der
Nachfrage angepaßt werden). Diese Möglichkeit, auf allokative oder distributive
Veränderungen auch bei einer Gebührenindexierung reagieren zu können, ist
dabei um so höher, je kurzfristiger die Indexierungsregeln modifiziert werden
können. Auch die Wahl der Geltungsdauer der Indexierung steht damit, ebenso
wie die Wahl des Anteils der per Index zu bemessenden Gebühren an den
gesamten Gebühren, im Spannungsfeld zwischen Objektivität und Planungs-
sicherheit einerseits und Anpassungsfähigkeit an Angebots- und Nachfrage-
änderungen andererseits.

Daneben hängt die Entscheidung über die Länge des Indexierungszeitraums
auch von den erwarteten Finanzierungsfolgen ab. Im Hinblick darauf werden
sich die Vertreter des öffentlich-rechtlichen Rundfunks dann für eine langfristige
Indexierung entscheiden, wenn sie sich hiervon eine bessere Finanzmittelaus-
stattung erwarten als von einer kurzfristigen Indexierung (oder der diskretionä-
ren Gebührenfestsetzung derzeitiger Prägung). Umgekehrt werden sie eine
Indexierung ablehnen (bzw. eine kurzfristige Indexierung einer langfristigen
vorziehen), wenn sie damit rechnen, ihre Finanzausstattung mit Hilfe diskre-
tionärer oder kurzfristig änderbarer Vereinbarungen stärker verbessern zu kön-
nen als mit einer langfristigen Kopplung der Gebührenhöhe an einen allgemei-
nen oder spezifischen Preisindex.

Ob eine langfristige Indexierung tatsächlich zu einer besseren Finanzausstat-
tung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks führen würde als das derzeitige Ver-
fahren oder eine kurzfristige Indexierung, kann nur gemutmaßt werden. Insofern
liegt über der langfristigen Bindung, die die Entscheidung für eine Indexierung
darstellen würde, tatsächlich der "Schleier der Unwissenheit", den die Ver-
tragstheorie als Voraussetzung für eine faire und transaktionskostenarme Eini-
gung hervorhebt.11 Mit Blick auf die gravierenden Veränderungen der Rund-
funkordnung, die sich durch die Zulassung und Expansion privater Rundfunk-
anbieter ergeben haben, erscheint es aber wahrscheinlicher, daß eine per
Index angepaßte Rundfunkgebühr dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk höhere
Mehreinnahmen bescheren würde als die diskretionäre Gebührenfestsetzung
derzeitiger Prägung (diskretionäre Gebührenerhöhung I in Abbildung 14).12 Die
positive Aufnahme der Indexierungsvorschläge durch die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten dürfte sich auch aus solchen distributiv-strategischen Über-

                                                

11 Siehe zur Vertragstheorie KERN 1980, WERIN/WIJKANDER 1992 oder WEISE u.a. 1993.

12 Zumal bei der geltenden Einstimmigkeit ein einziges Bundesland in der Lage wäre, die
bestehende Gebührenhöhe festzuschreiben. Siehe oben, Abschnitt 3.4.
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legungen erklären (wobei die Indexierung um so eher bejaht werden dürfte, je
stärker sie sich an einem rundfunkspezifischen Warenkorb ausrichtet, dessen
Preissteigerungsraten diejenigen der allgemeinen Lebenshaltungskosten über-
steigen). Auf der anderen Seite gibt es durchaus Argumente dafür, daß sich der
gesellschaftspolitische Stellenwert des öffentlich-rechtlichen Rundfunks mit
steigendem Einkommen (öffentlich-rechtlicher Rundfunk als superiores Gutes),
aber auch mit zunehmenden gesellschaftlichen Problemen, zu deren Lösung
ein bildungs- und integrationsverpflichteter öffentlich-rechtlicher Rundfunk bei-
tragen könnte, in Zukunft noch erhöht.13 Als Folge davon könnte eine diskretio-
näre Gebührenanhebung (diskretionäre Gebührenerhöhung II in Abbildung 14)
höher ausfallen als eine (langfristige) Indexierung.

Abbildung 14:
Die Indexierung als vertragliche Bindung unter Unsicherheit

und die mit ihr verbundenen Verteilungsgewinne oder -verluste

 
Zeit

Gebühr

Gegenwart Zukunft

Indexierte 
Gebühren-
erhöhung

Diskretionäre
Gebühren-
erhöhung I

Diskretionäre
Gebühren-
erhöhung II

Die Entscheidung zwischen einer diskretionären Gebührenfestsetzung und
einer Gebührenindexierung wie auch die Wahl des Geltungszeitraums einer
solchen Indexierung hängt somit nicht nur von der Beurteilung der allokativen
Vor- und Nachteile der Verfahren ab, sondern auch von den erwarteten Vertei-
lungsergebnissen und der diesbezüglich bestehenden Risikopräferenzen bzw.
-aversionen, durch die Entscheidung für das eine oder andere Verfahren eine
Verbesserung der Finanzausstattung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ge-
genüber dem status quo erzielen zu können.

                                                

13 Siehe hierzu bspw. BLUMLER/HOFFMANN-RIEM 1992, PLOG 1994, KOPS 1994a.
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5.1.3. Die Wahl des Verbindlichkeitsgrades der Indexierung

Als dritter Bestimmungsfaktor der Indexierungsintensität ist schließlich deren
Verbindlichkeitsgrad zu bestimmen. Wie die zuvor diskutierten Determinanten
des Regelbindungsgrades der Indexierung ist auch dessen Wahl im Span-
nungsverhältnis zwischen Objektivität und Planungssicherheit einerseits und
Anpassungsfähigkeit an allokative und distributive Veränderungen andererseits
festzulegen: Eine Indexierung, die völlig verbindlich ist, besitzt im Höchstmaß
deren Vorteile der Objektivität und Planbarkeit, verzichtet gleichzeitig aber auf
jegliche Möglichkeit, die Finanzierung an sich ändernde allokative und distribu-
tive Rahmenbedingungen und Zielsetzungen anzupassen.

Der Verbindlichkeitsgrad der Indexierung reicht von der Verwendung eines
Index als einem unverbindlichen Anhaltspunkt für die über die Gebührenhöhe
Entscheidenden (derzeit also der Landesparlamente)14 bis hin zur verbindlichen
Vorgabe, von der die Entscheidungsträger unter keinen Bedingungen
abweichen dürfen.15 Dazwischen lassen sich verschiedene Zwischenformen
ansiedeln, bei denen die Indexwerte eine mehr oder weniger große Verbind-
lichkeit für die Gebührenhöhe besitzen. Bspw. könnte die Abweichung von einer
per Index empfohlenen Gebührenanpassung an die Bedingung geknüpft
werden, dies mit beliebigen oder vorgegebenen Argumenten begründen zu
müssen,16 ggf. könnten die Abweichungen sogar anhand quantitativer Vorga-
ben begrenzt werden (siehe Abbildung 15).17

                                                

14 Zur Frage der Entscheidungszuständigkeit für die Gebührenfestsetzung und damit auch für
die Indexierung der Gebühren siehe unten, Abschnitt 6.1.

15 Der Begriff des "Entscheidungsträgers" ist in diesem Grenzfall unzutreffend, weil sich die
"Entscheidung" über die Gebührenhöhe auf den Vollzug der per Indexierung berechneten
Gebührenanpassung  beschränkt.

16 Vergleichsweise unverbindlich wäre bspw. die von PRODOEHL (1990, S. 387) vorgeschla-
gene Regelung, bei der von der per Index bestimmten Gebührenanpassung mit dem globa-
len Hinweis auf "medienpolitische Entwicklungen, die einen zusätzlichen Gebührenauf-
schlag erfordern", abgewichen werden kann.

17 HOFFMANN-RIEM (1991c, S. 207) beschreibt dieses Kontinuum und verschiedene auf ihm
angesiedelte ´Automatisierungsgrade´:"So läge eine Vollautomatisierung vor, wenn sich an
die indexmäßig ermittelten Kosten im Rahmen einer schlichten Rechenoperation eine
bloße Folgeentscheidung über die Gebührenhöhe anschlösse, die dann nahtlos in die an
den Bürger gerichtete Kostenforderung einginge. Es wäre aber auch eine Teilautomatisie-
rung in der Weise denkbar, daß der Automatismus unter gewissen Voraussetzungen unter-
brochen werden könnte. So könnte die Verantwortung des Staates, handelnd durch den
Gesetzgeber, in Form einer Mißbrauchskontrolle oder der Rechtsmacht zur grundsätzli-
chen Überprüfung nach politischen Kriterien hervorgehoben werden. In die letztere Katego-
rie fiele eine eigenständige politische Entscheidung, ob die rechenmäßig ermittelte Gebüh-
renhöhe dem Bürger zugemutet werden soll. Dabei müßte klar sein, daß eine Abweichung
von der indexbezogen ermittelten Gebührenhöhe erhebliche rundfunkpolitische Folgen
haben könnte."
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 Abbildung 15:
Formen einer unterschiedlich verbindlichen Indexierung der Rundfunkgebühr

Index als Leitlinie, von der die über die Gebührenhöhe 
Entscheidenden abweichen dürfen, falls sie dies mit 
qualitativ und quantitativ vorgegebenen Argumenten 
begründen können 

Index als Leitlinie, von der die über die Gebührenhöhe 
Entscheidenden abweichen dürfen, falls sie dies mit 
qualitativ vorgegebenen Argumenten begründen 
können 

Index als Leitlinie, von der die über die Gebührenhöhe 
Entscheidenden abweichen dürfen, falls sie dies mit 
nicht vorgegebenen Argumenten begründen 

Index als unverbindliche Entscheidungshilfe für diskre- 
tionäre Gebührenfestsetzungen

Index als Vorgabe, von der die über die Gebühren- 
höhe Entscheidenden nur in qualitativ und quantitativ 
definierten Ausnahmefällen abweichen dürfen

Index als verbindliche Vorgabe, von der die über die 
Gebührenhöhe Entscheidenden unter keinen Umstän- 
den abweichen dürfen

Nahezu sämtliche der in der Literatur unterbreiteten Indexierungspläne beto-
nen, daß eine Vollautomatisierung der Gebührenanpassung nicht möglich sei.
Wegen der im Rundfunk auftretenden technischen und wirtschaftlichen Umbrü-
che sei vielmehr eine politische Revision der Indexierungsergebnisse unver-
meidbar. Eine solche Revisionsmöglichkeit bedeutet aber nicht notwendigerwei-
se, daß die mit der Indexierung verbundenen Vorteile der Objektivität und Plan-
barkeit vollständig aufgegeben werden müssen.18 Vielmehr könnte der diskre-
tionäre Entscheidungsspielraum, der mit einer Revision verbunden wäre, durch

                                                

18 "Selbst wenn dem Staat eine derartige Revisionsmöglichkeit eingeräumt würde, hieße dies
nicht, daß die Vorteile der Indexierung vollständig wieder entfielen. Durch die (möglichst)
objektivierte Ermittlung der kostenbezogenen Prämissen und in der Folge der errechneten
Gebührenhöhe verlagerte sich die politische Argumentationslast. Wer von diesen Werten
abweichen wollte, müßte dies begründen, und zwar unter Rückgriff auf Kriterien, die sich
nicht auf die Kostenentwicklung selbst beziehen, sondern auf Fragen der rundfunkpoliti-
schen Zweckmäßigkeit, Zumutbarkeit u. ä. Über die Begründungslast hinaus wäre es mög-
lich, ergänzende Verfahrensnormen zur "Mäßigung" der politischen Diskretion einzubauen
und beispielsweise die Pflicht vorzusehen, die Ermittlungsinstanz zu einer erneuten Stel-
lungnahme anzurufen, wenn von ihrem Vorschlag abgewichen werden soll." (HOFFMANN-
RIEM 1991c, S. 207).
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- unterschiedlich detaillierte - qualitative oder quantitative Bedingungen beliebig
und stufenlos beschränkt werden,19 wobei die genaue Höhe des dadurch
definierten Verbindlichkeits- bzw. Automationsgrads der Indexierung wieder aus
der Bewertung der damit verbundenen Vor- und Nachteile zu bestimmen ist.

5.2. Die Auswahl des der Indexierung zugrunde zu legenden Warenkorbes

5.2.1. Die Spezifität des Warenkorbes

Neben der Festlegung des als optimal erachteten Regelbindungsgrades be-
steht ein weiteres methodisches Problem der Indexierung in der Wahl des
Warenkorbes, anhand dessen die Preissteigerungsrate ermittelt wird. Auf den
ersten Blick bietet sich als solcher der Warenkorb der Verbrauchsgüter an, der
auch der Berechnung der allgemeinen Lebenshaltungskosten zugrunde liegt.
Würde die Rundfunkgebühr an diesen Preisindex gekoppelt, würde eine Kon-
stanz zwischen dem relativen Preis des Gutes öffentlich-rechtlicher Rundfunks
und dem durchschnittlichen relativen Preis der allgemeinen Lebenshaltung her-
gestellt.

Diese Lösung wäre insofern zu begrüßen, als dadurch dem öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk die gleichen Wettbewerbschancen eingeräumt würden wie der
Summe der in den allgemeinen Lebenshaltungskostenindex einfließenden Ver-
brauchsgüter oder, anders ausgedrückt: wie der Volkswirtschaft als ganzer. Im
Vergleich zu Gütern, deren Preise sich im Zeitablauf überdurchschnittlich
erhöhten, sänke dadurch der Preis des Gutes öffentlich-rechtlicher Rundfunk;
im Vergleich zu Gütern, deren Preise sich im Zeitablauf unterdurchschnittlich
erhöhten, stiege er; im Vergleich zu allen Gütern des Warenkorbes aber bliebe
er konstant, so daß sich im Zeitablauf keine strukturelle Begünstigung oder
Benachteiligung des öffentlich-rechtlichen Rundfunk ergäbe.

Aus Sicht des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wäre eine solche Lösung aller-
dings nachteilig, weil für Rundfunkprogramme spezifische Vorprodukte benötigt
werden, deren Preise in der Vergangenheit stets stärker gestiegen sind als die
Güter des allgemeinen Warenkorbes. Hierzu trägt insbesondere der im
Rundfunk hohe Anteil an Dienstleistungen bei, dessen relative Preise im Ver-
gleich zu Waren stets überdurchschnittlich gestiegen sind, in den letzten Jahren
zudem die hohen Preisanstiege bei der Programmsoftware, insbeson-dere bei
Sport- und Filmlizenzen.20 Es verwundert daher nicht, daß die Preis-

                                                

19 Ein Weg, den übrigens auch das Bundesverfassungsgericht in seinem achten Rundfunk-
urteil beschreitet, wenn es Abweichungen von den Gebührenvorschlägen der KEF nur
noch unter eng spezifizierten Voraussetzungen zulassen will. Siehe hierzu ausführlicher
Abschnitt 6.1.

20 Siehe z. B. KRUSE 1990, S. 89.
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steigerungsraten im Rundfunk in der Vergangenheit durchweg erheblich über
dem allgemeinen Preisanstieg lagen. Für den Programmaufwand der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten ergaben sich nach Berechnungen der KEF
(1991b, S. 32) bspw. durchschnittliche Preissteigerungsraten zwischen 4,5 %
und 5 % pro Jahr (siehe Abbildung 16), während der allgemeine Preisanstieg in
diesem Zeitraum auf ca. 2,5 % pro Jahr begrenzt war.21 Als Folge des intensi-
vierten Wettbewerbs mit den privaten Rundfunkanbietern ergeben sich vor
allem für Sportlizenzen exorbitante Preissteigerungsraten.

Da auch in Zukunft zu erwarten ist, daß die Preise solcher rundfunkspezifi-
scher (Vor-)Produkte stärker ansteigen als die Preise des allgemeinen Waren-
korbs, würde eine Indexierung der Rundfunkgebühr anhand des Preisanstiegs
der Lebenshaltung dazu führen, daß dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk real
immer weniger Ressourcen zur Verfügung stünden und damit (bei unterstellter
durchschnittlicher Rentabilität des öffentlich-rechtlichen Rundfunks) auch der
finanzierbare Programmoutput im Zeitablauf immer geringer werden müßte.22

Aus diesen Gründen sprechen sich die meisten Indexierungsvorschläge dafür
aus, die Rundfunkgebühr anhand eines rundfunkspezifischen Warenkorbes zu
bemessen.23 Für die Gesamtwirtschaft atypische Preisveränderungen, die den
Rundfunk belasten (oder auch entlasten), wie z. B. die oben genannten Preis-
explosionen bei Sportberichtlizenzen, würden sich dann in einer entsprechen-
den Veränderung dieses rundfunkspezifischen Preisindex und der daran gekop-
pelten Veränderung der Rundfunkgebühr niederschlagen.

                                                

21 Vgl. oben, Tabelle 1, S. 8.

22 Siehe mit Bezug zur Finanzierung der BBC, deren Gebühren anhand des allgemeinen
Preisindex angehoben werden, KOPPER 1991.

23 Siehe ebenda, auch SIEBEN 1991 oder KIEFER 1993. Auch die mit Beginn der Indexie-
rungsdiskussion unterbreiteten Vorschläge von STOLTE (1984) oder MAIER (1986) befür-
worten im Grund genommen eine rundfunkspezifische Indexierung (obwohl sie für die
Indexierung derjenigen Gebühreneinnahmen, die der Anpassung "des allgemeinen teue-
rungsbedingen Finanzbedarfs" der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten dienen, den all-
gemeinen Lebenshaltungskostenindex vorschlagen): Für die Indexierung der Ausgaben zur
Deckung rundfunkspezifischer Kosten plädierten nämlich auch diese Vorschläge bereits für
die Verwendung eines rundfunkspezifischen Warenkorbes.
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Abbildung 16:
Preissteigerungsraten verschiedener Bestandteile des Programmaufwands

und des gesamten Programmaufwands von ARD und ZDF, 1985 - 1989

Aufwandsart Gewicht Basis 1989 Preissteigerungsraten

Mio DM % 1985 1986 1987 1988 1989

Programmaufwand
1. Urhebervergütungen 156 5,76 3,64 5,68 3,19 4,35 3,02

2. Leistungsvergütungen 473 17,47 4,03 4,03 4,47 3,49 3,08

3. Verwertungsgesellschaften 89 3,29 2,05 0,64 1,37 7,22 2,19
4. Nachrichtenagenturen 33 1,22 4,39 2,39 5,85 2,10 1,85
5. Sportlizenzen 72 2,66 29,06 27,10 18,98 39,06 45,17

6. Ankäufe (Filmlizenzen) 260 9,60 8,78 8,78 8,78 8,78 8,78

7. Auftragsproduktionen 386 14,25 3,51 3,91 3,73 3,17 3,06
8. Co-Produktionen 130 4,80 3,40 3,73 3,61 3,12 2,96
9. Kosten d. Programmverteilg. 572 21,12 3,36 4,43 3,28 3,54 2,33

10. Reise- und Fahrkosten 120 4,43 1,84 3,45 2,49 2,77 3,30
11. Sonstige Programmaufw.
      ARD-Gemeinschaftsaufg. 115
      ARD-Fremdleistungen 77
      ARD-Sonst. Vergütungen 26
      ARD-Materialaufwendungen 70
      ZDF-Sonst. Programmaufw. 109
      ZDF-Nicht dir. zuordenbar 20

417 15,40 3,82 3,73 3,17 3,81 3,69
2.708 100,00

 = 95,71
Bereich o. Detailergebnisse
  ARD o. Detailergebnisse 46
  ZDF Restgrößen 75

121 4,29
Summe Programmaufwand 2.829 100,00
Rundfunkspezifische Preis-
steigerungsrate für den Bereich
der Programmaufwendungen 4,69 5,04 4,42 5,06 4,64
Legende:
Die rundfunkspezifische Preissteigerungsrate errechnet sich jahresbezogen als
gewichteter Durchschnitt der Preissteigerungsraten der einzelnen
Aufwandsarten als Quotient aus     Summe (Gewichtung % x Preissteigerungsrate %)

Summe der Gewichtungsanteile
Beispiel 1985: 5,75 X 3,64

 +17,44 X 4,03
 +  3,29 X 2,05..
 +15,45 X 3,82  = 469

100  = 4,69 %

Quelle: 8. KEF-Bericht, Anhang, S. 32
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Allerdings stellt sich die Frage, welche Waren ein solcher rundfunkspezifi-
scher Warenkorb enthalten sollte. Beinhaltete er alle Güter, die als Vor- oder
Zwischenprodukte in den Wirtschaftsektor Rundfunk einfließen (einschließlich
der von privaten Rundfunkanstalten verbrauchten Güter), müßte er auf die
qualitativ gleichen Vorbehalte stoßen wie die Verwendung eines Preisindex der
allgemeinen Lebenshaltung: Rundfunkspezifische Güter, die nur oder vorwie-
gend von privaten Rundfunkanstalten verbraucht werden (wie z. Zt. die Preise
für Übertragungsrechte der Formel 1), würden die Höhe des rundfunkspezifi-
schen Preisindex (und damit der Rundfunkgebühr) in diesem Fall beeinflussen,
obwohl sie für die Kosten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ähnlich
irrevant sind wie die im Warenkorb der allgemeinen Lebenshaltungskosten ent-
haltene Leberwurst. Und umgekehrt würden Güter, die ausschließlich oder vor-
wiegend von den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten verbraucht werden
und für die privaten Rundfunkunternehmen von untergeordneter Bedeutung
sind (wie z. B. Übertragungsrechte für Opernaufführungen), mit einem zu gerin-
gen Gewicht in den rundfunkspezifischen Warenkorb eingehen.

Die Autoren, die eine Indexierung der Rundfunkgebühr anhand eines rund-
funkspezifischen Warenkorbes vorgeschlagen haben, befürworten aus diesem
Grund überwiegend einen Warenkorb, der (nur) die von den öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten verbrauchten Güter enthält. Abgesehen von der damit
verbundenen höheren Bedarfsgerechtigkeit im Vergleich zu umfassenderen
Warenkörben würde dies auch die Probleme der Datenbeschaffung umgehen,
die bei den von den privaten Rundfunkanbietern verbrauchten Rundfunkgütern
entstünden (und die darauf zurückgehen, daß die privaten Anbieter nicht ver-
pflichtet und i. a. auch nicht bereit sind, ihren Gütereinsatz offenzulegen).

Allerdings könnte auch ein solcher rundfunkspezifischer Warenkorb von den
einzelnen Rundfunkanstalten noch als zu allgemein und damit nicht bedarfsge-
recht kritisiert werden. So könnten bspw. das ZDF, das ausschließlich Fern-
sehprogramme ausstrahlt, unter Hinweis auf die im Vergleich zu Radiosendun-
gen höheren Preissteigerungsraten fordern, der Indizierung einen spezifischen,
vom Warenkorb der ARD-Anstalten (die auch Radioprogramme produzieren)
verschiedenen Warenkorb zugrunde zu legen. Ähnlich könnte eine ARD-
Rundfunkanstalt in einem Flächenstaat, in dem für die aktuelle Berichterstat-
tung größere Entfernungen zurückgelegt werden müssen, darauf hinweisen,
daß sie durch hohe Preissteigerungen bei der Anschaffung oder Wartung des
Wagenparks stärker betroffen wäre als die Rundfunkanstalten der Stadtstaaten
oder kleiner Flächenstaaten (und des Anstaltsdurchschnitts). Bedarfsgerechter
sei daher die Berechnung der Preissteigerungsraten und der Gebührenanpas-
sung anhand ARD-anstaltsspezifischer Warenkörbe (siehe Abbildung 17).



51 Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr

Abbildung 17:
Die Spezifität eines Warenkorbes zur Indexierung der Rundfunkgebühr

im Spannungsverhältnis zwischen Bedarfsgerechtigkeit und Wirtschaftlichkeit
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Abgesehen davon, daß einer solchen Forderung die in der Bundesrepublik
befürwortete und (noch) geltende Einheitsgebühr entgehensteht,24 verdeutlicht
sie auch die mit einer gesteigerten Spezifität und Bedarfsgerechtigkeit des
Warenkorbes verbundene (und in Abschnitt 3.3. bereits allgemein beschrie-
bene) Gefahr, daß die Indexierung Anreize zur Sparsamkeit und Wirtschaft-
lichkeit der Aufgabenerfüllung beseitigt: Eine Gebührenindexierung, die aus-
schließlich anhand der tatsächlichen Ausgaben der einzelnen Rundfunkanstal-
ten bemessen wird, bietet keinerlei Wirtschaftlichkeitsanreize mehr, da jegliche
Ausgabensteigerung eine Erhöhung des Preisindex und damit der Rundfunk-
gebühr der kommenden Periode nach sich zieht! Diese Gefahr nimmt mit der
Verwendung weniger spezifischer Warenkörbe ab; zugleich vermindert sich
dadurch aber auch die Bedarfsgerechtigkeit der Indexierung für die einzelnen
Landesrundfunkanstalten; die Gefahr, daß spezifische Kostenanstiege, die ein-
zelne Anstalten besonders belasten, dann nicht adäquat durch eine per Index

                                                

24 Siehe unten, Abschnitt 5.3.
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bemessene Gebührenerhöhung ausgeglichen werden, erhöht sich (siehe noch-
mals Abbildung 17).
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5.2.2. Indexierung anhand eines positiven oder normativen Warenkorbs

Von der Bestimmung der angemessenen Spezifität des Warenkorbs zu unter-
scheiden ist die Frage, ob in ihn die von den öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten tatsächlich (positiv) verbrauchten Güter einfließen sollen, oder ob auf
einen normativen Warenkorb zurückgegriffen werden soll. Eine Indexierung
anhand tatsächlicher Ausgaben wäre nur dann sachgerecht, wenn der materiel-
le und der normative Aufgaben- und Ausgabenkatalog des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks deckungsgleich wären, d. h. die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten nur solche Programme (und sämtliche solcher Programme) bereitstellen
würden, die dem öffentlich-rechtlichen Programmauftrag entsprechen.25 In dem
Umfang, in dem dies nicht der Fall ist, eignen sich die tatsächlichen Ausgaben
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nicht als Indexierungsbasis für die Rund-
funkgebühr. Vertritt man bspw. die Auffassung, daß die Ausstrahlung massen-
attraktiver Sportveranstaltungen, etwa die aktuelle Fußball-Berichterstattung,
eine Aufgabe sei, die die privaten Rundfunkanbieter ebenso gut erfüllen können
wie ARD und ZDF, so dürften Ausgaben für solche Sportberichte in dem rund-
funkspezifischen Warenkorb der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten nicht
enthalten sein. Die für solche Senderechte hohen Preissteigerungen würden
sich dann auch nicht in der Preissteigerungsrate und der Gebührenhöhe des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks niederschlagen. Nähme man andererseits
solche Güter in den Warenkorb auf, führte dies zu einem Anstieg des rundfunk-
spezifischen Preisindex und der Rundfunkgebühr, wobei dieser Anstieg bei
einer kurzfristig zu unterstellenden inelastischen Angebotsfunktion (AF in Abbil-
dung 18) eine Inflationsspirale in Gang setzen würde, die erst beim Prohibi-
tivpreis PH (bei dem die privaten Mitwettbewerber verdrängt würden) endete.26

                                                

25 Zur ökonomischen Bestimmung des öffentlich-rechtlichen Programmauftrags siehe aus-
führlicher KOPS 1994a.

26 Siehe hierzu KRUSE 1991, S. 91ff.
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Abbildung 18:
Preistreibende Wirkung einer anhand eines rundfunkspezifischen

Warenkorbes indexierten Rundfunkgebühr
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Quelle: KRUSE 1991, S. 93

Um solche preistreibenden Wirkungen einer Indexierung zu vermeiden, ist
verschiedentlich vorgeschlagen worden, bestimmte Rundfunkgüter, bei denen
eine Bereitstellung durch öffentlich-rechtliche Anbieter als nicht erforderlich
erachtet wird (Massenunterhaltung, aktuelle Unterhaltungsspielfilme, aktuelle
Sportberichterstattung), nicht mit in den Warenkorb aufzunehmen. Wird dieser
Gedanke fortgeführt, gelangt man zu der Forderung, den gesamten rundfunk-
spezifischen Warenkorb normativ festzulegen. So hat bspw. KRUSE (1991, S.
97) argumentiert, daß die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten durch den
mit den Privaten geführten Wettbewerb um Einschaltquoten ihr Programm den
privaten Programmen annäherten und damit "meritorisch wertvolle Sendun-
gen"27 zwangsläufig vernachlässigten. Um dies zu verhindern, sollten die öffent-
lich-rechtlichen Anbieter den Preiswettbewerb mit Privaten um massenattraktive
Programme (in Abbildung 19 die Programme der Typen 3 und 4) vermeiden28

                                                

27 Zum Begriff des meritorischen Rundfunkgutes siehe ausführlich KOPS 1994a sowie die
dort zitierte Literatur.

28 Der Verzicht auf die Bereitstellung von Programmen des Typs 3 erklärt sich aus deren
nichtmeritorischen Inhalten, der Verzicht auf die Bereitstellung von Programmen des Typs
4 aus der Massenattraktivität dieser Programme, die eine marktliche Bereitstellung durch
private Anbieter ermöglichen.
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und die dadurch eingesparten Finanzmittel für die Bereitstellung meritorischer
Minderheitenprogramme (Typ 2) verwenden.

Abbildung 19:
Be gr e n zu n g  d e r  i n  ei n e n r u nd fu nksp ezi fisch en  War e n ko r b  a u fzu n e hm e n de n 
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Quelle: KRUSE 1991, S. 97

Dieser Rückgriff auf normative statt positive Ausgaben bildet - neben der oben
beschriebenen Verwendung umfassender Warenkörbe, in denen das Aus-
gabengebaren der einzelnen Anstalten nur unwesentlich zur Veränderung des
Preisindex beiträgt - eine zweite Möglichkeit, durch eine Indexierung Anreize zu
wirtschaftlichem Verhalten zu setzen. Die Anreize werden dabei umso höher, je
stärker tatsächliche Aufgaben und Ausgaben durch wünschenswerte, normative
Aufgaben und Ausgaben ersetzt werden. Umgekehrt erhöhen sich im gleichen
Umfang aber - zumindest vorübergehend - auch die Divergenzen zwischen den
indexdefinierten (dann: normativen) Einnahmen und den Einnahmen, die für die
Erfüllung der tatsächlichen (positiven) Aufgaben erforderlich sind. Erkennt man
letztere als Bedarfsindikator an, stehen Wirtschaftlichkeitsanreize und
Bedarfsgerechtigkeit damit also wiederum im Konflikt zueinander. In
längerfristiger Perspektive löst sich dieser Konflikt allerdings auf, da durch die
normative Vorgabe der Aufgaben und die darauf basierende Bemessung der
Einnahmen ein finanzieller Druck entsteht, der die tatsächlich
wahrgenommenen Aufgaben den normativ vorgegebenen Aufgaben anpaßt.

5.2.3. Indexierung als Gefährdung der Programmautonomie
der Rundfunkanstalten

Das Beispiel zeigt, daß durch die Indexierung, hier speziell: durch die Ab-
grenzung des rundfunkspezifischen Warenkorbs, die Art der von den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten erbrachten Programme beeinflußt werden kann.
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Es wäre sogar vorstellbar, hierdurch nicht nur die Art der Programme, sondern
auch die Art der Programmerstellung zu steuern.29 Damit gefährdete die
Indexierung die Rundfunkautonomie der Rundfunkanstalten, wobei diese Ge-
fahr um so größer wäre, je stärker positive durch normative Größen ersetzt wür-
den.

Im Vergleich zu einer diskretionären Gebührenbemessung, bei der die Pro-
gramminhalte und die Art der Programmerstellung dadurch beeinflußt werden,
daß die Höhe der gewährten Finanzmittel von mehr oder weniger versteckten
programmlichen Wünschen abhängig gemacht wird ("goldener Zügel"), ist die
mit einer Indexierung verbundene Gefährdung der Programmautonomie aller-
dings geringer. Zum einen werden als problematisch erachtete Eingriffe bei der
Indexierung unmittelbar als solche erkennbar, da es sich dabei um ein regelge-
bundenes und transparentes Verfahren handelt (die Indexierung anhand eines
normativen Aufgabenkatalogs oder Warenkorbs bspw. müßte explizit geregelt
und beschlossen werden). Zum anderen sind die mit der Ausgestaltung des
Indexierungsverfahrens verbundenen Einflußmöglichkeiten auf die Programm-
inhalte auch deshalb beschränkt, weil die Vorgabe normativer Größen nur der
Ermittlung einer rundfunkspezifischen Preissteigerungsrate (und damit der
Höhe der Rundfunkgebühr insgesamt) dient. Damit ist nicht die Bedingung ver-
bunden, daß die einzelnen Rundfunkanstalten ihre Aufgabe in der Weise zu
erfüllen verpflichtet sind, in der dies bei der normativen Indexierung unterstellt
wird.30

Obwohl die mit einer Indexierung der Rundfunkgebühr verbundene Gefähr-
dung der Programmautonomie daher geringer wäre als bei der bestehenden,
diskretionären Gebührenfestsetzung, bleibt sie zu beachten; und falls absehbar
wäre, daß mit einer Indexierung die Art der Programmerstellung oder sogar die
Programminhalte gesteuert werden sollten, müssten geeignete Maßnahmen er-
griffen werden, um die Programmautonomie (wieder) herzustellen.

                                                

29 Gingen in den Warenkorb bspw. bestimmte Aufwendungen nur ein, wenn sie nicht anstalts-
intern, sondern durch externe Zulieferer erbracht würden, würde dies sehr schnell zu einer
Verlagerung von der Eigenproduktion zum Fremdbezug führen.

30 Bspw. steht es ihnen frei, einen Teil ihrer Gebühreneinnahmen für Programme aufzuwen-
den (bspw. ein fünftes oder sechstes Hörfunkprogramm, die im normierten Bedarfskatalog
nicht enthalten sind und bei der Berechnung der Preissteigerungsrate folglich nicht berück-
sichtigt werden); die dafür erforderlichen Aufwendungen müssen sie allerdings an anderer
Stelle einsparen. Umgekehrt steht es den Rundfunkanstalten frei, auf bestimmte Pro-
grammangebote zu verzichten (die als Bestandteil des Rundfunkauftrags anerkannt sind)
und die damit eingesparten Gebührenmittel für andere Zwecke zu verwenden. (Zu den
Ähnlichkeiten der Indexierung anhand normativer Ausgaben mit der Verwendung von
Normbedarfen im kommunalen Finanzausgleich zwischen Gemeinden siehe ausführlich
KOPS 1994b.)
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5.3. Bei Abweichungen zwischen der prognostizierten und der tatsächli-
chen Kostenveränderung erforderliche Korrekturmaßnahmen

Bei einer Indexierung muß die Gebührenhöhe notwendigerweise auf der
Grundlage einer zukünftigen, erwarteten Preissteigerungsrate festgelegt wer-
den. Wie die Erfahrungen im Rahmen von Steuerschätzungen und Konjunktur-
prognosen zeigen, weicht diese prognostizierte Preissteigerungsrate von der
tatsächlichen in aller Regel ab. Es bedarf dann eines nachträglichen Ausgleichs
zwischen der Gebührenhöhe, die auf der Grundlage der prognostizierten
Preissteigerungsrate berechnet wurde, und der Gebührenhöhe, die erforderlich
ist, um den beim tatsächlichen Preisanstieg entstehenden Finanzbedarf zu
decken.

Die KEF hat im Anhang ihres 8. Kommissionsberichts (1991b, S. 23ff) die
mögliche Verfahrensweise eines solchen nachträglichen Ausgleichs beschrie-
ben und anhand eines Zahlenbeispiels verdeutlicht (vgl. Abbildung 20). Dabei
wird unterstellt, daß die Rundfunkgebühr für den Zeitraum t+1 bis t+3 anhand
einer prognostizierten Preissteigerungsrate von 5 % p. a. angehoben wird und
daß die tatsächliche Preissteigerungsrate in diesem Zeitraum die Prognose um
durchschnittlich einen Prozentpunkt unterschreiten (Fall 1) bzw. überschreitet
(Fall 2). Im Vergleich zur prognostizierten (und zunächst gewährten) durch-
schnittlichen Gebührenanhebung auf 110,34 % (was bei einem Ausgangs-
betrag von 19,00 DM eine Anhebung auf 20,96 DM bedeutet), ergibt sich
dadurch für diese Periode ein tatsächlicher Anstieg auf 108,39 % (Fall 1) bzw.
112,32 % (Fall 2). Diese Abweichungen können nunmehr in der nächsten
Gebührenperiode (t+4 bis t+6) ausgeglichen werden, indem die für diese Perio-
de prognostizierten Preissteigerungen (von 6 % p. a.) um die Abweichungen
(-1,95 Prozentpunkte im Fall 1; +1,98 Prozentpunkte im Fall 2) verändert wer-
den. Die Gebühren steigen dann nicht auf die bei einem 6 %-igen Preisanstieg
erforderlichen 23,58 DM, sondern auf 23,17 DM (Fall 1) bzw. auf 24,00 DM (Fall
2).31

Bei einem solchen Verfahren ist es natürlich erforderlich, daß die bei Progno-
sefehlern auftretenden Mehr- oder Mindereinnahmen in der folgenden Periode
tatsächlich korrigiert werden.32  Ist dies gesichert, werden die Rundfunkanstal-
                                                

31 Die KEF hat Sekundärwirkungen in der Form von Soll- und Habenzinsen, die bei einer
Über- oder Unterschreitung der erwarteten Gebühreneinnahmen anfallen, in diesem Zah-
lenbeispiel außer acht gelassen. Siehe hierzu unten, Fußnote 33.

32 So auch LEHMANN (1991, S. 123): "Voraussetzung für das sachgerechte Funktionieren
einer Indexierung ist, daß das Verfahren konsequent durchgehalten wird. Das bedeutet
einerseits, daß die Rundfunkanstalten sich darauf verlassen können, daß ihnen auch bei
Prognoseirrtümern nachträglich ein voller Ausgleich für die tatsächlichen Preissteigerungen
gewährt, andererseits aber im politischen Bereich dem möglichen Drängen einzelner
Anstalten nach über die Preissteigerung sowie einem pauschalen Entwicklungszuschlag
hinausgehenden Gebührenerhöhungen nicht nachgegeben wird."
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ten gezwungen, die ihnen infolge einer überschätzten Preissteigerungsrate
zufließenden Einnahmen stillzulegen und mit ihnen die in der nächsten Gebüh-
renperiode verminderten Einnahmen auszugleichen; umgekehrt bietet ihnen
diese Gewähr die Möglichkeit, ihnen infolge einer unterschätzten Preissteige-
rungsrate fehlende Einnahmen per Kreditaufnahme zu beschaffen und zu ver-
ausgaben.33

Abbildung 20:
Verfahren zur Korrektur der Rundfunkgebühr bei einer Divergenz

zwischen der prognostizierten und der tatsächlichen Preissteigerungsrate

Ist-Entwicklung     Differenz       Rundfunkgebühr

  Ist/Prognose    korrigierter           - in DM -

    Prognose          Fall 1              Fall 2   Indexabweich.        Index ohne          mit Korrektur

Jahr %           Index % Index % Index Fall 1 Fall 2 Fall 1 Fall 2 Korr. Fall 1 Fall 2

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

 t+0 100,00 100,00 100,00 19,00 19,00 19,00

 t+1 5,0 105,00 4,0 104,00 5,5 105,50 -1,00 0,50

 t+2 5,0 110,25 4,5 108,68 6,5 112,36 -1,57 2,11

 t+3 5,0 115,76 100,00 3,5 112,48 6,0 119,10 -3,28 3,34

durchschn.

Geb. per.1 110,34 108,39 112,32 -1,95 1,98 20,96 20,96 20,96

 t+4 6,0 106,00

 t+5 6,0 112,36
 t+6 6,0 119,10
durchschn.
Geb. per.2 112,49 110,54 114,47 23,58 23,17 24,00

Quelle: 8. KEF-Bericht, Anhang, S. 24

                                                

33 Zusätzlich müßte geregelt werden, wem die bei einem überschätzten Preisanstieg anfallen-
den Zinserträge zustehen sollten und wer die bei einem unterschätzten Preisanstieg anfal-
lenden Zinsbelastungen zu tragen hätte. Unter der vereinfachenden Annahme einer Gleich-
heit von Soll- und Habenzinsen und unter der Annahme, daß sich Prognoseabweichungen
nach unten und oben langfristig ausgleichen, könnte man dieses Problem vernachlässigen.
Bei einer realistischen Betrachtung müßte allerdings geklärt werden, wer die langfristig
verbleibenden Finanzierunglasten infolge der Differenzen zwischen Soll- und Habenzinsen
zu tragen hat. Möglich wäre einmal, diese Belastung als Finanzierungsrisiko des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks anzusehen (und diesem aufzubürden); möglich wäre aber auch,
diese Lasten als Folge staatlicher Fehlprognose zu betrachten (und dem Staat anzulasten,
bspw. indem die Zinsdifferenzen aus dem allgemeinen Staatshaushalt gedeckt würden).
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5.4. Neben dem Gebührensatz wirksame Determinanten
der Gesamteinnahmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
und deren Berücksichtigung bei der Gebührenindexierung

5.4.1. Bei der Indexierung zu berücksichtigende Veränderungen
der Werbe- und Rechteeinnahmen

Mit der Indexierung der Rundfunkgebühr wird angestrebt, die Einnahmen der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten den sich ändernden Kosten anzupas-
sen. Dabei bleibt unberücksichtigt, daß die Höhe der Gebühreneinnahmen
neben der Gebührenhöhe von anderen Faktoren abhängt und damit die Not-
wendigkeit einer Gebührenanpassung durch die Veränderung von "Drittfakto-
ren" verschärft (oder auch überflüssig) werden könnte.

Bei der Vielzahl der Faktoren, die die Einnahmen des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks beeinflussen, stellt eine solche Beschränkung auf die Gebühren-
höhe als einzige Einnahmendeterminante natürlich eine grobe Vereinfachung
dar. Im Hinblick auf die meisten dieser Faktoren ist eine solche Vereinfachung
aber gerechtfertigt, weil deren quantitative Bedeutung gering ist. So machten im
Jahr 1993 bei der ARD (ähnliche Anteile gelten für das ZDF) die Gebührener-
träge mehr als 75 % der Gesamterträge aus (siehe Abbildung 21), während der
Anteil fast aller anderen Ertragsarten unter 2,5 % lag (die "Erträge aus dem
Finanzausgleich" beliefen sich auf knapp 2,0 %, die "Erträge aus der Erhöhung
des Produktbestands" auf nur ca. 0,4 %, die "Erträge aus anderen aktivierten
Eigenleistungen" auf nur ca. 0,2 %, die "Erträge aus Gewinnabführungsverträ-
gen und Beteilungen" auf nur ca. 1,5 %, die "Erträge aus anderen Wertpapieren
und Ausleihungen des Finanzvermögens" auf nur ca. 2,0 % und die "Erträge
aus sonstigen Zinsen und ähnlichem" auf nur ca. 2,4 % der Gesamterträge).

Bedeutsame Ertragsarten bildeten neben den Gebühreneinnahmen mit ca.
8,9 % lediglich die "sonstigen betrieblichen Erträge" (Kostenerstattungen und
Erträge aus Koproduktionen und Kofinanzierungen, sonstige Erträge aus Dritt-
rechten, Miet- und Pachteinkünfte etc.) und mit ca. 7,1 % die "Erträge aus
Kostenerstattungen/Konzessionsabgaben" (im wesentlichen handelt es sich
dabei um die von den "Werbetöchtern" der Rundfunkanstalten erwirtschafteten
Werbeeinnahmen). Da diese Ertragsarten die Gesamtertragslage der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten durchaus nennenswert beeinflussen, sollten
sie bei einer Indexierung der Rundfunkgebühren grundsätzlich berücksichtigt
werden.34 Ein kompliziertes und mit einem hohen Regelbindungsgrad ver-

                                                

34 Bei den sonstigen betrieblichen Erträgen, die heterogene und hinsichtlich ihrer "Fungibilität"
unterschiedlich zu bewertende Ertragsarten beinhalten, ist allerdings im einzelnen zu prü-
fen, ob die Einbeziehung in ein Indexierungsverfahren (wie auch ein ggf. ergänzend erfor-
derliches Finanzausgleichsverfahren, siehe unten Abschnitt 5.5.) gerechtfertigt ist. Die hier-
für maßgeblichen Kriterien sind bei der Erörterung der in den Länderfinanzausgleich ein-
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sehenes Verfahren zur Indexierung der Rundfunkgebühren macht nämlich kei-
nen Sinn, wenn gleichzeitig die Veränderung anderer wichtiger Einnahme-
quellen, vor allem der Werbeeinnahmen, überhaupt nicht geregelt ist und damit
die Höhe dieser Einnahmen (und dadurch auch der Summe der öffentlich-recht-
lichen Einnahmen) weiterhin von diskontinuierlichen wirtschaftlichen Faktoren
und diskretionären politischen Entscheidungen abhängt!

Abbildung 21:
Erträge der Landesrundfunkanstalten, 1993

 

Nr. Ertragsart Mio DM %
1 aus Teilnehmergebühren 7.003 75,4
2 aus Finanzausgleich 188 2,0
3 aus Erhöhung oder Verminderung

des Produktbestandes 38 0,4
4 aus anderen aktivierten Eigenleistungen 18 0,2
5 aus Kostenerstattungen/

Konzessionsabgaben 663 7,1
6 aus sonstigen betrieblichen Erträgen 823 8,9
7 aus Gewinnabführungsverträgen

und Beteiligungen 143 1,5
8 aus anderen Wertpapieren und Auslei-

hungen des Finanzanlagevermögens 187 2,0
9 aus sonstigen Zinsen und ähnl. 226 2,4

Summe 1 - 9 9.287 100,0

Quelle: ARD-Jahrbuch 1994, S. 298

 Auch in der Literatur wurde deshalb bereits verschiedentlich vorgeschlagen,
die Einnahmen aus Werbung (und man könnte ergänzen: aus allen quantitativ
nennenswerten sonstigen Einnahmen) in das Indexierungsverfahren einzube-
ziehen. Bspw. hat PRODOEHL (1990, S. 387) vorgeschlagen, bei der Konstruk-
tion des Index "Minder- bzw. Mehreinnahmen, die für die betreffende Gebüh-
renperiode antizipiert werden", einzuberechnen, und dabei explizit die Einnah-
men aus Werbung erwähnt.35 In dem Umfang, in dem sich diese Einnahmen
gegenüber einer Referenzperiode verändern, wären die Gebühreneinnahmen
dann entsprechend anzupassen. Neben den Ausgleich von (allgemeinen oder
rundfunkspezifischen) Kostensteigerungen (=Bestandsicherung) und ggf. die

                                                                                                                                 

zubeziehenden Landeseinnahmen entwickelt worden (siehe bspw. KIRCHHOF 1982, auch
KOPS 1994b) und können von dort mutatis mutandis übernommen werden.

35 Ähnlich LEHMANN 1991, S. 124: "Theoretisch wäre es auch möglich, die Entwicklung der
Werbeerträge in die Korrektur von Soll/Ist-Abweichungen zu integrieren und damit auto-
matisch eine nachträgliche Kompensation von Einnahmeausfällen bei der einen Finanzie-
rungsquelle durch zusätzliche Einnahmen bei der anderen vorzusehen."
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Finanzierung neuer technischer oder programmlicher Aufgaben (= Entwick-
lungsgarantie) hätte die Indexierung dann auftretende Schwankungen nichtge-
bührenlicher Einnahmen durch entsprechende kompensatorische Variationen
der Gebührenhöhe auszugleichen (man könnte diese Funktion als "Struktur-
kompensation" bezeichnen).

Allerdings hätte dies zur Folge, daß die bisherige Einnahmenstruktur und die
relativen Anteile der verschiedenen Einnahmen an den Gesamteinnahmen des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks sich ohne politische Interventionen nachhaltig
verschieben könnten. Wäre eine solche Strukturkompensation bspw. im Rah-
men einer Gebührenindexierung bereits während der letzten Jahre praktiziert
worden, wäre der Anteil der Gebühreneinnahmen (und damit auch deren abso-
lute Höhe) wegen der massiven Einbußen an Werbeeinnahmen erheblich
gestiegen.36 Umgekehrt könnte eine solche Stukturkompensation zu einer
nachhaltigen Reduktion des Anteils der Gebühreneinnahmen führen, falls im
Zuge der von den öffentlich-rechtlichen Anstalten geplanten Vermarktung von
Programmrechten und/oder Pay-TV-Angebote die Einnahmen aus Rechtever-
käufen und Entgelteinnahmen beträchtlich anstiegen (und sich in diesem Maß
die indexierten Gebühreneinnahmen verminderten).

Die Erweiterung der Indexierung um nicht gebührenliche Einnahmen würde
dann auch in diesem Bereich die bisher bestehenden Möglichkeiten diskretionä-
rer Reaktionen beseitigen, weil Anpassungen, etwa in Form der Ausweitung der
Werbezeiten oder der politischen Genehmigung neuer öffentlich-rechtlicher
Angebotsformen und "Vermarktungsmöglichkeiten" damit nicht mehr erforder-
lich (und auch nicht mehr zulässig) wären. Auch hier offenbart sich damit wieder
die bereits für die Indexierung der Gebührenhöhe deutlich gemachte Not-
wendigkeit einer Abwägung zwischen den Vor- und Nachteilen einer strikten
Regelbindung.

                                                

36 Mit dem Auftreten privater Rundfunkanbieter Mitte der achtziger Jahre hat sich das Pro-
grammangebot, das in diesem Zusammenhang als Werbeumfeld betrachtet werden kann,
erheblich erhöht. Damit ist auch das Gesamtvolumen der Werbezeiten beträchtlich gestie-
gen. Für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, zuvor Monopolanbieter der Rund-
funkwerbung, hat sich dies zum einen in einer Verringerung der absetzbaren Werbezeiten,
zum anderen in einer Verringerung der Werbepreise pro Zeiteinheit ausgewirkt (wobei die
letztere Komponente nach den erzwungenen Preissenkungen zum Hauptfaktor geworden
ist). Verstärkt wurden diese Einnahmenrückgänge dadurch, daß ARD und ZDF in der
Haupteinschaltzeit nach 20 Uhr keine Werbung treiben dürfen und deshalb Möglichkeiten
zur Kompensation dieser Einnahmenausfälle besitzen. Folglich sind die Werbeeinnahmen
bei der ARD von 1586 Mio DM im Jahr 1989 auf 994 Mio DM im Jahr 1993 zurückgegan-
gen; und mit zeitlicher Verzögerung hat diese Entwicklung auch das ZDF getroffen (wo sich
die Werbeeinnahmen zwischen 1992 und 1993 fast halbiert haben (von 707 Mio. DM auf
365 Mio. DM). Die früheren Relation zwischen Gebühren- und Werbeeinnahmen von ca. 80
: 20 bei der ARD und ca. 60 : 40 beim ZDF haben sich dadurch bei der ARD auf 92 : 8 und
beim ZDF auf 80 : 20 verschoben. Siehe SIEBEN 1994, S. 9f.
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Obwohl das Ergebnis dieser Entscheidung von schwer qualifizierbaren, ge-
schweige denn quantizifierbaren rundfunkpolitischen Positionen abhängt, würde
nach der hier vertretenen Auffassung eine Ausweitung der Indexierung auf sol-
che nicht gebührenlichen Einnahmen die Regelbindung doch zu weit treiben.
Rundfunkpolitische Grundsatzentscheidungen, die infolge gravierender ord-
nungspolitischer Umstellungen (etwa infolge einer Veränderung der Wettbe-
werbsbedingungen zwischen öffentlich-rechtlichen und privaten Anbietern) oder
massiver ökonomischer Umbrüche (etwa Veränderungen der Nachfrage und
Preise nach Werbeeinschaltungen) entstehen, erfordern nach der hier vertre-
tenen Auffassung politische - und damit diskretionäre - Entscheidungen. Reak-
tionen auf solche Strukturbrüche mit Hilfe erweiterter Indexierungsverfahren zu
automatisieren wäre unzweckmäßig und würde langfristig auch nur zu einem
erhöhten Regelungsbedarf führen, an dessen Ende dann doch diskretionäre
politische Eingriffe in die überdimensionierten Automatismen stehen müßten.

Ein solches Plädoyer für (einen Rest an) Diskretionismus in der Rundfunkpo-
litik bedeutet gleichwohl keine Befürwortung willkürlicher Entscheidungen. Im
Gegenteil sollten mit dem Verzicht auf Automatismen Überlegungen einherge-
hen, wie auch die Rationalität, Transparenz und Kontrollierbarkeit diskretionärer
Entscheidungen erhöht werden kann. Unter diesem Gesichtspunkt weist die mit
dem achten Rundfunkurteil des Verfassungsgerichts geforderte Objektivierbar-
keit von Entscheidungen wie auch deren geforderte Staatsferne in die richtige
Richtung. Speziell für die hier diskutierten nichtgebührenlichen Einnahmen
wären Regelungen wünschenswert, durch die der Umfang der erforderlichen
diskretionären Entscheidungen vermindert werden könnte und damit das Span-
nungsverhältnis zwischen Objektivität und Flexibilität an Bedeutung verlöre.
Dies betrifft derzeit vor allem die Ertragsrechte aus Werbung;37 in absehbarer
Zukunft wird bei der von ARD und ZDF beabsichtigten Ausweitung marktlicher
                                                

37 So sind bspw. die starken Einbrüche bei den Werbeeinnahmen (siehe oben, Fn. 36) Folge
einer unzureichenden Regelung der den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten an dieser
Einnahmequelle gewährten Ertragskompetenzen. Die bestehenden Regelungen beziehen
sich ausschließlich auf die Mengenkomponente dieser Einnahmequelle (maximale Werbe-
zeiten pro Tag, 20-Uhr-Grenze, keine Werbung an Wochenenden etc.), regeln aber nicht
die Preiskomponente bzw. die bei einer Veränderung der Preiskomponente erlaubten
Mengenanpassungen. Von daher wäre es durchaus sinnvoll, die Ertragskompetenzen
unter Einbeziehung der Preiskomponente differenzierter zu regeln als bisher (und damit
diskretionäre Entscheidungen über kompensatorische Maßnahmen, etwa über die
Aufhebung der 20-Uhr-Grenze, überflüssig zu machen). Allerdings müssten solche Rege-
lungen differenzierter sein als die von den Verfechtern einer Aufhebung der 20-Uhr-Grenze
vorgeschlagenen. Die "langjährigen Finanzierungsanteile der Werbung von ARD (20 %)
und ZDF (40%) als Niedrigst- und Höchstgrenzen" (zu setzen), wobei die angestrebte
´ideale´ Relation der Finanzierungsquelle bei 65 Prozent aus Gebühren, 30 Prozent aus
Werbung, 5 Prozent aus sonstigen Quellen liegen könnte" (KIEFER 1993, S. 52, ähnlich
ZDF 1994) wäre ebenso willkürlich wie die bisherige, von den Verfechtern solcher
Vorschläge kritisierte derzeitige Regelung der Ertragskompetenzen der Werbeeinnahmen.
Siehe hierzu ausführlicher KOPS 1994b.
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Betätigung aber auch die detailliertere Regelung der Erträge aus dem Verkauf
von Programmrechten und aus Zuschauerentgelten erforderlich. Bei diesen
Entscheidungen, auf die wegen ihrer Komplexität hier nicht eingegangen wer-
den kann, sind sowohl die in der vorliegenden Untersuchung im Mittelpunkt ste-
henden Fragen des angemessenen Regelbindungsgrades zu beachten wie
auch die grundlegenderen Wirkungen, die alternative Regelungen der Ertrags-
kompetenzen auf die Art der Aufgabenerfüllung (d. h. hier: auf die Programm-
inhalte des öffentlich-rechtlichen Rundfunks)38 und auf die Anreize für eine Aus-
schöpfung von Einnahmequellen wie auch von Wirtschaftlichkeitsreserven bei
der Aufgabenerfüllung39 hervorrufen.

5.4.2. Bei der Indexierung zu berücksichtigende Veränderungen
der Zahl gebührenpflichtiger Rundfunkempfangs-Geräte

Bis Mitte der siebziger Jahre wuchs die Zahl der gebührenpflichtigen Rund-
funkgeräte in der Bundesrepublik noch beträchtlich (siehe Abbildung 22).
Neben der Gebührenhöhe (als der Preiskomponente) trug daher auch die Men-
genkomponente zu einem beträchtlichen Anstieg des Gebührenaufkommens
bei. Dies erklärt, warum die mit Einführung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
im Jahr 1949/50 erhobene Gebühr in Höhe von 7,00 DM trotz erheblich stei-
gender Aufgaben und Ausgaben bis zum Jahr 1970 nicht angehoben wurde.
Erst mit der sich dann vermindernden Zahl zusätzlicher Empfangsgeräte wurde
es erforderlich, die Preiskomponente zu verändern und - in immer kürzer
werdenden Abständen - den Rundfunkgebührensatz von 7.00 DM auf 8.50 DM,
10.50 DM, 13.00 DM, 16.25 DM, 16.60 DM und 19.00 DM auf nun 23.80 DM zu
erhöhen (siehe nochmals Abbildung 22).40 Eine weitere Gebührenanhebung

                                                

38 Es bedarf hier einer Diskussion der von der Art der Einnahmen ausgehenden Wirkungen
auf die Art der Aufgabenerfüllung, wie sie in der letzten Zeit unter dem Schlagwort des
"Kommerzialisierungsdrucks" für die Zweckmäßigkeit bzw. Legitimität der Werbeeinnah-
men (ANSCHLAG 1994, LANGENBUCHER 1994, SELL 1994, VPRT 1994) geführt wird.

39 PRODOEHL (1990, S. 387) empfindet es unter diesem Aspekt bspw. als vorteilhaft, wenn
die nicht gebührenlichen Einnahmen bei einer Indexierung nicht berücksichtigt werden:
"Die Anstalten bekommen damit die Möglichkeit, neben den Mehreinnahmen, die aus der
indexgebundenen Gebührenerhöhung resultieren, durch eigene Aktivitäten (Effektivierung
des Gebühreneinzugs, Optimierung des Werbezeitenangebots, Erschließen von Drittfinan-
zierungsquellen z. B. durch Programmverwertung) zusätzliche Mehrerträge zu erwirtschaf-
ten, die nicht wieder ... bedarfsmindernd verrechnet werden, sondern der Weiterentwick-
lung der Programme zugute kommen. Sie erhalten so einen Anreiz, durch eigenen Tun
neue Ressourcen zu mobilisieren."

40 Mit der Vereinigung Deutschlands erhöhte sich die Zahl der gebührenpflichtigen Empfangs-
geräte allerdings nochmals beträchtlich (von 25,1 Mio. auf 31,5 Mio.). Dennoch zog dies
weder eine Verringerung der Rundfunkgebühr noch zumindest einen Verzicht auf eine
Gebührenanhebung nach sich. Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten begründeten
dies mit dem erheblichen Finanzbedarf, der für den Aufbau zweier neuer Landesrundfunk-
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nach Ablauf der derzeitigen Gebührenperiode (31. 12. 1996) ist nach
Einschätzung der Intendanten der ARD unabdingbar.41

Es stellt sich gleichwohl die Frage, ob bei einer Indexierung der Gebühren-
höhe nicht die Zahl der Rundfunkempfangsgeräte berücksichtigt werden müß-
te. Dies wäre zu verneinen, wenn es sich beim Rundfunk um ein rein privates
Gut handelte, dessen Kosten infolge einer perfekten Konsumrivalität mit der
Zahl der angemeldeten Rundfunkgeräte variieren, d. h. bei dem ein Anstieg der
Rundfunkgeräte (oder Haushalte) um x Prozent auch zu einem Kostenanstieg
um x Prozent führte: Die Zahl der Rundfunkgeräte könnte in diesem Fall als
Konstante bei der Indexierung unberücksichtigt bleiben.

Abbildung 22:
Die Entwicklung der Lebenshaltungskosten, der Rundfunkgebührenhöhe
und der Zahl angemeldeter Fernsehgeräte in Deutschland, 1962 - 1996
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Da es sich beim Rundfunk aber um ein nicht oder allenfalls begrenzt rivalisie-
rendes Gut handelt, steigen die Kosten pro Rundfunkgerät/Haushalt mit der
Zahl der zugelassenen Geräte nicht bzw. nur in dem vergleichsweise geringen
Maß, in dem zusätzliche Aufwendungen getätigt werden müssen, um mit der

                                                                                                                                 

anstalten im Beitrittsgebiet (ORB, MDR) und die Ausweitung des Sendegebiets zweier
bestehender Anstalten (NRD und SFB) erforderlich war.

41 Siehe z. B. "ARD plädiert für eine GEbührenerhöhung", in: Handelsblatt 2./3. 12. 1994.
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Zahl der Geräte/Haushalte ansteigende Nachteile (in erster Linie: Frustrations-
kosten in Form eines mit der Zahl der Zuschauer heterogener werdenden Pro-
grammangebots) ausgeglichen werden müssen.42 Folglich wäre es auch nicht
zu rechtfertigen, die Rundfunkgebühren bei einem Preisanstieg anzuheben,
falls der Anstieg der Rundfunkgerätezahl gleichzeitig zu ebenso hohen oder gar
höheren Mehreinnahmen führte.

Der Konstruktionsfehler eines Indexierungsverfahrens, das auftretende Ko-
stensteigerungen durch eine Anpassung der Preiskomponente ausgleicht und
dabei die Mengenkomponente vollständig vernachlässigt, wäre in den siebziger
Jahren, als sich die Zahl der Rundfunkgeräte von 16 auf 21 Mio. erhöhte, in den
sechziger Jahren, als sie von 4,6 Mio. auf 16 Mio. anstieg, oder gar in den fünf-
ziger Jahren, als sie von 0,0015 Mio. auf 4,6 Mio explodierte, wohl auch unmit-
telbar deutlich geworden.43 Daß er bei der Mitte der achtziger Jahre einsetzen-
den Diskussion um die Ausgestaltung der Gebührenindexierung kaum gesehen
wurde, läßt sich nur damit erklären, daß die im Zuge dieser Diskussion
unterbreiteten Vorschläge implizit eine Konstanz der Zahl gebührenpflichtiger
Rundfunkgeräte unterstellen und daß diese Annahme für diesen Zeitraum auch
annähernd richtig ist:44 Unter dieser Annahme wirkt sich die Vernachlässigung
der Mengenkomponente nicht negativ aus. Auch für die nächsten Jahre, für die
nennenswerte Neuanmeldungen beim bestehenden Sättigungsgrad kaum zu
erwarten sind und sich Neuzugänge und neue Zweitgeräte und Abmeldungen
bzw. Gebührenbefreiungen annähernd ausgegleichen dürften, hat dieser Kon-
struktionsfehler keine nennenswerten Folgen. Er würde aber dann zu gravieren-
den Fehlentwicklungen führen, wenn die Zahl der gebührenpflichtigen Rund-
funkgeräte sich stärker veränderte, etwa durch eine Neuregelung der Gebüh-
renpflicht45 oder durch eine Neudefinition des Rundfunkbegriffs.46 Und so wie er

                                                

42 Siehe hierzu ausführlich KOPS/HANSMEYER 1994 und KOPS 1994a.

43 Die hier wie im folgenden genannten Zahlen beziehen sich auf die gesamten angemelde-
ten Fernsehgeräte. Auf eine (für das Gebührenaufkommen wichtige) Differenzierung nach
Radio- und Fernsehgeräten und eine getrennte Ausweisung der gebührenbefreiten Geräte
wird der Einfachheit halber verzichtet. Siehe zu diesen Zahlen im einzelnen die statisti-
schen Zusammenstellungen in den Jahrbüchern der ARD.

44 Im ehemaligen Bundesgebiet hat sich die Zahl der angemeldeten Fernsehgeräte zwischen
1986 und 1990 nur von 23,0 Mio. auf 24,7 Mio. erhöht.

45 In der Rechtswissenschaft wird verschiedentlich die Auffassung vertreten, eine Gebühren-
pflicht für Fernsehzuschauer, die ausschließlich private Programmangebote nutzen, sei
generell oder zumindest dann unzulässig, wenn der Empfang öffentlich-rechtlicher Pro-
gramme durch geeignete technische Maßnahmen ausgeschlossen werde. Siehe bspw.
WENZEL 1990; vgl. auch verschiedene Beiträge in VPRT 1994.

46 Mit der Digitalisierung von Fernsehprogrammen wird deren Speicherung (und Wiederabruf)
durch Computer möglich. Damit wird absehbar, daß auch mit den bereits weitverbreiteten
Personalcomputern unter Einsatz einer geeigneten Kommunikationssoftware und einer
Datenverbindung, etwa über Telefon, digital abgespeicherte Rundfunkprogramme zeit-



Kap. 5: Fragen der methodischen Ausgestaltung einer Indexierung 66

bei der in der Vergangenheit aufgetretenen Expansion der Empfangsgeräte den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk begünstigt hätte, weil die mengenbedingten
Mehreinnahmen nicht gebührenmindernd veranschlagt worden wären, würde er
ihn bei einer in der Zukunft auftretenden Kontraktion benachteiligen, weil die
mengenbedingten Mindereinnahmen nicht gebührenerhöhend veranschlagt
würden.

Eine dermaßen unzulänglich konstruierte Gebührenindexierung würde für den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk ein erhebliches Risiko darstellen. Zu befürchten
wäre eine nach unten gerichtete Ertrags-/Leistungspirale (Gebührenausfälle
ziehen eine Verminderung des qualitativen und/oder quantitativen Programm-
angebots nach sich, was zu einem weiteren Rückgang der angemeldeten
Empfangsgeräte führen würde etc.), die eine immer schneller wirkende Dyna-
mik entfalten könnte und ab einem bestimmten Stadium kaum mehr gestoppt
werden könnte. Deshalb ist auch die bestehende Gesetzgebung, nach der auch
der ausschließliche Empfang privater Rundfunkanbieter eine Gebührenpflicht
begründet, eine zentrale, zugleich aber auch anfällige Schutzbestimmung (die
von den Privaten auch zunehmend kritisiert wird).47 Fällt diese durch eine
Gesetzesänderung (oder auch eine Veränderung des Rundfunkbegriffs), wäre
dies ein Dammbruch, der kaum zu behebende Schäden für das
Gebührenaufkommen und den Bestand des öffentlich-rechtlichen Fernsehens
nach sich zöge!

                                                                                                                                 

versetzt genutzt werden können. Die herkömmliche Definition von Rundfunk und die darauf
aufbauenden Gesetze zur Rundfunkfinanzierung verlieren damit ihre Brauchbarkeit. Dies
könnte Formen der Rundfunknutzung nach sich ziehen, die nach dem bestehenden
Rundfunkbegriff nicht gebührenpflichtig wären.

47 Claus Detjen vom Bundesverband deutscher Zeitungsverleger (BDZV) hat auf der Fachta-
gung "Werbefernsehen: Das immer noch blockierte Medium" des Arbeitskreises Werbe-
fernsehen im November 1988 die Gebührenpflicht für die Nutzer ausschließlich privater
Rundfunkprogramme mit folgendem Vergleich kritisiert: "Die Firma Henkel hat von den
Ländern eine politische Bestands- und Entwicklungsgarantie erhalten. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat Henkel den Auftrag zur hygienischen Grundversorgung der Deutschen
zugesprochen. Per Gesetz haben die Länder festgelegt, daß jeder Deutsche, der eine
Waschmaschine betreibt, an Henkel eine Waschgebühr entrichten muß." (Siehe HALE-
FELDT 1989, S. 1). Zur Kritik am öffentlich-rechtlichen Gebührenprivileg und der Verküp-
fung von privater Fernsehnutzung und öffentlich-rechtlicher Gebührenpflicht siehe auch
VPRT 1994.
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5.5. Bundeseinheitliche Gebührenindexierung oder differenzierte
Gebührenhöhe für die einzelnen Landesrundfunkanstalten

Nahezu alle Indexierungsvorschläge streben lediglich eine Anpassung des
Finanzbedarfs des öffentlich-rechtlichen Rundfunks insgesamt an. Auch die
KEF (1994b, S. 14) hat es in ihrer Stellungnahme im Verfahren vor dem Bun-
desverfassungsgericht für erforderlich gehalten, "klarzustellen, daß das zuvor
geschilderte Vorgehen nicht zur Feststellung des Finanzbedarfs je Anstalt führt,
sondern daß es den Finanzbedarf nur insgesamt ermittelt." Daß der öffentlich-
rechtliche Rundfunk aus insgesamt 12 selbständigen Anstalten besteht (den 11
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF
als bundesweiter Anstalt),48 wird dabei ignoriert; der öffentlich-rechtliche
Rundfunk wird als monistischer Bedarfsträger betrachtet. Damit wird zugleich
unterstellt, daß der Finanzbedarf sich innerhalb des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks einheitlich entwickelt, d. h. die per Index ermittelten Verände-
rungsraten der Gebührenhöhe für alle Anstalten gleichermaßen bedarfsgerecht
sind.

Ein solches Vorgehen ist ähnlich unsinnig, wie wenn man den Finanzbedarf
der einzelnen Familienmitglieder einer 12-köpfigen Großfamilie zunächst in
einem aufwendigen Verfahren getrennt für die einzelnen Familienmitglieder
ermittelte, dann aber die individuellen Einzelbedarfe zum "Familienbedarf"
zusammenfaßte und jedem Familienmitglied 1/12 dieses Gesamtbedarfs zuge-
stände.49 Denn ebenso wie sich die Mitglieder einer Großfamilie hinsichtlich
ihres Bedarfs voneinander unterscheiden, unterscheiden sich auch die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten - z. B. hinsichtlich der geographischen Grö-
ße, der Dichte und Heterogenität der Bevölkerung innerhalb ihrer Sendegebie-
te, der Verfügbarkeit und Preise externer Produktionsfirmen, der Anteile fester
und freier Mitarbeiter, der Finanzlasten aus Leistungen der Altersversorgung u.
v. m.

                                                

48 Dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk ggf. zuzurechnende weitere Anstalten, wie das
Deutschlandradio und die Deutsche Welle, sowie Beteiligungen an übernationalen Pro-
grammen bleiben dabei der Einfachheit halber unberücksichtigt.

49 Gerechtfertigt wäre ein solches Vorgehen offensichtlich nur dann, wenn alle Familienmit-
glieder bezüglich der bedarfsdeterminierenden Merkmale (etwa: Alter, Familienstand, Son-
derbelastungen aus Berufstätigkeit oder Krankheit etc.) identisch wären. (In diesem Fall
wäre es auch einfach, den Finanzbedarfs eines Familienmitglieds stellvertretend für alle
festzustellen und hochzurechnen.) Wenn sich die Familienmitglieder bezüglich dieser
Merkmale unterscheiden (wovon in einer aus unterschiedichen Generationen, aus Er-
werbstätigen und Nicht-Erwerbstätigen, aus jungen und alten, gesunden und weniger ge-
sunden Mitgliedern auszugehen ist), ist die Aggregation eines zunächst individuell für die
einzelnen Familienmitglieder erhobenen Finanzbedarfs und deren anschließende gleich-
mäßige Aufteilung aber völlig unsinnig!
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Daß ein solcher Verzicht auf eine anstaltspezifische Indexierung zu unsinni-
gen Konsequenzen führt, wird von der KEF selbst auch durchaus eingeräumt.
In ihrer Stellungnahme vor dem Bundesverfassungsgericht betont sie, daß die
fehlende Differenzierung "zwangsläufig dazu (führt), daß einzelne Anstalten
höhere Gebühreneinnahmen haben, als objektiv für die Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlich, und vice versa andere Anstalten zu geringe."50 Die KEF
betrachtet diesen Mangel aber als "unvermeidlichen Fehler des Systems" und
verweist auf die Notwendigkeit, diesen Fehler mittels Finanzausgleich und
unterschiedlicher Pflichtquoten zum ARD-Gemeinschaftsprogramm nachträglich
zu korrigieren. Wie eine solche Korrektur aussehen könnte, läßt die KEF mit
Hinweis darauf offen, daß dies bisher nicht "Gegenstand ihrer Ermittlungen"
gewesen sei.51

Ob der Verzicht auf eine nach den einzelnen Anstalten differenzierende
Indexierung der Rundfunkgebühr in der Tat ein "unvermeidlicher Fehler des Sy-
stems" ist, muß allerdings bezweifelt werden. Zwar sprechen gute Gründe für
eine Beibehaltung der Einheitsgebühr.52 Auch in diesem Fall wäre eine
anstaltspezifische Bemessung des Finanzbedarfs dennoch zumindest für dieje-
nigen Bedarfsfaktoren wünschenswert, bei denen man sich für eine anstaltspe-
zifische Erhebung entschieden hat (siehe oben, Abschnitt 5.2.2.).53 Die von der

                                                

50 KEF 1994b, S. 14

51 "Diesem unvermeidlichen Fehler des Systems versuchen die Anstalten dadurch zu begeg-
nen, daß sie einmal eine Finanzausgleichsvereinbarung abschließen, die auch Anstalten
mit einem relativ geringen Gebührenaufkommen eine angemessene Programmgestaltung
ermöglichen sollen. Zum anderen wird ein Ausgleich dadurch gesucht, daß die einzelnen
Anstalten in sehr unterschiedlichem Maße zum Gemeinschaftsprogramm der ARD beitra-
gen. Beide ´Korrekturen´ sind bisher nicht Gegenstand der Ermittlungen der KEF gewesen,
auch wenn sie auf die Notwendigkeit eines angemessenen Ausgleichs wiederholt hinge-
wiesen hat." (KEF 1994b, S. 14)

52 Die Einheitsgebühr erleichtert den, speziell für die ARD typischen, Leistungsverbund (der
darin besteht, daß der Großteil des ARD-Gemeinschaftsprogramms aus Beiträgen der ein-
zelnen Landesrundfunkanstalten bestritten wird). Vermutlich trägt die Einheitsgebühr auch
zur Akzeptanz der Gebührenlasten beim Fernsehzuschauer bei (weil eine Gebührendiffe-
renzierung die Diskussion um die Möglichkeiten und Notwendigkeiten einer Gebührenan-
passung nach unten in Gang setzen würde). Auf der anderen Seite sprechen auch Gründe
für eine Preisgabe der Einheitsgebühr. Vgl. hierzu KOPS 1994b.

53 Legt man die derzeit überwiegend präferierte Indexierungslösung zugrunde, nach der die
der Bestandsicherung dienenden Gebühreneinnahmen per Index bestimmt werden sollten,
stellt sich die (bereits unter 5.2.2. erörterte) Frage, ob hierbei ein Warenkorb für den
(öffentlich-rechtlichen) Rundfunk insgesamt oder anstaltspezifische Warenkörbe herange-
zogen werden. Nur im letzteren Fall würden durch die nachträgliche Aggregation die für
eine anstaltspezifische Gebührenbemessung erforderlichen Informationen vernichtet. Da-
gegen dürfte hinsichtlich der Erhebung der zur Deckung grundlegender Strukturverände-
rungen erforderlichen Gebühreneinnahmen unstrittig sein, daß hierfür zunächst die Be-
darfsanmeldungen der einzelnen Rundfunkanstalten eingeholt werden müssen, d. h. eine
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KEF behauptete "zwangsläufige" Über- oder Unterdeckung des Finanzbedarfs
der einzelnen Rundfunkanstalten könnte dadurch nämlich, wie auch die Erfah-
rungen bei den Gebietskörperschaften zeigen,54 ohne weiteres verhindert wer-
den!

Eine solche anstaltspezifische Indexierung, die eine bedarfsgerechte Differen-
zierung der Gebührenhöhe oder - ersatzweise - eine exakte Bemessung der
Finanzausgleichsleistungen (ggf. unter Gegenrechnung der unterschiedlichen
Pflichtanteile zum ARD-Gemeinschaftsprogramm) ermöglichen würde, wäre
aus Sicht der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten allerdings nicht uneinge-
schränkt positiv zu beurteilen. Abgesehen von der Ablehnung, auf die ein sol-
cher Vorschlag bei denjenigen Anstalten stoßen dürfte, deren Verteilungsposi-
tion sich dadurch im Vergleich zum status quo verschlechtern würde,55  bedeu-
tete die anstaltspezifische Indexierung im Vergleich zu einer anstaltsübergrei-
fenden Indexierung eine weitere Erhöhung des Regelbindungsgrades: Dadurch
würden ja nicht nur die Änderungsraten der Einheitsgebühr regelgebunden (und
damit nachvollziehbar) festgelegt, sondern es würde auch die Verteilung des
gesamten Gebührenaufkommens auf die einzelnen Rundfunkanstalten einer
Regelbindung unterworfen (während diese interne Verteilung derzeit und auch
bei einer anstaltsübergreifenden Indexierung zwischen den einzelnen
Rundfunkanstalten diskretionär ausgehandelt wird).

Die von den Rundfunkanstalten gegenüber einer anstaltspezifischen Bedarfs-
bemessung im allgemeinen und einer anstaltspezifischen Indexierung im
besonderen geäußerten Vorbehalte sind dabei nicht nur Folge des generellen
Unbehagens gegenüber einer den Gestaltungsspielraum der Entscheidenden
                                                                                                                                 

anstaltspezifische Erhebung ohnehin vorgenommen wird. Eine Aggration dieser Form des
Finanzbedarfs würde daher in jedem Fall die anstaltspezifischen Informationen vernichten.

54 Die Regelung der (Steuer-)Einnahmen der Bundesländer bspw. entspricht weitgehend der-
jenigen der (Gebühren-)Einnahmen der Rundfunkanstalten: Da die Länder keine Steuer-
(satz)autonomie besitzen, sind die Steuersätze in allen Bundesländern gleich hoch (was
der Einheitsgebühr im Rundfunk entspricht). Dennoch werden die beim einheitlichen Steu-
ersatz entstehenden Aufkommensunterschiede (infolge einer zwischen den Bundesländern
variierenden Höhe der Steuerbemessungsgrundlage) ebensowenig als "unvermeidlicher
Fehler des Systems" betrachtet wie zwischen den Bundesländern bestehende Unterschie-
de im Finanzbedarf. Vielmehr werden beide Größen für jedes Bundesland getrennt erfaßt;
anschließend werden die zwischen den Ländern bestehenden Deckungsquotenunterschie-
de (= Unterschiede der Quotienten aus originärer Finanzkraft und Finanzbedarf) im Rah-
men eines regelgebundenen Rechenwerks (des sog. Länderfinanzausgleichs) bestimmt
und die zum Ausgleich der Deckungsquoten erforderlichen horizontalen Ausgleichszahlun-
gen berechnet. Im Ergebnis werden dadurch die Ausgleichswirkungen erreicht, die auch
durch eine landesspezifische Differenzierung des Steuersatzes erreicht würden (auf die
aber aus bundesstaatlichen Gesichtspunkten ebenso verzichtet wird wie auf eine anstalt-
spezifische Differenzierung der Rundfunkgebühren). Vgl. hierzu ausführlicher KOPS
1994b.

55 Siehe oben, Abschnitt  4.3.4.
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einschränkenden Regelbindung, sondern entspringen auch der berechtigten
Befürchtung, daß bei einem Vergleich des Finanzbedarfs der einzelnen Rund-
funkanstalten wichtige finanzbedarfsdifferenzierende Faktoren außer acht ge-
lassen würden. Diese Befürchtung ist durchaus berechtigt, weil die von den
Rundfunkanstalten erstellten Programme als "Unikate" hinsichtlich ihrer Qualität
kaum vergleichbar sind und insofern auch kaum ermittelt werden kann, inwie-
weit unterschiedlich hohe Aufwendungen (inputs) Folge unterschiedlicher Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit der Rundfunkanstalten oder einer unterschied-
lichen Qualität der Programme (outputs) sind. Eine lediglich am Input-Vergleich
orientierte Bedarfsbemessung würde letzteren Faktor vernachlässigen und
damit längerfristig eine nach unten gerichtete Qualitätsnivellierung verursachen.

Eine solche für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk insgesamt schädliche Ent-
wicklung ließe sich nur verhindern, wenn bei der anstaltspezifischen Indexie-
rung Maßstäbe der Programmqualität mit einbezogen würden. Hierdurch könnte
zwischen ausgleichsberechtigten Aufwendungen (die der Sicherung einer
bestimmten Programmqualität dienen) und nicht ausgleichsberechtigten Auf-
wendungen (die Folge einer unwirtschaftlichen oder ineffizienten Produktions-
weise sind) unterschieden werden.56 Zugleich beinhaltet die Berücksichtigung
solcher normativer Größen aber, wie in Abschnitt 5.2.3. ausgeführt, die Gefahr,
daß damit die Programminhalte und die Produktionsverfahren durch externe
Vorgaben beeinflußt und damit die Programmautonomie der Rundfunkanstalten
beseitigt wird.

Aus Sicht der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ist es daher durchaus
verständlich, wenn sie eine anstaltspezifische Indexierung ablehnen, insbeson-
dere wenn dieser normative Größen zugrunde gelegt werden; die verfassungs-
rechtlich garantierte Rundfunkautonomie ist bei dieser Form der Indexierung
besonders gefährdet (Abbildung 23). Auf der anderen Seite stellt die pauschale
Indexierung der Rundfunkgebühr eine unzulässige Vereinfachung dar, die nicht
zu rechtfertigende Unterschiede der Deckungsrelationen der einzelnen Rund-
funkanstalten nach sich zieht. Um diese auszugleichen, müßten im Rahmen
des ARD-Finanzausgleichs,57 einer Form des sog. "ergänzenden aktiven Fi-

                                                

56 Zur Unterscheidung zwischen ausgleichsberechtigten und nicht ausgleichsberechtigten Be-
darfsfaktoren siehe grundsätzlich KOPS 1989, S. 111ff.

57 Im Rahmen des ARD-Finanzausgleichs leisten die finanzstärkeren Landesrundfunkanstal-
ten an die finanzschwächeren Anstalten Ausgleichszahlungen (siehe hierzu etwa SEIDEL/
LIBERTUS 1993, S. 103ff., auch KOPS 1994b). Genau genommen müßte auch die
Deckungsquote der ARD insgesamt im Vergleich zum ZDF einer Prüfung und ggf. einem
Ausgleich im Rahmen eines ergänzenden Finanzausgleichs unterzogen werden. In der
Praxis wurde hierauf bisher verzichtet (weil das Aufteilungsverhältnis der Einnahmen aus
Fernsehgebühren zwischen ARD und ZDF dauerhaft bei 70 : 30 belassen wurde). Siehe
hierzu KOPS 1994b.
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nanzausgleichs"58 Ausgleichszahlungen geleistet werden, deren Höhe ebenfalls
nur anhand eines Vergleichs der anstaltspezifischen Bedarfe (und der
anstaltspezifischen originären Finanzkraft) bestimmt werden könnte. Aus die-
sem Grund ist es unsinnig, unter Hinweis auf mögliche Fehlinterpretationen und
eine Gefährdung der Programmautonomie auf eine anstaltspezifische Indexie-
rung zu verzichten: Beim dadurch erforderlich werdenden Ausgleich der
Deckungsquoten der einzelnen Rundfunkanstalten läßt sich eine anstaltspezi-
fische Betrachtung ohnehin nicht vermeiden. Um so wichtiger ist es, einer
anstaltspezifischen Indexierung keine unzulässig vereinfachenden und qualita-
tive Leistungsfaktoren ausklammernden Bedarfsdeterminanten zugrunde zu
legen. Eine Leistungsunterschiede berücksichtigende Regelung der Rundfunk-
finanzierung ist erforderlich; sie setzt aber voraus, daß die Besonderheiten des
Gutes Rundfunk, speziell die Schwierigkeiten der Qualitätsbewertung dieses
Gutes, berücksichtigt werden.

Abbildung 23:
Unterschiedliche Gefährdung der Rundfunkautonomie

in Abhängigkeit von der Art des angewandten Indexierungsverfahrens
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58 Zum Begriff und zur Einordnung des ergänzenden aktiven Finanzausgleichs in das Ge-
samtsystem der Aufgaben- und Einnahmenregelung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
siehe KOPS 1994b.



Kap. 5: Fragen der methodischen Ausgestaltung einer Indexierung 72





6. Fragen der politischen Ausgestaltung einer Indexierung

6.1. Die Zuständigkeiten für die Einführung und Ausgestaltung
der Gebührenindexierung

6.1.1. Modelle zur Regelung der Zuständigkeiten der Gebührenindexierung

Bei der Beantwortung der Frage nach dem optimalen Regelbindungsgrad
einer Gebührenindexierung und der mit ihrer Umsetzung verbundenen methodi-
schen Probleme wurde die Thematik der Kompetenzregelung bisher ausge-
klammert. Nähert man sich dieser Thematik anhand finanzwissenschaftlicher
Kategorien, so empfiehlt es sich, von der Unterscheidung zwischen einer Ent-
scheidungszuständigkeit, einer Verwaltungszuständigkeit und einer Finanzie-
rungszuständigkeit auszugehen, die sich für die Regelung der Zuständigkeiten
von Gebietskörperschaften eingebürgert hat:1

- Die Entscheidungszuständigkeit beinhaltet das Recht bzw. die Pflicht, über
die Qualität und Quantität (Intensität) einer Aufgabe (hier: der "Gesamtveran-
staltung öffentlich-rechtlicher Rundfunk") zu entscheiden und die Finanzie-
rungsquelle (hier: primär die Rundfunkgebühr) und die Intensität bzw. An-
spannung ihrer Inanspruchnahme (hier: die Gebührenhöhe) festzulegen.

- Die Durchführungszuständigkeit beinhaltet das Recht oder die Pflicht, eine
öffentliche Aufgabe (hier: öffentlich-rechtlicher Rundfunk) unter Beachtung
der vom entscheidungsbefugten Aufgabenträger erlassenen Vorgaben
durchzuführen.2

- Die Finanzierungszuständigkeit beinhaltet das Recht bzw. die Pflicht, die mit
der Wahrnehmung der Entscheidungs- und Durchführungszuständigkeiten
verbundenen Aufwendungen unter Beachtung der vom entscheidungsbefug-
ten Aufgabenträger erlassenen Finanzierungsvorgaben zu tragen.

 Während die Durchführungs- und Finanzierungszuständigkeit für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk unstrittig den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
obliegt, ist die Entscheidungszuständigkeit für diese öffentliche Aufgabe unklar,
sowohl was die Zuständigkeit für die Entscheidung über die Art und Intensität
der Aufgabenerfüllung als auch was die Zuständigkeit für die Entscheidung über

                                                

1 Siehe ausführlicher zu den Kompetenzarten der Aufgabenzuständigkeiten und deren Ver-
teilung im föderativen Staat HANSMEYER/KOPS 1984, sowie HANSMEYER/KOPS 1985.

2 Die Durchführungskompetenz entspricht der im verfassungsrechtlichen Schrifttum verwen-
deten Verwaltungskompetenz, wenn durch die Vorgaben die Qualität und Quantität der
Aufgabendurchführung derart genau geregelt sind, daß bei ihrer Verwaltung (ihrem Voll-
zug) keine Gestaltungsspielräume bestehen. Andernfalls beinhaltet die Verwaltungskompe-
tenz sowohl Elemente der Entscheidungs- als auch der Durchführungskompetenz. Vgl.
HANSMEYER/KOPS 1984, S. 129.
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die Finanzierung3 des öffentlich-rechtlichen Rundfunks betrifft. Während vor
dem achten Rundfunkurteil überwiegend die Auffassung vertreten wurde, diese
Zuständigkeit liege bei den Länderparlamenten,4 ist spätestens mit diesem
Urteil deutlich geworden, daß die bisherige Kompetenzregelung unvollständig,
ungenau und im Hinblick auf die verfassungsrechtlich gebotene Staatsferne der
Rundfunkfinanzierung auch verfassungswidrig ist.5 Die damit angestoßene Dis-
kussion um die Neuregelung der Entscheidungszuständigkeiten im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk hat bereits eingesetzt.6

Bei der notwendigen Regelung dieser Zuständigkeiten sind eine Reihe reiner
"Denkmodelle" vorstellbar, wobei man sich der Einfachheit halber (und unter
Ausklammerung ggf. weiterer Institutionen/Gremien)7 als mögliche Entschei-
dungsträger auf die Länderparlamente, die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten, eine neu zu gründende "staatsferne" Institution (wie bspw. eine KEF

                                                

3 Die Entscheidung über die Finanzierung einer Aufgabe beinhaltet die Wahl der geeigneten
Finanzierungsquelle, die Festlegung ihrer Höhe (Anspannung) und ihre Ausgestaltung. Sie
ist Bestandteil der Entscheidungskompetenz und deshalb zu unterscheiden von der Finan-
zierungskompetenz im gerade definierten Sinne.

4 Dabei existierten diese Unklarheit z. T. auch bereits vor dem achten Rundfunkurteil. Einig-
keit bestand lediglich darüber, daß die Landesparlamente für die Regelung der Rundfunkfi-
nanzierung, speziell die Festsetzung der Gebührenhöhe, zuständig waren. Mit dem achten
Rundfunkurteil ist auch dieser Konsens verloren gegangen, da das Bundesverfassungsge-
richt die Festlegung der Rundfunkgebühren durch die Landesparlamente als Verstoß
gegen das Gebot der Staatsferne moniert hat.

5 Von daher ist die im Jahr 1989 von HÜMMERICH/BEUCHER (1989, S. 716) vertretene
Meinung, "daß die wirklichen Probleme der Gebührenfestsetzung nicht bei der Kompetenz-
verteilung, sondern bei der Bestimmung der Kriterien für die angemessene Höhe der Rund-
funkgebühr zu suchen sind", zwar verständlich; bei einer genaueren Prüfung hätten aber
auch bereits damals die bestehenden, vom Bundesverfassungsgericht in seinem achten
Rundfunkurteil (S. 49) aufgezeigten Unzulänglichkeiten erkannt werden müssen: "Das
bisherige Verfahren der Gebührenfestsetzung genügt den Anforderungen prozeduralen
Grundrechtsschutzes nicht in vollem Umfang. ... Weder sichert es den Rundfunkanstalten
hinreichend die zur Erfüllung des Rundfunkauftrags erforderlichen finanziellen Mittel noch
schließt es Einflußnahmen des Staates auf die Programmgestaltung der Rundfunkanstal-
ten wirksam aus." Zumindest aus heutiger Sicht kann man die von HÜMMERICH/
BEUCHER vertretene Auffassung daher nicht teilen, weil die Gesetzgebungszuständigkei-
ten im Rundfunk mindestens ebenso klärungsbedürftig sind wie die der Gebührenbemes-
sung zugrunde zu legenden Kriterien.

6 Siehe bspw. DÖRR 1994, HÜMMERICH/HEINZE 1994, KRESSE/KENNEL 1994, OPPER-
MANN 1994, PIEPER/HESS 1994, SEIDEL 1995.

7 Weitere mögliche Entscheidungsträger des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, deren Einfluß
aber bei einer prinzipiellen Regelung vernachlässigt werden kann, wären bspw. die Rech-
nungshöfe und die Deutsche Bundespost. Ausgeklammert bleiben bei den folgenden Be-
trachtungen zudem die für den Rundfunk zuständigen Gremien der Europäischen Union,
obwohl deren Einfluß bei der Regelung der Aufgaben des Rundfunks wie auch bei der
Regelung der Rundfunkfinanzierung in Zukunft steigt.
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neuer Prägung) und ggf. die an der Entscheidungsfindung direkt beteiligten
Gebührenzahler beschränken kann (siehe Abbildung 24):

1. Die Länderparlamente behalten die Gebührenfestsetzungskompetenz (und
damit auch die Kompetenz, über eine eventuelle Gebührenindexierung zu
entscheiden).

2. Die Gebührenfestsetzungskompetenz wird den Rundfunkanstalten übertra-
gen.

3. Die Gebührenfestsetzungskompetenz wird einer hierfür neu geschaffenen
oder ausgebauten staatsfernen Kommission übertragen, etwa einer KEF
neuer Prägung.

4. Die Gebührenentscheidungen werden durch direkte Abstimmung der Ge-
bührenzahler festgelegt.

Abbildung 24:
Denkbare Grundmodelle einer Regelung der Gebührenzuständigkeiten

Länder-
parlamente

Rundfunk-
anstalten

Gebühren-
zahler
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Es ist offensichtlich, daß diese Grundmodelle in reiner Form nicht praktikabel
sind. Bspw. ist unstrittig, daß eine Übertragung der Gebührenfestsetzungs-
kompetenz auf die Rundfunkanstalten wegen der diesen wie jeder Institution
inhärenten Neigungen, ihre Zuständigkeiten und Ressourcen auszuweiten,
allenfalls möglich wäre, wenn anderen Gremien (den Länderparlamenten und/
oder der KEF) Mitsprache- und Kontrollrechte eingeräumt würden. Ebenso
unstrittig ist, daß bei einer Übertragung der Gebührenfestsetzungskompetenz
an eine staatsferne Kommission, etwa eine staatsfrei besetzte KEF, den Rund-
funkanstalten und auch den Länderparlamenten wesentliche Mitsprache- und
Mitentscheidungsrechte eingeräumt werden müssten. Schließlich sollte deutlich
sein, daß die direkte Abstimmung über die Gebührenhöhe und -ausgestaltung
durch den Gebührenzahler ein Denkmodell darstellt, das die in der gegenwärti-
gen allgemeinpolitischen Diskussion in den Vordergrund gestellten Vorteile ple-
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biszitärer Willensbildung aufweist,8 wegen der mit ihm verbundenen Transak-
tionskosten und auch wegen der beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk bestrit-
tenen "Konsumentensouveränität"9 in dieser radikalen Form gleichwohl nicht
praktikabel wäre. Deshalb käme eine Übertragung von Entscheidungsbefug-
nissen auf den Gebührenzahler allenfalls für bestimmte elementare Gestal-
tungselemente der Rundfunkgebühr in Betracht (etwa für die Festlegung einer
Höchstgrenze im Rahmen eines Vetorechts); wesentliche Gestaltungselemente
müßten hingegen weiterhin durch die Rundfunkanstalten selbst bzw. durch die
den Gebührenzahler vertretenden Gremien (wiederum: die Landesparlamente
und ggf. eine neue staatsfreie Institution) getroffen werden.

Die zukünftige Regelung der Finanzierungszuständigkeit für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk dürfte daher in einer Mischlösung zu suchen sein, bei der
die Landesparlamente, die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, eine geeig-
nete staatsfreie Kommission und ggf. auch die Gebührenzahler direkt an der
Entscheidung beteiligt sind.10 Abbildung 25 zeigt, daß sich solche Mischlösun-
gen auf der Basis der zuvor unterschiedenen Grundmodelle entwickeln lassen,
indem erstens die Zahl der an der Entscheidungsfindung beteiligten Gremien
variiert wird und zweitens die Entscheidungsanteile der beteiligten Gremien
abgestuft werden. Dadurch würden die zuvor beschriebenen "reinen" Entschei-
dungszuständigkeiten auf mehrere Institutionen aufgeteilt. Ausgehend von der
alleinigen Entscheidungszuständigkeit der Länderparlamente wären bspw. die
folgenden "Untermodelle" einer stärkeren Einbeziehung der anderen Gremien
denkbar:

1a) Die Gebührenentscheidung verbleibt bei den Parlamenten, diese sind dabei
wie bisher an Empfehlungen der anderen Gremien nicht gebunden.

1b) Die Gebührenentscheidung verbleibt bei den Parlamenten, diese haben
dabei aber die Bedarfsanmeldungen der Rundfunkanstalten zu berücksichti-
gen; sie dürfen davon nur unter mehr oder weniger exakt spezifizierten
Bedingungen abweichen.

                                                

8 Siehe GERMANN 1991, LUTHARDT 1992, LUTHHARDT 1994, URSRUNG 1994; speziell
für den Rundfunk auch RICKER 1992.

9 Die Verweigerung, öffentlich-rechtlichen Rundfunk gemäß der Präferenzen der Zuschauer
(Konsumenten) zu gestalten, wird mit dem meritorischen Charakter öffentlich-rechtlicher
Rundfunksendungen begründet, d. h. mit der Annahme, der Nutzen öffentlich-rechtlicher
Rundfunkangebote werde von den Zuschauern aufgrund verzerrter Präferenzen systema-
tisch unterschätzt. Siehe hierzu MÜLLER 1979, S. 161ff., KIEFER 1985, SCHMITZ 1990,
S. 150 ff. sowie KOPS 1994a.

10 Auch das Bundesverfassungsgericht hat sich in seinem achten Rundfunkurteil (S. 56) mit
dem Plädoyer für eine solche Mischlösung ausgesprochen: "Es sind ... Vorkehrungen nötig,
die die aus Art. 5 Abs 1 Satz 2 GG folgenden Bindungen des Staates bei der Gebühren-
festsetzung effektivieren. Dem wird am ehesten ein gestuftes und kooperatives Verfahren
gerecht, das der Eigenart der jeweiligen Teilschritte entspricht und die Möglichkeiten poli-
tischer Einflußnahme begrenzt." (Hervorhebung durch den Verfasser).
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1c) Die Gebührenentscheidung verbleibt bei den Parlamenten, diese haben da-
bei aber die Empfehlungen der KEF zu berücksichtigen; sie dürfen davon
nur unter mehr oder weniger exakt spezifizierten Bedingungen abweichen.

1d) Die Gebührenentscheidung verbleibt bei den Parlamenten; dem Gebüh-
renzahler wird aber ein - mehr oder minder starkes - Vetorecht eingeräumt,
indem in einer Art Volksentscheid eine geplante Veränderung der Rund-
funkgebühr verhindert werden kann.

1e) Die Gebührenentscheidung verbleibt bei den Parlamenten; diese haben
aber sowohl die Bedarfsanmeldungen der Rundfunkanstalten, die Empfeh-
lungen der KEF und die ggf. geltend gemachten Vetorechte der Gebühren-
zahler zu berücksichtigen (Kombination der Modelle 1b bis 1d).

Abbildung 25:
Mischmodelle einer geteilten Regelung der Gebührenzuständigkeiten
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Ähnlich könnten auch die in den Grundmodellen 2 und 3 ausschließlich den
Rundfunkanstalten bzw. ausschließlich einer staatsfernen Institution zugewiese-
nen Kompetenzen beschnitten werden, indem einer oder mehreren der jeweils
anderen Institutionen Mitspracherechte eingeräumt würden.

Charakterisiert man diese Modelle vereinfachend, indem man die jeweiligen
Entscheidungsanteile der verschiedenen Institutionen aufzeigt, erhält man eine
Vielzahl von "reinen" und "gemischten" Entscheidungsverfahren. Deren Anzahl
reduziert sich allerdings dadurch, daß die von den unterschiedlichen Grund-
modellen ausgehenden Mischmodelle teilweise ineinander übergehen.11 Ande-
re Modelle scheiden aus inhaltlichen Gründen aus, bspw. weil sie wegen eines
zu hohen Entscheidungsanteils der Landesparlamente nicht die erforderliche
Staatsferne aufweisen (in Abbildung 25 bspw. die Modelle 1a und 1d und wohl
auch 1b und 1c) oder weil die Entscheidungsanteile einer der beteiligten Institu-
tionen ungerechtfertigt hoch wären (diese Kritik wäre gegenüber allen reinen
Modellen, aber auch gegenüber solchen Mischmodellen vorzubringen, die - wie
bspw. die Modelle 2b und 2c - einzelne Institutionen überhaupt nicht an der Ent-
scheidungsfindung beteiligten).

6.1.2. Die im achten Rundfunkurteil kritisierten
derzeitigen Zuständigkeiten der Gebührenfestsetzung

Anlaß für das im achten Rundfunkurteil vorgeschlagene Modell zur Neurege-
lung der Zuständigkeiten der Gebührenfestsetzung war die Kritik am geltenden
Festsetzungsverfahren. Dieses besteht - vereinfacht dargestellt12 - aus drei Stu-
fen. In einer ersten Stufe ermitteln die Rundfunkanstalten ihren Finanzbedarf
und melden diesen gegenüber der KEF an. Gemäß der ihr per Staatsvertrag
zugewiesenen Funktion prüft die KEF die Bedarfsanmeldungen und legt den
Ministerpräsidenten alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht (sowie "aus gegebe-
nem Anlaß" einen Prüfungsbericht) vor, in dem sie die Finanzlage der Rund-
funkanstalten darlegt und insbesondere zu der Frage Stellung nimmt, ob, in
welcher Höhe und zu welchem Zeitpunkt eine Änderung der Rundfunkgebühren
notwendig erscheint.13 Die Landesparlamente entscheiden in einem dritten
Schritt - einstimmig - über die Höhe der Gebührenanpassung, wobei sie an die
Empfehlungen der KEF nicht gebunden sind (siehe Abbildung 26).

                                                

11 Bspw. entspricht in Abbildung 25 das Modell 1b, bei dem die Landesparlamente einen Teil
ihre Entscheidungszuständigkeit an die Rundfunkanstalten abtreten, dem Modell 2b, bei
dem die Rundfunkanstalten einen Teil ihrer Entscheidungszuständigkeiten an die Landes-
parlamente abtreten.

12 Für eine ausführliche Darstellung des derzeitigen Verfahrens und dessen Kritik siehe
DÖRR 1994 sowie CONRAD 1994.

13 Beschluß der Ministerpräsidenten vom 20. Februar 1975
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Abbildung 26:
Schematischer Ablauf des derzeitigen Verfahrens
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Damit entspricht die derzeitige Zuständigkeitsregelung weitgehend dem
Modell 1 bzw. 1a: Die Höhe der Rundfunkgebühr wird ausschließlich durch die
Landesparlamente festgelegt. In begrenztem Umfang wird diese Entscheidung
allerdings auch von den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten beeinflußt, die
ihren Finanzbedarf gegenüber den Bundesländern bzw. gegenüber der KEF
anmelden und dabei z. T. schwer durchschaubare Prämissen über technische
oder programmliche Entwicklungen zugrunde legen, die die Landesparlamente
kaum zu beurteilen in der Lage sind.14 -- Geringfügige Entscheidungsanteile
liegen des weiteren bei der KEF, die die Finanzierungsentscheidungen durch
ihre Empfehlungen beeinflussen kann. Dieser Einfluß ist allerdings eng
begrenzt, weil die Arbeiten der KEF nur "als Entscheidungshilfen für die Lan-
desregierungen und Länderparlamente (dienen)",15 und letztere von diesen
Empfehlungen jederzeit ohne Begründung abweichen können. -- Schließlich
können auch die Gebührenzahler die Finanzierungsentscheidungen für den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk beeinflussen. Neben den (begrenzt wirksamen)
Möglichkeiten einer Beeinflussung der öffentlichen Meinung (etwa durch Mei-
nungsäußerungen gegenüber den Medien, den Parlamentariern oder den
Rundfunkfunktionären) sind hierfür die politischen Wahlen (hier: der Landespar-

                                                

14 So auch die Einschätzung von PRODOEHL (1990, S. 383f.): "Hinzu kommt, daß diejeni-
gen, die letztlich über die Gebührenhöhe entscheiden, die Landesparlamentarier, beim
gegenwärtigen Verfahren der Gebührenfestsetzung nicht in der Lage sind, ihre Entschei-
dung auf der Grundlage einer Kenntnis und Analyse der für die Entscheidungsfindung rele-
vanten Daten zu treffen. Selbst für die Mitglieder der KEF ist es kaum noch leistbar, die
Komplexität der Probleme und Daten auf entscheidungsfähige Alternativen zu reduzieren.
Für die Parlamentarier in den Ländern stellt sich dieses Entscheidungsdilemma noch weit
drastischer: Sie verfügen in der Regel lediglich über Daten und Gutachten zur Finanzlage
einer Landesrundfunkanstalt. Eine für die Festlegung der Einheitsgebühr erforderliche Ana-
lyse der Finanzlage aller Landesrundfunkanstalten ist für sie nicht verfügbar. Allenfalls kön-
nen sie auf die Berichte der KEF zurückgreifen."

15 ebenda
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lamente) die geeignete Methode. Allerdings ist auch deren Einfluß begrenzt,
weil (Landtags-)Wahlen immer Abstimmungen über komplexe Entschei-
dungspakete darstellen, innerhalb derer rundfunkpolitische Fragen oder Gebüh-
renfragen nur ein Thema unter vielen darstellen.

Versucht man die bei der derzeitigen Gesetzeslage bestehenden Entschei-
dungsanteile der verschiedenen Beteiligten zu quantifizieren, erhält man somit
in etwa die in Abbildung 27 als status quo bezeichnete Verteilung: Dominant
sind die Entscheidungskompetenzen der Landtage; daneben besitzen auch die
Rundfunkanstalten, die KEF und die Gebührenzahler geringe Entscheidungs-
anteile.

Abbildung 27:
Entscheidungsanteile bei der derzeitigen und bei der vom Bundesverfassungs-

gericht vorgeschlagenen zukünftigen Gesetzeslage
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6.1.3. Das im achten Rundfunkurteil vorgeschlagene Modell
zur Regelung der Zuständigkeiten der Gebührenindexierung

Das Bundesverfassungsgericht hat die bestehenden Entscheidungszuständig-
keiten für die Rundfunkfinanzierung im achten Rundfunkurteil insbesondere aus
drei Gründen kritisiert:

1. hält es den derzeit dominanten Einfluß der Landesparlamente für unverein-
bar mit dem Verfassungsgebot der Staatsferne des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks; es sieht die Gefahr, daß die Rundfunkfinanzierung zum Diszipli-
nierungsinstrument ("goldenen Zügel") wird, mit dem der Staat auf die Rund-
funkinhalte Einfluß nimmt. Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts
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müssen die Entscheidungskompetenzen der Landesparlamente daher ver-
ringert werden.16

2. verstößt nach Auffassung des Gerichts beim derzeitigen Gebührenfestset-
zungsverfahren auch die Funktion der KEF gegen das Postulat der Staats-
freiheit; allerdings nicht wegen der dieser Kommission eingeräumten Mit-
spracherechte, sondern weil der auf der Basis des Beschlusses der Minister-
präsidenten vom 29. 6. 1992 tätigen KEF (KEF de lege lata) Vertreter der
Staatskanzleien angehörten, so daß auch bei diesem Gremium die erfor-
derliche Staatsfreiheit fehlte.17 18

3. hält das Gericht die der Gebührenbemessung zugrunde gelegten Entschei-
dungskriterien für nicht ausreichend transparent; es plädiert aus diesem
Grund - unabhängig davon, wer letztlich über die Rundfunkfinanzierung ent-
scheidet - für einen höheren Regelbindungsgrad dieser Entscheidungen.19

Auf der Grundlage dieser Kritik gibt das Verfassungsgericht die Grundstruktur
der aus seiner Sicht erforderlichen Neuregelung des Gebührenfestsetzungsver-
fahrens vor. Danach sollen die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ihren
Finanzbedarf selbst anmelden: "Da sich die finanzielle Gewährleistungspflicht
des Staates auf die zur Wahrnehmung des Rundfunkauftrags erforderlichen
Programme bezieht, die Bestimmung dessen, was der Rundfunkauftrag in pro-
grammlicher Hinsicht erfordert, aber grundsätzlich Sache der Rundfunkanstal-
ten ist, können diese in dem Verfahren nicht auf eine passive Rolle beschränkt
werden. Es muß vielmehr gesichert sein, daß die auf den Programm-
entscheidungen der Rundfunkanstalten basierenden Bedarfsanmeldungen die
Grundlage der Bedarfsermittlung und der ihr folgenden Gebührenfestsetzung
bilden. Die im Rahmen ihrer Autonomie getroffenen Programmentscheidungen

                                                

16 Siehe oben, Abschnitt 1.1. Siehe auch die ausführlichen diesbezüglichen Ausführungen im
achten Rundfunkurteil, S. 35ff.

17 Achtes Rundfunkurteil, S. 53f. Zudem monierte das Gericht (ebenda), daß die KEF de lege
lata nicht die erforderliche "Rundfunkfreiheit" aufweise, weil ihr auch Vertreter der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten angehörten.

18 In Reaktion auf das Urteil ist die Zusammensetzung der KEF zwischenzeitlich bereits geän-
dert worden. Auf der Ministerpräsidentenkonferenz vom 30. 6. 1994 wurde beschlossen,
bis zum 15. 8. 1994 fünf unabhängige Sachverständige zu berufen, die die bisher in der
KEF als "Ländervertreter" vorhandenen Mitglieder der Staats- und Senatskanzleien erset-
zen sollten. Die Berufung wie auch die mit dem Ausscheiden des bisherigen Kommissions-
vorsitzendem (dem Chef der Staatskanzlei von Rheinland-Pfalz, Klär) notwendig gewor-
dene Wahl eines neuen Vorsitzenden (Min.R. Conrad vom Obersten Bayerischen Rech-
nungshof) sind mittlerweile erfolgt.

19 Siehe oben, Abschnitt 4.3. Siehe auch die ausführlichen diesbezüglichen Ausführungen im
achten Rundfunkurteil, S. 49ff.
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darf die Gebührenentscheidung nicht übergehen und ihre finanziellen
Konsequenzen nicht ignorieren."20

Diese Finanzanmeldungen sollen anschließend von einer staatsfreien KEF
(KEF de lege ferenda) auf ihre sachliche Richtigkeit überprüft werden. "Da bei
der Rundfunkgebühr das Korrektiv des Marktpreises ausfällt, ist ... eine externe
Kontrolle im Interesse der mit der Gebühr belasteten Teilnehmer erforderlich.
Diese Kontrolle darf sich aber nicht auf die Vernünftigkeit oder Zweckmäßigkeit
der Programmentscheidungen der Rundfunkanstalten beziehen, sondern allein
darauf, ob sie sich im Rahmen des rechtlich umgrenzten Rundfunkauftrags hal-
ten und ob der aus den Programmentscheidungen abgeleitete Finanzbedarf
zutreffend und im Einklang mit den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit ermittelt worden ist. Bei dieser Kontrolle handelt es sich folglich
nicht um eine politische, sondern um eine fachliche Aufgabe."21

Nach Meinung des Verfassungsgerichts ist für die Wahrnehmung einer sol-
chen "fachlichen" Prüfungs- und Ermittlungsaufgabe eine Sachverständigen-
kommission wie die KEF (de lege ferenda) besonders gut geeignet. Allerdings:
"Knüpft der Gesetzgeber daran an, so ist er im Interesse der Rundfunkteilneh-
mer ... verpflichtet, Aufgabe, Zusammensetzung und Verfahren des Gremiums
gesetzlich zu regeln und auch die Unabhängigkeit seiner Mitglieder gesetzlich
zu sichern. Dabei legt der fachliche Charakter dieses Verfahrensschritts es
nahe, das Gremium im Unterschied zur KEF nicht nur rundfunk-, sondern auch
politikfrei zusammenzusetzen. Das schlösse Mitglieder der Landesrechnungs-
höfe wegen ihrer Unabhängigkeit von Parlament und Regierung nicht aus."22

Abschließend ist die "Gebührenentscheidung ... auf der Grundlage der über-
prüften Bedarfsanmeldungen der Rundfunkanstalten zu treffen. Wer sie trifft
und wie das geschieht, ist wiederum Sache gesetzlicher Regelung. Von Ver-
fassungs wegen muß lediglich sichergestellt sein, daß die Programmneutralität
und Programmakzessorietät der Gebührenentscheidung gewahrt bleiben. Das
schließt Abweichungen von der Bedarfsfeststellung nicht aus. Doch kommen
dafür nur Gründe in Betracht, die vor der Rundfunkfreiheit Bestand haben.
Programmliche und medienpolitische Zwecke scheiden, wie dargelegt, in die-
sem Zusammenhang aus. Im wesentlichen werden sich die Abweichungsgrün-
de in Gesichtspunkten des Informationszugangs und der angemessenen Be-
lastung der Rundfunkteilnehmer erschöpfen. Die Begrenzung läßt sich aber nur
dann wirksam sichern, wenn für solche Abweichungen nachprüfbare Gründe
angegeben werden. Die Entscheidung über die Gebührenhöhe muß daher in
diesem Fall eine derartige Begründung enthalten. Andernfalls wäre eine Kon-

                                                

20 Achtes Rundfunkurteil, S. 56f.

21 ebenda, S. 57

22 ebenda, S. 57f.
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trolle, ob der Staat seine Finanzgewährleistungspflicht aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2
GG erfüllt hat, nicht möglich. Dies brächte den grundrechtlichen Anspruch der
Rundfunkanstalten um seine verfahrensrechtliche Durchsetzbarkeit."23

Abbildung 28 faßt die Grundzüge dieses Verfahrensvorschlags in der bereits
mit Abbildung 26 eingeführten Darstellungsweise zusammen. (Siehe auch
Abbildung 29, die die vorgeschlagenen Regelungen ausführlicher beschreibt
und dem derzeit geltenden Verfahren gegenüberstellt und dabei auch die
Zusammensetzung der beteiligten Gr em i en  u nd  d ie  d ie sb ezü g li ch  i m  Ve r fa s-
su ng su r te i l  g e for d e rte n  Ve r ä n d e r u ng e n  a u fze i g t) .

Abbildung 28:
Schematischer Ablauf des im achten Rundfunkurteil beschriebenen Verfahrens
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Das Bundesverfassungsgericht hält hinsichtlich der Prozedur der zukünftigen
Gebührenfestsetzung damit an der bestehenden Regelung fest. Hier wie dort
soll die Bedarfsanmeldung der Rundfunkanstalten am Anfang stehen, daran
eine Prüfung durch eine Sachverständigenkommission anschließen und
abschließend von den Landesparlamenten über die Gebührenhöhe entschieden
werden. Auf der Basis der am bestehenden Verfahren geübten, oben referierten
Kritik werden gleichwohl wichtige Änderungen des bestehenden Verfahrens
gefordert: einmal die enge Begrenzung der Funktion der Sachverständigen-
kommission auf eine fachliche Kontrolle (womit eindeutig geklärt ist, daß pro-
grammlich oder politisch begründete Abweichungen von den Bedarfsanmeldun-
gen der Rundfunkanstalten durch diese Kommission nicht möglich sind); zum
zweiten die staats- (und rundfunkfreie) Zusammensetzung dieser Kommission
und schließlich drittens die prinzipielle, lediglich durch "Gesichtspunkte des
Informationszugangs und der angemessenen Belastung der Rundfunkteilneh-
mer" aufhebbare Verbindlichkeit der von den Rundfunkanstalten angemeldeten

                                                

23 ebenda, S. 58f.
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und ggf. (ausschließlich fachlich) korrigierten Bedarfsanmeldungen für die
Landesparlamente.24

Gegenüber der derzeitigen Regelung verschieben sich durch diese Direktiven
des Verfassungsgerichts auch die Entscheidungsanteile der verschiedenen am
Gebührenfestsetzungsverfahren Beteiligten (vgl. das "Verfassungsgerichtsmo-
dell" in Abbildung 27). So erhöhen sich die Entscheidungsanteile der Rundfunk-
anstalten erheblich. Obwohl sie ihren Finanzbedarf ebenso wie beim derzei-
tigen Verfahren anmelden, ergibt sich eine solche Ausweitung ihrer Entschei-
dungsanteile indirekt dadurch, daß die Entscheidungszuständigkeiten der an-
deren Gremien klarer definiert und begrenzt werden: Die Entscheidungen der
Kommission werden auf eine fachliche Prüfung der Bedarfsanmeldungen be-
schränkt, und die Entscheidungsspielräume der Landesparlamente werden an
enge Sachkriterien (des Informationszugangs und der angemessenen Bela-
stung der Rundfunkteilnehmer) gebunden.
                                                

24 Eine Erläuterung dieser Kriterien wie auch der an anderer Stelle des Urteils (Seite 46)
erwähnten "Informations- und Vermögensinteressen des Publikums" fehlt im Verfassungs-
urteil. Es ist Aufgabe der Rechtslehre wie auch der Ökonomie, die verwendeten Begriffe
inhaltlich zu konkretisieren. Aus ökonomischer Sicht könnte hierbei von der Unterscheidung
zwischen einer absoluten Zugangssperre zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk infolge eines
prohibitiven Rundfunkpreises und einer relativen Zugangserschwernis infolge eines (in
Relation zu anderen Gütern) unangemessen hohen Preises ausgegangen werden. Erste-
res führte zu einem Ausschluß (in der Terminologie der Verfassungsrichter: zu einem
fehlenden "Informationszugang") derjenigen Nachfrager, deren individuelle Kaufkraft zur
Entrichtung der Rundfunkgebühr nicht ausreicht; eine solche Folge wäre ökonomisch wie
auch verfassungsrechtlich abzulehnen (wobei allerdings die durch Gebührenbefreiungen
oder zweckgebundene Transfers möglichen Korrekturen berücksichtigt werden müßten).
Letzteres führte zu einer im Vergleich zu einer "angemessenen Belastung" der Rundfunk-
teilnehmer zu geringen Nachfrage nach dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk (was ökono-
misch ebenfalls, speziell im Hinblick auf den meritorischen Charakter des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, abzulehnen und verfassungsrechtlich zumindest bedenklich wäre.) --
Eine solche Differenzierung zwischen fehlendem Informationszugang (als dem schwereren
Mangel eines fehlenden Informationszugangs) und unangemessener Belastung (als dem
minderschweren Mangel eines Verstoßes gegen das Vermögensinteresse des Publikums)
führt aus Sicht des einzelnen Rundfunkkonsumenten, der über den Konsum öffentlich-
rechtlicher Rundfunkprogramme nicht graduell (durch Mengenvariation), sondern nur prin-
zipiell (durch An- oder Abmeldung seines Rundfunkgerätes) entscheiden kann und auf-
grund einer unangemessen hohen Gebührenbelastung sein Rundfunkgerät abmeldet, zum
gleichen Ergebnis (fehlender Zugang zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk). Der Verstoß
gegen Vermögensinteressen des Publikums bestünde in diesem Fall darin, daß auf den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, obwohl wertgeschätzt, wegen der den Nutzen übersteigen-
den Gebührenlast verzichtet wird, d. h. ein in der Ökonomie als Excess Burden bezeich-
neter immaterieller Vermögenschaden entsteht. Für diejenigen Rundfunkkonsumenten, die
sich trotz einer unangemessen hohen Rundfunkgebühr zugunsten des Rundfunks ent-
scheiden, ergeben sich (in Höhe der Differenz zwischen angemessener und tatsächlicher
Gebührenlast) Kaufkraftverluste, die zu einem erzwungenen Minderkonsum anderer Güter
führen. Der Verstoß gegen die Vermögensinteressen des Publikums besteht hier also in
einem direkten Güter- und Nutzenverzicht infolge der gebührenbedingten Einkommensmin-
derung. Siehe hierzu ausführlicher KOPS 1995.
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Abbildung 29:
Vergleich des geltenden mit dem im achten R u nd fu nku r te i l 
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U m ge ke hr t ve r r i ng e rn  sich  b e i m  vo m  Ve r fa ssun g sge r i ch t vo r g esch la g e ne n 
M o de l l  d i e  En tsche i d u ng sa n te i l e d e r L a nd e spa r l am e n te , we i l  d i e  M ö g l i ch ke ite n ,
n a ch  p ol i tisch en  Gesi chtsp u nkte n vo n d e n Vo rg a b en  d er  R un d fu nka n stal te n u n d
d e r KEF a b zu g e he n , e n g  b e g re n zt si nd .

Die Entscheidungsanteile der KEF de lege ferenda würden sich beim Verfas-
sungsgerichtsmodell lediglich geringfügig erhöhen. Zwar ergibt sich eine
beträchtliche Stärkung dieser Kommission aus den ihr im Urteil explizit zuge-
wiesenen (und durch den Gesetzgeber im einzelnen zu regelnden) Prüfaufga-
ben sowie auch dadurch, daß die Landesparlamente von den Empfehlungen
der KEF in Zukunft nur noch begründet abweichen dürfen. Auf der anderen Sei-
te beschränkt das Verfassungsurteil die Prüfaufgaben eindeutiger als bisher auf
eine rein fachliche, man könnte auch sagen: "buchhalterische" Kontrolle der von
den Rundfunkanstalten abgegebenen Bedarfsanmeldungen. Lediglich für die
Prüfung der Frage, ob sich die Bedarfsanmeldungen "im Rahmen des rechtlich
umgrenzten Rundfunkauftrags halten," werden aufgrund der mangelnden Justi-
tiabilität des Rundfunkauftrags der KEF im Verfassungsurteil größere Entschei-
dungsspielräume gewährt.

Die Entscheidungsanteile der Gebührenzahler schließlich dürften durch das
vom Verfassungsgericht vorgeschlagene Verfahren noch geringer werden als
bisher, weil die dem Gebührenzahler derzeit noch mögliche Beeinflussung der
Rundfunkfinanzierung via (Landtags-)Wahlstimme mit dem Ausschluß rund-
funkpolitischer Entscheidungskriterien der Landtage entfällt.

Bei der Umsetzung der Vorgaben des achten Rundfunkurteils werden, wie bei
Verfassungsurteilen üblich, Meinungsverschiedenheiten nicht ausbleiben. Ins-
besondere die damit auferlegten Veränderungen der Entscheidungsanteile der
Landesparlemente, der Rundfunkanstalten und der KEF dürften noch zum Ge-
genstand erbitterter Auseinandersetzungen werden, zumal die ersten Stellung-
nahmen zeigen, daß jede Institution aus dem Urteil Ausführungungen entneh-
men zu können glaubt, die die eigene Position und die eigenen Kompetenzen
stärken. Während bspw. die Rundfunkanstalten das Urteil in ersten Stellung-
nahmen als Garantie uneingeschränkter Finanzautonomie und Bestätigung
eines "Anstaltsmodells" (vgl. Abbildung 27) gefeiert haben, das ihnen den ganz
überwiegenden Teil der Finanzierungskompetenzen zuschreibe,25 sehen Ver-
                                                

25 Siehe bspw. die Beschreibung des Stimmungsbildes bei den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten durch LILIENTHAL 1994, S. 3: "Herrliche Zeiten sind das. Die zur Urteilsver-
kündung angereisten Intendanten, Justitiare und andere Hierarchen von ARD und ZDF
konnten ihre Freude kaum verbergen. Daß das Bundesverfassungsgericht eine sichere
Bastion gegen Bedrohungen der Rundfunkfreiheit ist, wußte man spätestens seit dem
Grundversorgungsurteil von 1986. Daß die höchsten Richter die Wahrnehmung der Rund-
funkfreiheit nunmehr aber so nahezu ausschließlich in die Obhut der Anstalten übertragen
würden, und noch dazu mit dem Anrecht auf reiche Finanzausstattung - das hatte im Ernst
niemand erwartet." Siehe auch die durchaus abgewogene Bewertung des Urteils aus Sicht
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bei PIEPER/HESS 1994.
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treter der KEF das Urteil umgekehrt als Plädoyer für ein "Kommissionsmodell"26

(vgl. Abbildung 27). Und ein erster, von den Staatskanzleien vorgelegter Ent-
wurf zur Änderung des Rundfunkstaatsvertrags27 bestätigt die Vermutung, daß
auch die Bundesländer aus dem Urteil keineswegs eine gravierende Schwä-
chung ihrer Zuständigkeiten herauszulesen scheinen; der Entwurf ähnelt eher
dem "Parlamentsmodell" derzeitiger Prägung als dem im Urteil aufgezeigten
Mischmodell.

Als Fazit läßt sich festhalten, daß das vom Verfassungsgericht aufgezeigte
Modell, unabhängig von seiner konkreten Umsetzung durch den Gesetzgeber,
gegenüber dem bestehenden Gebührenfestsetzungsverfahren den Vorzug auf-
weist, daß eine staatliche Einflußnahme auf die Rundfunkinhalte via Rundfunk-
finanzierung erschwert worden ist, indem die Kriterien, unter denen die Landes-
parlamente von den (durch die KEF fachlich geprüften) Bedarfsanmeldungen
der Rundfunkanstalten abweichen dürfen, enger begrenzt worden sind. Auch
die im Urteil skizzierten Verfahrensregelungen und die Aufteilung der Ent-
scheidungszuständigkeit auf mehrere Institutionen sind positiv zu bewerten; sie
entsprechen den Anforderungen, die eine Regelung gesamtstaatlich bedeut-
samer Aufgaben mit regional und personal/funktional übergreifenden Wir-
kungen erfüllen muß und die im Urteil (S. 56) mit dem Hinweis auf die Notwen-
digkeit eines "gestuften und kooperativen Verfahrens" auch zutreffend beschrie-
ben worden sind.

                                                

26 So durchzieht bspw. den gesamten Beitrag von HÜMMERICH/HEINZE die Attitüde: "Wenn
sich irgendwer nach dem 8. Rundfunkurteil als Sieger fühlen darf, dann die KEF" (S. 490).
Insbesondere die dortigen Ausführungen unter Abschnitt 4.2. erwecken den Eindruck, daß
hier eine neue Superbürokratie aufgebaut werden soll, bei der die Rundfunkanstalten dank-
bar sein müssen, "daß die Vertreter der Anstalten auch in Zukunft nach Bedarf zu den
Beratungen der Kommission und ihrer Arbeitsgruppen hinzuzuziehen sind. Auch wird man
weiterhin, bisher auf Intendantenebene, den Anstalten Gelegenheit geben, zum Berichts-
entwurf Stellung zu nehmen und die Stellungnahmen der Anstalten in die abschließenden
Überlegungen einzubeziehen."

27 Änderung der Rundfunkstaatsverträge, Vg./G (130: Aend-RfStV), Entwurf vom 28. 10.
1994. Die Problematik wird auch von HÜMMERICH/HEINZE 1994, S. 494 angedeutet: "Der
vom Bundesverfassungsgericht verordnete Machtverlust der höchsten Beamten in den
Staats- und Senatskanzleien verläuft aber dennoch nicht ganz reibungslos: Wie zu erfah-
ren war, soll künftig die Rundfunkkommission der Länder ebenso wie die KEF die Bedarfs-
anmeldungen von ARD und ZDF erhalten; es ist beabsichtigt, daß die KEF ihren Bericht
vor Abschluß mit der Rundfunkkommission der Länder ´erörtert´. Man darf gespannt sein,
ob bei dem beabsichtigten Dialog zwischen KEF und Rundfunkkommission letztere die
gestärkte Position der KEF respektieren und auf den Versuch einer Einflußnahme
verzichten wird." -- Ursprünglich hatten die Länder in Reaktion auf das Urteil sogar geplant,
einen eigenen Finanzausschuß, bestehend aus Vertretern der Staats- und Senatskanz-
leien, einzurichten, der die Arbeit der KEF ´begleiten´ sollte. Diese Absicht haben die Län-
der mittlerweile aber wieder aufgegeben.
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Gleichwohl lassen sich Vorbehalte gegenüber dem Modell des Verfassungs-
gerichts vorbringen. Zum einen läßt sich - grundsätzlich - kritisieren, daß die
gesellschaftliche Wertschätzung des Rundfunks durch den Gebührenzahler
(oder auch durch ein von ihm eingesetztes Kollektiv, s. u.) und damit auch die
Höhe der gesellschaftlichen Zahlungsbereitschaft für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk als wesentlichem, wenn nicht entscheidendem Parameter der Gebüh-
renfestsetzung nur unzureichend und erst am Ende der vom Verfassungs-
gericht beschriebenen Verfahrensabfolge in die Entscheidungsfindung einfließt
(indem die Landesparlamente bei fehlendem Informationszugang oder nicht
angemessener Belastung der Rundfunkteilnehmer von den Bedarfsanmeldun-
gen der Rundfunkanstalten abweichen, s. o.). Diese Kritik betrifft somit nicht die
Aufteilung der Entscheidungsanteile und auch nicht die bei einer solchen Auf-
teilung erforderliche Kooperation zwischen den Beteiligten, beide Gestaltungs-
elemente sind, wie oben konzidiert, sachgerecht, sondern sie bezieht sich auf
die Reihenfolge der Verfahrensschritte und damit auf die aktive/initiative oder
reaktive/vollziehende Funktion, die den Beteiligten in den einzelnen Verfahrens-
schritten zugewiesen ist. -- Dieser Mangel wird durch die zweite Schwäche des
Urteils noch verschärft, daß die Kriterien der "Informationszugangssicherung"
und "Vermögensinteressen" der Gebührenzahler bzw. "Angemessenheit der
Gebührenlast" nicht die begriffliche Schärfe und Operabilität aufweisen, die das
Verfassungsgericht selbst als Schutz vor willkürlichen und intransparenten
Entscheidungen und einer Instrumentalisierung des Rundfunks durch den Staat
für notwendig hält.28

Wie die im Verfassungsurteil in ihren Grundzügen aufgezeigte Neuregelung
der Gebührenfestsetzung umgesetzt wird und in welcher Weise sich die Ent-
scheidungsanteile der Beteiligen verändern werden, muß sich im derzeit anlau-
fenden Gesetzgebungsverfahren entscheiden. Auch die Frage, wer zukünftig
über eine eventuelle Einführung einer Rundfunkgebührenindexierung zu ent-
scheiden hat (als einer Teilfrage der Rundfunkfinanzierung), wird durch die dem
Gesetzgeber aufgetragene Neuregelung zu beantworten sein. Nach dem im
Verfassungsurteil skizzierten "abgestuften und kooperativen" Modell dürfte auch
die Gebührenindexierung von den Landesparlamenten in Zukunft nicht ohne
Zustimmung der Rundfunkanstalten und - was die fachliche Ausgestaltung des
Verfahrens betrifft - der KEF beschlossen werden dürfen. Die damit erfor-
derliche Einigung zwischen allen Beteiligten ist im Hinblick auf die vom Ver-
fassungsgericht angestrebten Ziele höherer Rationalität und größerer Staats-
ferne zu befürworten. Zugleich dürften damit aber auch die politischen Schwie-
rigkeiten zunehmen, sich auf ein allseitig akzeptiertes Verfahren zu einigen,
zumal die Interessen der Beteiligten an der Einführung einer Gebühren-

                                                

28 Siehe hierzu ausführlicher KOPS 1995.
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indexierung generell wie auch an deren konkreter Ausgestaltung sich
grundlegend voneinander unterscheiden.
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6.2. Mit der Regelung der Entscheidungszuständigkeiten
variierende Vorstellungen über die optimale Indexierungsintensität

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß der als optimal erachtete Regel-
bindungsgrad von Entscheidungen wesentlich vom jeweiligen Interessenstand-
punkt abhängt.29 Grundsätzlich wird der sog. Agent (als diejenige Person oder
Institution, die die Entscheidungszuständigkeit besitzt), eine geringe Regelbin-
dungsintensität bevorzugen, die ihr Raum für diskretionäre, intransparente und
schwer kontrollierbare Entscheidungen zu ihren eigenen Gunsten gibt; umge-
kehrt wird der Prinzipal (als diejenige Person oder Institution, die die Entschei-
dung delegiert hat und von den Entscheidungsfolgen betroffen ist), eine hohe
Regelbindungsintensität bevorzugen, um die Entscheidungen des Agenten
nachvollziehen und kontrollieren zu können.

Dieser Interessengegensatz gilt auch für die Entscheidung über rundfunkpoli-
tische Fragen und die Rundfunkfinanzierung, speziell auch die Befürwortung
oder Ablehnung einer Gebührenindexierung und die eventuelle Höhe ihres
Regelbindungsgrades (Indexierungsgrades): Diejenigen Institutionen, die hohe
Anteile an der Entscheidungskompetenz über die Gebührenhöhe besitzen, wer-
den eine Indexierung ablehnen oder allenfalls einen geringen Regelbindungs-
grad befürworten, diejenigen Institutionen, die von den Finanzierungsentschei-
dungen betroffen sind, ohne an den Entscheidungen in größerem Umfang
beteiligt zu sein, werden umgekehrt eine Indexierung befürworten und dabei
einen hohen Regelbindungsgrad anstreben. Die politischen Auseinandersetzun-
gen um eine Indexierung der Rundfunkgebühren finden somit gleichsam auf
zwei Ebenen statt; zum einen streben die verschiedenen Institutionen hierbei
einen möglichst hohen Einfluß an; zum anderen werden sie, je nachdem, wel-
che Entscheidungsanteile sie sich sichern können, die Indexierungsintensität in
die von ihnen befürwortete Richtung zu beeinflussen versuchen.

Anhand der zuvor aufgezeigten Modelle unterschiedlicher Entscheidungsan-
teile läßt sich dieser Zusammenhang verdeutlichen (siehe Abbildung 30). Oblie-
gen die Entscheidungen über die Rundfunkfinanzierung bspw., wie in Modell
1a, ausschließlich den Landesparlamenten, werden diese kein Interesse an
einer Indexierung (oder sonstigen Regelbindung) der Rundfunkgebühr haben,
weil eine solche ihre Entscheidungen nur kontrollierbarer machte und ihre
Entscheidungsspielräume dadurch eingeschränkt würden. Umgekehrt wären
die anderen Beteiligten in diesem Fall an einem hohen Indexierungsgrad (oder
an einer sonstigen Form der Regelbindung der Rundfunkfinanzierung) beson-
ders interessiert, um eben diese Entscheidungsspielräume der Parlamente
einzugrenzen. Die Interessen an einer Indexierung oder sonstigen Regel-

                                                

29 Siehe Abschnitt 4.3.4.
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bindung wären entsprechend anders gelagert, wenn bspw. nicht die Parlamen-
te, sondern ausschließlich die Rundfunkanstalten (Modell 2a) oder ausschließ-
lich die KEF (de lege ferenda, Modell 3a) oder der Gebührenzahler per plebis-
zitärer Abstimmung (Modell 4a) die Entscheidungszuständigkeit über die
Rundfunkfinanzierung besäße.

Abbildung 30:
Der bei unterschiedlichen Zuständigkeiten präferierte Regelbindungsgrad

 der Gebührenfinanzierung
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Diese Interessengegensätze verlieren an Bedeutung, wenn die Entschei-
dungskompetenz zwischen den Beteiligten aufgeteilt wird. In dem Umfang
bspw., in dem die Landesparlamente einen Teil ihrer Entscheidungskompetenz
an die Rundfunkanstalten abtreten müssen (Modell 1b), sinkt ihr Interesse an
einer diskretionären, nicht regelgebundenen Gebührenfestlegung, d. h. auch
ihre Ablehnung gegenüber einer Indexierung der Rundfunkgebühren. Umge-
kehrt vermindert sich mit zunehmender Entscheidungsbeteiligung der Rund-
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funkanstalten deren Interesse an einer Kontrolle der Parlamente (und damit an
einer Indexierung oder sonstigen Regelbindung). Bei einer gleichmäßigen Auf-
teilung der Entscheidungsanteile nehmen die Landesparlamente und die Rund-
funkanstalten (bzw. bei einer Einbeziehung anderer Institutionen gemäß Modell
1e: alle Beteiligten) eine gleiche, man könnte auch sagen, indifferente Position
gegenüber einer Regelbindung und Indexierung ein bzw., anders formuliert, alle
Beteiligten befürworten die gleiche Regelbindungsintensität.

Diese Zusammenhänge zwischen Entscheidungsanteilen und befürworteter
Regelbindungsintensität sollten auch bei künftigen politischen Auseinanderset-
zungen um die Indexierung(-sintensität) der Rundfunkgebühr beachtet werden.
Sie erklären zum einen, warum von den Beteiligten, die im Status Quo an der
Festsetzung der Rundfunkgebühren maßgeblich beteiligt sind, keine sonderli-
che Initiative zur Einführung einer Gebührenindexierung zu erwartet ist.30 Sie
erklären zudem, daß nicht jede Äußerung über die Befürwortung oder Ableh-
nung einer Gebührenindexierung für bare Münze genommen werden darf, wenn
- wie derzeit der Fall - unklar ist, wie die Entscheidungszuständigkeiten für die
Rundfunkfinanzierung in Zukunft geregelt sein werden. Zum einen werden
solche Äußerungen nach dem Motto "veränderte Geschäftsgrundlage" schnell
wieder zurückgenommen, wenn sich die Fakten anders als erwartet entwickeln.
Zum anderen können solche Äußerungen aber auch Bestandteil der oben
beschriebenen Versuche sein, sich in der politischen Auseinandersetzung um
die Entscheidungszuständigkeiten größere Anteile zu sichern. In diesem Fall ist
ihnen selbst dann kein Glauben zu schenken, wenn die Bedingungen, unter
denen eine Indexierung beurteilt worden sind, tatsächlich eintreten.

6.3. Die Stufigkeit der Einführung einer Gebührenindexierung

Die durch das Verfassungsurteil dem Gesetzgeber aufgetragenen Änderun-
gen des Gebührenfestsetzungsverfahrens sind nach dem Willen des Gerichts
"alsbald" vorzunehmen.31 Das Bundesverfassungsgericht hat diese Zeitvorgabe
in einer Entscheidung zum Wahlrecht32 präzisiert, indem es klarstellte, die auf-

                                                

30 PRODOEHL (1990, S. 387) hat hierauf mit Bezug auf die "Medienpolitiker" (als Oberbegriff
über die über die Rundfunkgebühr Entscheidenden) bereits hingewiesen: "Die Konstruktion
des Indexierungsmodells kann nicht einer - dem Streit der medienpolitischen Fakultäten
enthobenen - "Logik der Sache" folgen. Sie muß vielmehr Sache der Medienpolitik,
Gegenstand medienpolitischer Auseinandersetzung sein. Nun dient aber das Indexie-
rungsmodell selbst wiederum dazu, das Verfahren der Gebührenfestsetzung weitgehend
zu entpolitisieren. Damit ist ein neues Dilemma gekennzeichnet: Die Medienpolitiker sollen
hier ein Modell konstruieren, das ihre eigenen Einflußchancen in der Zukunft schmälert."

31 "Die Länder sind von Verfassungs wegen gehalten, alsbald für eine verfassungsmäßige
Regelung der Rundfunkfinanzierung zu sorgen." Achtes Rundfunkurteil, S. 60

32 BVerfGE 16, 130, 142; 33, 1, 13



91 Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr

erlegten Änderungen sollten spätestens vor Beginn der nächsten Legislatur-
periode vorgenommen werden. Überwiegend wird im juristischen Schrifttum
deshalb die Auffassung vertreten, eine neue Gebührenentscheidung dürfe auf
der Grundlage des derzeitigen, vom Verfassungsgericht für verfassungwidrig
erklärten Verfahrens nicht mehr getroffen werden; vielmehr müßte die Gebüh-
renfestsetzung noch vor Beginn der nächsten Gebührenperiode, d. h. vor dem
1. 1. 1997, vom Gesetzgeber neu geregelt werden.33

Diese Auffassung vertreten auch KRESSE/KENNEL (1994, S. 166), die aller-
dings bezweifeln, "ob die weitreichende Entscheidung, ... nicht zuletzt den politi-
schen Einfluß auf Ebene der Staatskanzleien und der Rundfunkreferenten der
Länder zurückzudrängen, dort die angesichts der auch vom Urteil noch offen
gelassenen ganz wesentlichen Fragen gebotene Eile auslöst." Sie weisen des-
halb auf die "weitreichenden medienpolitischen Folgen" hin, die für den Fall ein-
träten, daß bis zum Ende dieser Gebührenperiode die Neuregelung der Rund-
funkfinanzierung nicht abgeschlossen ist und dann jedes Land die bestehenden
Rundfunkfinanzierungsregeln kündigen kann.

Im Hinblick darauf wäre es in der Tat wünschenswert, wenn sich die Länder
bis Ende 1996 auf ein neues Gebührenfestsetzungsverfahren einigen könnten.
Wünschenswert wäre auch, wenn im Zuge dieser Neuregelung auch die Frage
der Gebührenindexierung entschieden würde, die in der Form der Teilindexie-
rung vom Verfassungsgericht explizit als zulässiges Verfahren erwähnt wurde.
Auf der anderen Seite dürfte die von KRESSE/KENNEL geäußerte Skepsis an
der Einigungsfähigkeit der Länder bei der Indexierung der Rundfunkgebühr
besonders angebracht sein, handelt es sich hierbei doch um eine Form der ver-
traglichen Bindung, durch die sich die Beteiligten einer Regelung mit lang-
fristigen finanziellen Konsequenzen unterwerfen.34 Es erscheint daher wahr-
scheinlicher - und angesichts der Fülle der derzeit noch offenen methodischen
und politischen Fragen einer Gebührenindexierung wohl auch sinnvoll - die In-
dexierungsproblematik sorgfältig und schrittweise zu lösen, nachdem zunächst
die durch das achte Rundfunkurteil aufgezeigten Mängel der Rundfunkfinanzie-
rung korrigiert worden sind. Die Indexierung würde damit wohl erst in der
nächsten Gebührenperiode, d. h. nach dem 1. 1. 1997, zum Gegenstand aktu-
eller rundfunkpolitischer Auseinandersetzungen.

Eine Zwischenlösung könnte in der von HOFFMANN-RIEM (1991c, S. 208f.)
vorgeschlagenen, schrittweisen Einführung einer Rundfunkindexierung beste-
hen. Nach diesem Vorschlag sollten in einer ersten Stufe die Bemühungen um
eine Objektivierung der Kostenermittlung fortgesetzt werden. Anschließend
sollte in einer zweiten Stufe über die Einführung einer Indexierung entschieden

                                                

33 Siehe bspw. HÜMMERICH/HEINZE (1994, S. 492).

34 Siehe oben, Abschnitt 5.1.2.



Kap. 6: Fragen der politischen Ausgestaltung einer Indexierung 92

und diese ggf. in einer dritten Stufe, zunächst "probehalber", eingeführt werden.
"Die vierte Stufe sollte erst zu einem späteren Zeitpunkt gezündet werden. Sie
bestände darin, aufgrund der Erfahrungen und möglicherweise nach einer
neuen Justierung des Index die Rechtsmacht zur politisch-diskretionären Ent-
scheidung zu reduzieren. Dies scheint mir jedenfalls dann rechtlich unbedenk-
lich zu sein, wenn der Automatismus so eingerichtet wird, daß verdeckte rund-
funkpolitische Gestaltungsentscheidungen unterbleiben." (HOFFMANN-RIEM
1991c, S. 210).

Akzeptiert man einen solchen Stufenplan, erschiene es sinnvoll, die erste
Stufe (der Fortentwicklung der Indexierungsmethode) noch bis zum Ende der
bestehenden Gebührenperiode fortzusetzen und am Ende dieser Periode die
Entscheidung über eine (Voll- oder vermutlich eher: Teil-)Indexierung der Rund-
funkgebühr zu fällen. Eine solche Indexierung könnte dann versuchsweise
zusammen mit der durch das achte Rundfunkurteil erforderlich gewordenen
Neuregelung des Gebührenfestlegungsverfahrens mit dem Beginn der näch-
sten Gebührenperiode eingeführt werden.

Mit einer solchen Vorgehensweise verbliebe einerseits ein begrenzter Zeit-
raum, um noch offene Fragen einer solchen Indexierung zu klären; auf der
anderen Seite übte sie einen gewissen Zeitdruck aus, der angesichts der ab-
sehbaren Finanzierungsprobleme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks durch-
aus wünschenswert ist. Schon heute deuten eine Reihe von Meinungsäußerun-
gen nämlich darauf hin, daß sowohl die Solidarität zwischen den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten35 als auch die Bereitschaft der Länder36 ab-
nimmt, sich auf eine bundeseinheitliche Gebührenanpassung zu verständigen.
Eine Indexierung könnte daher schneller als erwartet die (vielleicht einzige)
Lösung darstellen, die sowohl für alle Landesrundfunkanstalten als auch für alle

                                                

35 Aufsehen innerhalb der ARD erregte bspw. der Vorstoß des Intendanten des Mitteldeut-
schen Rundfunks, Udo Reiter, der (in einem Interview in der Zeitschrift FOCUS, Nr. 48 vom
28. 11. 1994) für die nächste Gebührenperiode eine "Nullrunde" vorgeschlagen und sich
damit gegen die Forderung der Intendanten aller anderen Landesrundfunkanstalten
gewandt hatte, die eine Gebührenanhebung zum 1. 1. 1997 für unabdingbar halten (siehe
oben, S. 62, Fn. 41). Diese bezeichneten den Vorschlag Reiters im Gegenzug als "in höch-
stem Maße unglaubwürdig" und warfen dem MDR-Intendanten mangelnde Solidarität vor
(vgl. z. B. Christoph Heinzle: "Zehn gegen einen, in: Frankfurter Rundschau vom 2. 12.
1994). Siehe auch die Kommentare hierzu von Joachim Huber: "Jetzt geht´s los" im Berli-
ner Tagesspiegel vom 2. 12. 1994, von Ewald B. Schulte: "Gebühren-Trickser", in: Berliner
Zeitung vom 2. 12. 1994 oder von Bärbel Krauß: "Sparen - aber nicht am Programm", in:
Stuttgarter Zeitung vom 2. 12. 1994.

36 So verlautete aus den Staatskanzleien verschiedener Bundesländer, daß eine von den
Intendanten geforderte Gebührenanpassung zum 1. 1. 1997 abgelehnt werde (siehe bspw.
o. V.: "CSU gegen den Gebührenplan der ARD-Intendanten", in: Welt am Sonntag vom 4.
12. 1994) oder zumindest mit Vorbehalt gesehen werde (siehe z. B. Uli Martin: "Furchtbarer
Zirkus", in: FOCUS Nr. 49 vom 5. 12. 1994).
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Länderparlamente konsensfähig wäre. Um so wichtiger ist es, die Einzelheiten
einer solchen Indexierung möglichst umgehend zu regeln.
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7. Zusammenfassung

7.1. Problemstellung und Vorgehensweise

Die Indexierung der Rundfunkgebühr wird seit Mitte der achtziger Jahre
diskutiert. Aufgrund ihrer Vorteile, insbesondere der mit ihr verbundenen Pla-
nungssicherheit für die Rundfunkanstalten sowie der Objektivität des Verfah-
rens (und der damit verbundenen Verhinderung sachfremder oder willkürlicher
Entscheidungen) wird sie vor allem von den Rundfunkanstalten gefordert. Auch
die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF)
hat sich in den letzten Jahren verstärkt mit den Möglichkeiten und Vorteilen
einer Indexierung befaßt. Schließlich hat auch das Bundesverfassungsgericht in
seinem achten Rundfunkurteil eine (Teil-)Indexierung ausdrücklich als verfas-
sungsgemäß bezeichnet.

Auf der anderen Seite stößt eine Indexierung der Rundfunkgebühr, wie jede
Indexierung, auf Vorbehalte, da sie die relativen Preise festschreibt und damit
allokative und distributive Anpassungsprozesse verhindert. Dies ist gerade im
(öffentlich-rechtlichen) Rundfunk, bei dem sich Nutzeneinschätzung (Nach-
frage) und Kosten (Angebot) diskontinuierlich ändern, ein gewichtiger Einwand.
Die Entscheidung über eine Indexierung der Rundfunkgebühren ist damit aus
dem Abwägen der mit ihr verbundenen Vor- und Nachteile, bzw. ökonomisch:
Nutzen und Kosten, zu beantworten. Die Frage ist allerdings keine dichotome
Entscheidung über das Ob, sondern eine kontinuierliche Entscheidung über das
Wieviel, d. h. über den Umfang einer Indexierung (man könnte auch sagen über
die Indexierungsintensität oder den Regelbindungsgrad der Indexierung). Der
Verzicht auf jegliche Indexierung (Regelbindung) bildet dann den unteren
Grenzwert auf diesem Kontinuum; die verbindliche und unbegrenzte Voll-
indexierung (perfekte Regelbindung) bildet den oberen Grenzwert.

Die vorliegende Arbeit geht in der damit angedeuteten Weise vor. Nach einer
Einführung (Kapitel 1) zeigt sie (in den Kapiteln 2 und 3) zunächst die Vor- und
Nachteile einer Gebührenindexierung qualitativ und - unter Zugrundelegung
bestimmter Annahmen zum Zusammenhang zwischen Regelbindungsgrad und
der Höhe der mit einer Indexierung verbundenen Nutzen und Kosten - auch
quantitativ auf. Anschließend wird (in Kapitel 4) durch die Saldierung der einzel-
nen Nutzen- und Kostenarten die Höhe des Nettonutzens und damit des opti-
malen Indexierungsgrades zu bestimmen versucht.

Im Anschluß daran werden (in Kapitel 5) Fragen der methodischen Ausgestal-
tung einer Indexierung der Rundfunkgebühr erörtert. Dazu gehören die Möglich-
keiten, mit denen die Indexierung methodisch an einen als optimal erachteten
Regelbindungsgrad angepaßt werden kann, und die Zusammensetzung des
Warenkorbes, anhand dessen die Preissteigerungsraten berechnet werden.
Weitere methodische Fragen sind die bei einer Abweichung zwischen der prog-
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nostizierten und der tatsächlichen Veränderung der Rundfunkkosten erforder-
lichen Korrekturen und die Entscheidungen darüber, ob neben den Gebühren-
einnahmen andere Einnahmen der Rundfunkanstalten in das Indexierungsver-
fahren einbezogen werden sollten und ob die Indexierung für die Rund-
funkanstalten insgesamt oder differenziert für jede einzelne Anstalt vorgenom-
men werden sollte.

Neben diesen methodischen Problemen sind politische Fragen einer Indexie-
rung zu lösen. Im Mittelpunkt steht dabei die Zuständigkeit für die Gebühren-
festsetzung (und damit auch für die Einführung und Ausgestaltung einer Gebüh-
renindexierung), die durch das achte Rundfunkurteil des Bundesverfassungs-
gerichts neu aufgeworfen worden ist. Je nachdem, wie diese Zuständigkeiten
zwischen den Rundfunkanstalten, den Landesparlamenten, der KEF (neuer,
staats- und rundfunkfreier Prägung) und dem Gebührenzahler aufgeteilt
werden, werden die Beteiligten eine Indexierung unterschiedlich beurteilen
(bzw. eine unterschiedliche Indexierungsintensität befürworten). Eine abschlie-
ßend erörterte politische Frage besteht im Zeitplan und der eventuellen Abstu-
fung einer Einführung der Gebührenindexierung.

7.2. Vorteile einer Indexierung der Rundfunkgebühr

Ein zentraler Vorteil einer Gebührenindexierung besteht in der damit verbun-
denen Objektivität, d. h. Transparenz und Überprüfbarkeit des Verfahrens. Die-
ser Faktor ist gerade für die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
von besonderem Gewicht, da die mangelnde Spezifizierung des Programmauf-
trags der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten eine genaue Bestimmung
ihres Finanzbedarfs - und damit des erforderlichen Gebührenaufkommens -
nicht zuläßt, eine diskretionäre Festlegung der Gebühren nach politischen Krite-
rien aber die Gefahr beinhaltet, daß der Staat die Gebührenfinanzierung als
Disziplinierungsinstrument ("goldener Zügel") mißbraucht, um die Programmin-
halte zu beeinflussen. Eine Indexierung der Rundfunkgebühr anhand objektiver,
nachvollziehbarer Determinanten könnte solche politischen Einflüsse ausschlie-
ßen.

Für die Rundfunkanstalten sowie auch für die von deren Entscheidungen
abhängigen Unternehmen (etwa die Auftragsproduzenten) und privaten Haus-
halte (insbes. die Gebührenzahler) ist eine Indexierung zudem im Hinblick auf
die größere Planungssicherheit vorteilhaft. Dadurch werden auf Fehlplanungen
zurückgehende Allokationsverluste vermieden bzw. verringert.

Ein weiterer Vorteil einer Gebührenindexierung besteht in der dadurch
erreichten Vermeidung von Transaktionskosten. Während die Beteiligten bei
einer diskretionären Gebührenfestsetzung am Ende jeder Gebührenperiode
über die Gebührenanpassung verhandeln müssen, ergibt sich diese Anpassung
bei einer Indexierung sozusagen automatisch, d. h. ohne Transaktionskosten.
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Weitere, minderwichtige Vorteile einer Indexierung ergeben sich schließlich
daraus, daß die Gebührenhöhe nicht mehr, wie beim gegenwärtigen Verfahren,
durch ein einziges Bundesland blockiert werden kann, sowie daraus, daß eine
(angemessen ausgestaltete) Gebührenindexierung zugleich zur verfassungs-
rechtlich vorgegebenen Bestands- und Entwicklungssicherung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks beitrüge.

7.3. Nachteile einer Indexierung der Rundfunkgebühr

Der Preismechanismus sorgt dafür, daß bei einer Veränderung der Nachfrage
oder des Angebots bzw. der dahinter stehenden Veränderungen der Nutzen-
schätzung und Erstellungskosten eines Gutes marktliche Preis- und Mengen-
reaktionen ausgelöst werden. Dadurch verändern sich die relativen Preise die-
ses Gutes im Vergleich zu allen anderen Gütern: Die wohlfahrtsökonomischen
Marginalbedingungen (Ausgleich der Grenzraten der Faktorsubstitution für
sämtliche Güter, Ausgleich der Grenzraten der Gütersubstitution für sämtliche
Individuen und Erreichung eines simultanen Tausch- und Produktionsopti-
mums) werden erfüllt.

Eine Indexierung setzt diesen Preismechanismus außer Kraft. Die Rundfunk-
gebühr - als politischer Preis des Gutes öffentlich-rechtlicher Rundfunk - wird
nicht mehr gemäß der Nutzenschätzung und Kostenbelastung dieses Gutes
festgelegt, sondern dauerhaft festgeschrieben. Veränderungen der Nutzen-
schätzung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und der mit der Bereitstellung
dieses Gutes verbundenen Kosten führen nicht mehr zu einer Veränderung der
relativen Preises dieses Gutes, und die für eine effiziente Güterallokation erfor-
derlichen Anpassungsprozesse können sich nicht vollziehen. Dies ist beim
öffentlich-rechtlichen Rundfunk um so nachteiliger, als dieses Gut erheblichen
Nachfrage- und Kostenveränderungen ausgesetzt ist. -- Zudem werden durch
die Indexierung auch distributive Anpassungsprozesse verhindert: Mit dem rela-
tiven Preis bleiben auch die relativen Einkommen der Anbieter und Nachfrager
des Gutes öffentlich-rechtlicher Rundfunk konstant; d. h. es entstehen unge-
rechte (positive oder negative) Einkommensrenten. Zudem ergeben sich
zusätzliche negative Allokationswirkungen, weil die allokativen Lenkungsfunk-
tionen von Einkommenveränderungen fehlen. -- Diese Wirkungen erklären auch
die währungspolitischen Vorbehalte, die die Deutsche Bundesbank gegenüber
einer Indexierung der Rundfunkgebühren geäußert hat.

Ein weiterer Nachteil einer Gebührenindexierung kann sich - je nach ihrer
Ausgestaltung - dadurch ergeben, daß Anreize zu wirtschaftlichem Handeln
beseitigt werden. Diese Gefahr ist um so größer, je stärker die Gebührenhöhe
infolge eines unwirtschaftlichen Ausgabenverhaltens der Rundfunkanstalten
ansteigt: Führt eine Ausgabenerhöhung im Extrem zu einem gleich hohen
Anstieg der Gebühreneinnahmen, werden alle Anreize zu wirtschaftlichem Han-
deln beseitigt. -- Um diese Gefahr zu reduzieren, sollten die Einnahmen nicht



Kap. 7: Zusammenfassung 96

an die Ausgaben der einzelnen Rundfunkanstalten gekoppelt werden, sondern
an die durchschnittlichen Ausgaben aller Rundfunkanstalten oder gar an die
Ausgaben für die Lebenshaltung allgemein). -- Ein anderer Weg, Anreize zu
wirtschaftlichem Handeln zu erhalten, bestünde darin, nicht die tatsächlichen,
sondern normierte Ausgaben zur Grundlage der Gebührenindexierung zu
machen. Dem stünde allerdings die Gefahr entgegen, daß durch die Normie-
rung der Ausgaben Einfluß auf die Programminhalte und/oder die Art der Pro-
grammerstellung genommen werden könnte. -- Schließlich sind als weiterer
Nachteil einer Gebührenindexierung die bei der Entwicklung und Anwendung
eines Indexierungsverfahrens entstehenden Transaktionskosten zu berück-
sichtigen. Diese stellen die Gegenposition zu den Transaktionskostenerspar-
nissen dar, die aus dem Verzicht auf eine diskretionäre Gebührenentscheidung
resultieren (s. o.).

7.4. Die Abwägung der Vor- und Nachteile einer Indexierung
der Rundfunkgebühr als Kosten-Nutzen-Analyse

Wie bei jeder Entscheidung, bei der mehrere Beurteilungskriterien zu berück-
sichtigen sind und bei der keine der Entscheidungsalternativen bezüglich aller
Kriterien durchgängig überlegen ist, kann eine qualitative Auflistung der mit je-
der Alternative verbundenen Vor- und Nachteile die Diskussion zwar versachli-
chen und strukturieren; die unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte g ü nstig -
ste En tsch ei d u ng sa lte r na ti ve  l äßt si ch  d a d ur ch  a b e r n i ch t ei n d eu ti g b e sti m m e n.

Dies gilt auch für die Wahl zwischen einer diskretionären oder per Index vor-
genommenen Bemessung der Rundfunkgebühr. Um die relative Überlegenheit
der einen oder anderen Gebührenfestsetzung zu bestimmen, bedarf es einer
Quantifizierung und Saldierung der verschiedenen Vorteile und Nachteile in
Form einer Kosten-Nutzen-Analyse. Diese kann sich auf eine (allerdings über-
mäßig vereinfachende) dichotome Entscheidung zwischen einer Indexierung
versus Nicht-Indexierung beziehen oder - besser - auf die kontinuierliche Aus-
wahl eines bestimmten Regelbindungsgrades. Letzterer ist dort erreicht, wo der
Saldo der Nutzen und Kosten einer Indexierung, der sog. Nettonutzen, sein
Maximum erreicht.

Die bisher in der Literatur unterbreiteten Indexierungsvorschläge bevorzugen
aus unterschiedlichen Gründen einen mittleren Regelbindungsgrad: Dieser soll
wesentlich höher sein als beim derzeitigen, diskretionären und damit überhaupt
nicht regelgebundenen Gebührenfestsetzungsverfahren; er soll aber unterhalb
einer völligen Regelbindung liegen, die das gesamte Gebührenaufkommen ver-
bindlich und zeitlich unbegrenzt indexieren würde. Als Gründe gegen eine sol-
che perfekte Regelbindung werden vor allem die methodischen Probleme einer
regelgebundenen Bemessung des Finanzbedarfs genannt, der für die Erfüllung
neuer Aufgaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (d. h. zur Sicherung der
sog. Entwicklungsgarantie) benötigt wird; z. T. aber auch die dann fehlende
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Flexibilität der Rundfunkpolitik, durch eine Veränderung der Finanzausstattung
auf gravierende Kosten- oder Nutzenverschiebungen reagieren zu können.
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7.5. Fragen der methodischen Ausgestaltung einer Indexierung

Nach der Zusammenstellung und Saldierung der Vor- und Nachteile einer
Gebührenindexierung werden in den folgenden Teilen der Arbeit methodische
und politische Fragen ihrer Ausgestaltung erörtert. -- Zunächst wird geprüft, wie
eine Indexierung methodisch auszugestalten ist, damit deren Regelbindungs-
grad dem angestrebten Optimum entspricht. Es wird gezeigt, daß der Regelbin-
dungsgrad feingesteuert werden kann durch 1. die Wahl des Anteils der
Gebühren, deren Höhe indexiert werden soll (und damit auch: des Anteils, der
weiterhin diskretionär festgelegt werden soll); 2. durch die Variation des
Verbindlichkeitsgrades der Indexierung (als Empfehlung, als ausnahmsweise
veränderbare Vorgabe oder als verbindliche Vorgabe) und 3. durch die Bestim-
mung der Geldungsdauer der Indexierungsregeln.

Eine zentrale methodische Frage der Gebührenindexierung, die ebenfalls
erörtert wird, besteht in der Abgrenzung des Warenkorbes, anhand dessen die
der Indexierung zugrunde gelegte Preissteigerungsrate berechnet wird. Hier
wird einmal der Vorschlag unterbreitet, die Rundfunkgebühr anhand der allge-
meinen Lebenshaltungskosten zu indexieren - und damit den relativen Preis für
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk im Verhältnis zur Summe aller Verbrauchs-
güter festzuschreiben. Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk würde dies aller-
dings im Zeitablauf voraussichtlich zu einer Verschlechterung der Ressourcen-
ausstattung führen, da die Preise der Güter, die als Input für Rundfunkpro-
gramme eingesetzt werden, im Zeitablauf stärker angesteigen als die allgemei-
nen Lebenshaltungskosten - insbesondere wegen des beim Rundfunk über-
durchschnittlichen Anteils von Dienstleistungen, aber auch infolge der bei
bestimmten Inputs, etwa bei Spielfilmen und Sportübertragungsrechten, zu
beobachtenden exorbitanten Preisanstiege.

Von daher wäre die in der einschlägigen Literatur überwiegend präferierte
Indexierung der Rundfunkgebühr anhand eines rundfunkspezifischen Waren-
korbes bedarfsgerechter, zumal dann, wenn diese anstaltspezifisch, d. h. auf
der Basis der Ausgaben der einzelnen Rundfunkanstalten vorgenommen wür-
de. Andererseits steigt mit dieser erhöhten Bedarfsgerechtigkeit die bereits
erwähnte Gefahr, daß Ausgabensteigerungen infolge mangelnder Wirtschaft-
lichkeit sich in einem Anstieg des Preisindex (und damit auch: der Gebühren)
niederschlagen und dadurch die Anreize zu wirtschaftlichem Verhalten der
Rundfunkanstalten vernichten. Der Warenkorb muß somit unter Abwägung der
konfligierenden Ziele der Bedarfsgerechtigkeit und Wirtschaftlichkeitsförderung
abgegrenzt werden.

Zu entscheiden ist dabei auch, ob in den Warenkorb tatsächliche (positive)
Ausgaben oder normierte (normative) Ausgaben eingehen sollen. Im Hinblick
auf die Förderung wirtschaftlichen Verhaltens wäre ersteres zu befürworten. Im
Hinblick auf die - auch verfassungsrechtlich garantierte - Programmautonomie
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der Rundfunkanstalten ist allerdings die mit normierten Indexgrößen verbunde-
ne Gefahr der Beeinflussung der Programminhalte und Produktionsverfahren zu
berücksichten. Die Festlegung des Warenkorbes ist deshalb auch im Hinblick
auf die Wahl positiver oder normativer Ausgaben unter Abwägung konfligie-
render Ziele (hier: Wirtschaftlichkeit versus Programmautonomie) zu fällen.

 Ein weiteres methodisches Problem der Indexierung resultiert daraus, daß
die der Gebührenanpassung zugrunde gelegte (allgemeine oder rundfunkspezi-
fische) Preissteigerungsrate in aller Regel von den tatsächlich eintretenden
Preisänderungen abweicht. Daher ist es erforderlich, durch eine geeignete Ver-
fahrensweise die aus dem Prognosefehler resultierenden Mehr- oder Minder-
einnahmen bei der indexbasierten Anpassung der Gebührenhöhe in der näch-
sten Gebührenperiode zu korrigieren. Das zu diesem Zweck von der KEF ent-
wickelte Verfahren erweist sich als prinzipiell geeignet, wiewohl es im Detail
noch genauer geregelt werden müsste. Wichtig ist, daß solche Korrekturen ver-
bindlich sind und es den Rundfunkanstalten erlauben, Mindereinnahmen infolge
eines unterschätzten Preisanstiegs per Kreditaufnahme auszugleichen (und sie
umgekehrt zur Stillegung von Einnahmen infolge eines überschätzten
Preisanstiegs zu zwingen).

Bei den vorgelegten Modellen einer Rundfunkindexierung bisher kaum disku-
tiert wurde die Notwendigkeit einer Einbeziehung von Faktoren, die neben dem
Gebührensatz die Höhe der Gebühreneinnahmen beeinflussen. Hierzu gehören
zum einen die nichtgebührenlichen Einnahmen der Rundfunkanstalten, insbe-
sondere die Werbeeinnahmen, deren Berücksichtigung bei einer Indexierung
der Rundfunkgebühr zu prüfen wäre. Eine Indexierung der Rundfunkgebühren
unter Ausklammerung solcher nichtgebührenlicher Einnahmen ist wenig sinn-
voll, solange diese sich - wie in den letzten Jahren vor allem die Werbeeinnah-
men - stark diskontinuierlich entwickeln. In diesem Fall variierten die Gesamt-
einnahmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nämlich trotz einer Gebüh-
renindexierung, so daß die Nachteile der Regelbindung in Kauf genommen
werden müssten, ohne zugleich die damit verbundenen Vorteile nutzen zu kön-
nen. -- Außer dem Gebührensatz und den nichtgebührenlichen Einnahmen
beeinflußt auch die Zahl der gebührenpflichtigen Rundfunkgeräte die Höhe des
Gebührenaufkommens. Diesen (Mengen-)Faktor bei einer Indexierung der
Rundfunkgebühr außer acht zu lassen, ist deshalb allenfalls bei konstanter Zahl
gebührenpflichtiger Rundfunkgeräte vertretbar. Dagegen wäre sie zu Zeiten
eines exorbitanten Anstiegs der Rundfunkgeräte, wie er in den fünfziger, sech-
ziger und auch siebziger Jahren verzeichnet wurde, ebenso wenig vertretbar
wie zu Zeiten rückläufiger Teilnehmerzahlen, wie sie sich bspw. bei einer
gesetzlichen Änderung der Gebührenpflichtigkeit oder des Rundfunkbegriffs
ergeben könnten.

 Eine weitere methodische Frage besteht darin, ob die Gebühren differenziert
für die einzelnen Rundfunkanstalten oder pauschal für alle Anstalten, d. h. für
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den öffentlich-rechtlichen Rundfunk insgesamt, indexiert werden sollten. Letzte-
res wäre sachlich abzulehnen, wenn die Aufgaben und/oder die Kosten pro
Ausbringungseinheit (und damit auch der Finanzbedarf) der einzelnen Landes-
rundfunkanstalten unterschiedlich hoch wären. Selbst wenn aus politischen
Gründen an einer Einheitsgebühr festgehalten würde, bedürfte es in diesem
Fall einer differenzierten Feststellung des Finanzbedarfs der einzelnen Landes-
rundfunkanstalten, um die bei einer Einheitsgebühr entstehenden Unterschiede
der Deckungsquoten (der Relationen zwischen orginärer Finanzkraft und
Finanzbedarf) ausgleichen zu können. Eine pauschale Indexierung könnte dann
allenfalls mit den gegenüber einer "Einheitsindexierung" geringeren
Erhebungskosten begründet werden - allerdings auch dies nur für Bedarfskom-
ponenten, deren Höhe nicht zuvor bei den einzelnen Rundfunkanstalten ge-
trennt ermittelt worden ist (bzw. ohne nennenswerte Erhebungskosten ermittelt
werden könnte)!

7.6. Fragen der politischen Ausgestaltung einer Indexierung

Eine entscheidende politische Frage der Gebührenindexierung, auf die in der
vorliegenden Arbeit ausführlich eingegangen wird, besteht darin, welche
Institution für die Regelung der Rundfunkfinanzierung - und damit auch für die
eventuelle Einführung und Ausgestaltung einer Gebührenindexierung - zustän-
dig ist. Diese Frage läßt sich nach dem achten Rundfunkurteil des Bundesver-
fassungsgerichts, das dem Gesetzgeber eine Neuregelung der Finanzierungs-
zuständigkeiten unter Beachtung der erforderlichen Staatsferne aufgetragen
hat, nicht exakt beantworten, zumal das Urteil dem Gesetzgeber beträchtliche
Gestaltungsspielräume belassen hat. Absehbar ist allerdings, daß sich die
Entscheidungszuständigkeiten mit der Neuregelung zulasten der Landesparla-
mente und zugunsten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten verändern
werden und daß die Funktionen der (dann staats- und rundfunkfern zusammen-
gesetzten) KEF klarer definiert (und auf eine fachliche Prüfung beschränkt) wer-
den.

Bei den zu erwartenden politischen Auseinandersetzungen über die Ausle-
gung und gesetzliche Umsetzung des Verfassungsurteils werden alle Betei-
ligten ihre Kompetenzen zu erhalten oder gar auszuweiten versuchen. Zudem
läßt sich theoretisch ableiten, daß das Interesse der Beteiligten an einer
Indexierung (als einer Form der Regelbindung) mit dem Umfang der ihnen
zugebilligten Kompetenzen variiert: Je höher die erstrittenen Kompetenzanteile,
desto geringer der befürwortete Regelbindungsgrad der Gebührenfestsetzung
im allgemeinen und desto geringer die Befürwortung einer Gebührenindexie-
rung im besonderen. Diese Abhängigkeiten sollten auch bei der Beurteilung von
Aussagen berücksichtigt werden, die die Landesparlamente, die Rund-
funkanstalten und auch die KEF bezüglich ihrer Bewertung einer Gebühren-
indexierung treffen.
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Bezüglich des Zeitplans und des Ablaufs einer eventuell einzuführenden
Gebührenindexierung sind gegenläufige Aspekte zu berücksichtigen. Zum
einen sollte eine derart gravierende und langfristige Entscheidung nicht ohne
ausgiebige politische Diskussion und sorgfältige methodische Vorbereitung
getroffen werden, zum anderen könnte es angesichts der abnehmenden Bereit-
schaft der Länder und auch der Landesrundfunkanstalten, sich auf eine bun-
deseinheitliche Gebührenanpassung zu einigen, früher als erwartet vorteilhaft
sein, mit der Gebührenindexierung über eine, vielleicht die einzige, konsensfä-
hige Methode zur Anpassung der Gebührenhöhe zu verfügen. Von daher böte
es sich an, die Zeit bis zum Ablauf der jetzigen Gebührenperiode (Ende 1996)
für eine politische Erörterung und methodische Fortentwicklung der Gebühren-
indexierung zu nutzen. Sollten sich dann die Rundfunkanstalten, die Landespar-
lamente und die KEF für diese Lösung entscheiden, könnte diese dann, zusam-
men mit den vom Bundesverfassungsgericht geforderten Änderungen, ab der
kommenden Gebührenperiode, d. h. zum 1. 1. 1997, eingeführt werden. Dabei
böte sich zunächst eine versuchsweise und über einen begrenzten Zeitraum
geltende Indexierung an.





Literatur

Anschlag, Dieter: Eine Art Mauerfall. ARD, ZDF, die 20 Uhr-Werbegrenze und
das Primat der Ökonomie, in: Funk-Korrespondenz Nr. 33 vom 19. 8. 1994,
S. 1 - 3

Bethge, Herbert: Verfassungsrechtliche Probleme einer Indexierung der Rund-
funkgebühr, in: Hoffmann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunk-
gebühr: Analysen aus rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-
Baden 1991, S. 137 - 156

Bethge, Herbert: Funktionsgerechte Finanzierung der Rundfunkanstalten durch
den Staat, in: Archiv für öffentliches Recht, Nr. 116/1991, S. 521ff.

Blumler, Jay G./Hoffmann-Riem, Wolfgang: Neue Funktionen für öffentlich-
rechtliches Fernsehen in Westeuropa, Herausforderungen und Perspektiven,
in: Media Perspektiven, Heft 7/1992, S. 402 - 415

Brennan, Geoffrey/Buchanan, James M.: Besteuerung und Staatsgewalt. Ana-
lytische Grundlagen einer Finanzverfassung, Hamburg 1988 (Originalausga-
be: The Power to Tax, Cambridge et al 1980)

Brennan, Geoffrey/Buchanan, James M.: Die Begründung von Regeln, Tübin-
gen 1993 (Originalausgabe: The reason of rules. Constitutional political econ-
omy, Cambridge et al 1985)

Broglie, Maximilian u. a.: Gebührenhandbuch, Wiesbaden 1994

Buchanan, James M.: Rent Seeking and Profit Seeking, in: Buchanan, James
M. u. a. (Hrsg.): Toward a Theory of the Rent-Seeking Society, Texas 1980,
S. 3 - 15

Bühringer, Heinz: Gründe für ein neues Verfahren zur Festsetzung der Rund-
funkgebühren, in: Media Perspektiven, Heft 1/1985, S. 1 - 4

Conrad, Rainer: Die bisherige Praxis der Bemessung der Rundfunkgebühren,
Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökonomie, Heft 19/1994, Köln 1994

Dörr, Dieter: Das Verfahren zur Bemessung der Rundfunkgebühr in der Diskus-
sion, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökonomie, Heft 10/1994, Köln
1994

Dörr, Dieter: Eine rundfunkrechtliche Beurteilung des Verfassungsgerichtsurteils
zur Gebührenbemessung, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökono-
mie, Heft 22/1995, Köln 1995, in Vorbereitung

Furobotn, Eirik G./Richter Rudolf: The New Institutional Economics. A Collection
of Articles from the Journal of Institutional and Theoretical Economics, Tübin-
gen 1991



Literatur102

Frey, Bruno S.: Wohlfahrtsökonomik III: Wahlverfahren, in: Handbuch der Wirt-
schaftswissenschaften, Bd. 9, Stuttgart u. a. 1982, S. 494 - 502

Frey, Bruno S./Kirchgässner, Gebhard: D em o kra ti sch e  Wi r tsch aftspo l i ti k. Theorie
und Anwendung, 2. Aufl., München 1994

Fritsch, Michael u. a.: Marktversagen und Wirtschaftspolitik, München 1993

Germann, Raimund E.: Aufnahme plebiszitärer Elemente ins deutsche Grund-
gesetz: Was lehren die Schweizer Erfahrungen? In: Jahrbuch für Politik, 1.
Halbband 1991, S. 219 - 237

Ge rsd o rf, Hu b e rtu s: D i e R u nd fu nkg e bü h r  a l s ´ p o li ti sch e r Pr ei s´ ? In : AfP, H eft 2/
1 9 94 , S. 1 08  -  1 1 4 

Halefeldt, Elke: Planspiele mit der dualen Rundfunkordnung, in: Funk-Korre-
spondenz Nr. 15/1988 vom 14. 4. 1988, S. 1 - 4

H a nsm e ye r , Ka r l- H e in r i ch  u . a .: Pe rsp e kti ven  d es Fer n seh a n ge b o ts i n Deutsch-
land, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökonomie, Heft 9/1994, Köln
1994

H a nsm e ye r , Ka r l- H e in r i ch /Kop s, M a n fr e d : D i e K o mp e ten za rte n  d e r  Au fg a b e n-
zu stä n di g kei t un d  de r e n Ve rte i lu n g  i m  fö d e ra ti ve n  Sta a t, i n: H am b u rg e r  Ja h r-
b u ch  für  Wir tscha fts-  u nd  Gese l lsch aftspo l i ti k, 2 9 . Jg ./1 9 8 4, S. 1 2 7 -  14 0 

H a nsm e ye r , Ka r l- H e in r i ch /Kop s, M a n fr e d : In te r d ep e n de n zen  i m p a ssi ven  Fin a n z-
a u sg l ei ch , i n : C a nsi er , Di e ter /Kath , D i e tm a r  ( H r sg .) : Öffe n tli ch e Fi na n zen , Kr e d it
u n d Ka pi ta l, Ber l i n 1 9 85 , S. 3  -  3 2

Hoffmann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunkgebühr: Analysen
a u s r e ch ts- u n d w i rtscha ftsw i sse n sch a ftl i che r  Si ch t, Bad e n -Ba d en  1 99 1  (1 9 9 1a ) 

Hoffmann-Riem, Wolfgang: Die Indexierung der Rundfunkgebühr: Problem-
ebenen, in: Hoffmann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunkge-
bühr: Analysen aus rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-
Baden 1991, S. 8 - 56 (1991b)

Hoffmann-Riem, Wolfgang: Indexierung in einem Experimentaldesign? Ab-
schließende Thesen zum Symposion ´91 des Hans-Bredow-Instituts, in: Hoff-
mann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunkgebühr: Analysen
aus rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-Baden 1991, S.
199 - 211 (1991c)

Hümmerich, Klaus/Beucher, Klaus: Rundfunkfinanzierung auf dem Prüfstand,
in: Archiv für Presserecht, Heft 4/1989, S. 708 - 716

Hümmerich, Klaus/Heinze, Matthias: Vom politischen Brotpreis zur fachlichen
Bedarfsfeststellung - das 8. Rundfunkurteil und die KEF, in: ZUM, Heft
8-9/1994, S. 488 - 493

Issing, Otmar: Indexklauseln und Inflation, Tübingen 1973



103 Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr

Kern, Lucian: Neue Vertragstheorie. Zur rationalen Rekonstruktion politisch-
ethischer Grundprinzipien, Meisenheim 1980

Ke rn , Lu ci an /N id a - Rü m e li n , Ju l ia n : L o g ik kol l e kti ver  Entsche i d un g e n, M ün ch en /
Wi en  1 99 4 

Kiefer, Marie-Luise: Konsumentensouveränität versus Öffentliche Aufgabe, in:
Media Perspektiven, Heft 1/1995, S. 15 - 23

Kiefer, Marie-Luise: Gebührenindexierung und neue Modelle für Werbelimits, in:
Media Perspektiven, Heft 2/1993, S. 46 - 55

Kirchhof, Paul: Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als Ergän-
zung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, Köln 1982

Kollek, Andreas: Rechtsfragen der Rundfunkfinanzierung, Frankfurt/Main 1987

Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF):
Siebter Bericht der Kommission, Anhang, o. O., 1989

Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF):
Achter Bericht der Kommission, o. O., 1991 (1991a)

Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF):
Untersuchung von ARD und ZDF zur rundfunkspezifischen Preissteigerungs-
rate, in: Achter Bericht der Kommission, Anhang, o. O., 1991 (1991b)

Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF):
Neunter Bericht der Kommission, Anhang, o. O., 1994 (1994a)

Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF):
KEF-Stellungnahme im Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht, in:
Neunter Bericht der Kommission, Anhang, o. O., 1994 (1994b)

Ko pp e r , Ge rd  G.: L an g fri stig e  Fi n a nzi e ru n g sb e d in g u ng e n  d e s ö ffen tl ich - re ch tl i -
ch en  R un d fun ks, i n : M e di a  Pe r sp ekti ve n , H e ft 5 /19 8 9 , S. 2 4 5  -  2 61 

Kopper, Gerd G.: Gebührenfinanzierung als Steuerungsfeld der Rundfunkpoli-
tik, in: Rundfunk und Fernsehen, Heft 1/1991, S. 55 - 70

Kopper, Gerd G.: BBC-Finanzierungsregelungen als staatliche Rationalisie-
rungsstrategie. Rundfunkgebührenindexierung in Großbritannien, in: Media
Perspektiven, Heft 11/1991, S. 709 - 719

Kopper, Gerd G.: Indexierung der Rundfunkgebühr für die Bundesrepublik
Deutschland: Das rundfunkökonomische Projekt, in: Hoffmann-Riem, Wolf-
gang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunkgebühr: Analysen aus rechts- und
wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-Baden 1991, S. 57 - 83

Kops, Manfred: Möglichkeiten und Restriktionen einer Berücksichtigung von
Sonderbedarfen im Länderfinanzausgleich, Opladen 1989



Literatur104

Kops, Manfred: Eine ökonomische Definition des Programmauftrags der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunk-
ökonomie, Heft 20/1994, Köln 1994 (1994a), in Vorbereitung

Kops, Manfred: Finanzwissenschaftliche Grundsätze einer Finanzierung des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunk-
ökonomie, Heft 21/1994, Köln 1994 (1994b), in Vorbereitung

Kops, Manfred: Die Gesetzgebungskompetenz über die Gebührenfestsetzung
nach dem Achten Rundfunkurteil des Bundesverfassungsgerichts, Arbeitspa-
piere des Instituts für Rundfunkökonomie, Köln 1995, in Vorbereitung

Kops, Manfred/Hansmeyer, Karl-Heinrich: Ökonomische Begründung und Aus-
gestaltung einer föderalen Rundfunkordnung, Arbeitspapiere des Instituts für
Rundfunkökonomie, Heft 2/1993, 2. Aufl., Köln 1994

Kr esse , H e rm a n n/Ke nn e l , T i lm a n : D a s Ge bü h r en u r te i l  d e s
Bu nd e sve r fassu ng sg er i ch ts -  p ra ktika bl e  M a ßstä b e zu r We ite r en tw ickl un g  de r 
d u al e n  R u n dfu n ko r d n u ng ?  In : ZU M , H e ft 3 /19 9 4 , S. 1 5 9  -  1 67 

Kronberger Kreis: Das Ärgernis der deutschen Rundfunkordnung, Bad Hom-
burg 1991

Kruse, Jörn: Mikroökonomische Probleme einer Indexierung der Rundfunkge-
bühr, in: Hoffmann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunkge-
bühr: Analysen aus rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-
Baden 1991, S. 84 - 100

Langenbucher, Wolfgang R.: Das schleichende Gift Quote. Der öffentliche
Rundfunk in der Sackgasse, in: epd Nr. 66/1994, S. 3 - 7

Lehmann, Hans-Joachim: Die Auswirkung einer Indexierung der Rundfunkge-
bühr auf die Finanzplanung der Rundfunkanstalten: Thesen, in: Hoffmann-
R i em , Wo l fga n g  ( H r sg .) : In de xi er u n g d e r R u nd fu nkg e bü h r : A nal ysen  a us
r e ch ts- u n d w i rtscha ftsw i sse n sch a ftl i che r  Si ch t, Bad e n -Ba d en  1 99 1 , S. 11 9  -
1 2 6

Lilienthal, Volker: Freiheit des Geldes. Das neunte Rundfunkurteil des Bundes-
verfassungsgerichts, in: epd/Kirche und Rundfunk, Nr. 15 vom 26. 2. 1994

Luhmann, Niklas: Legitimation durch Verfahren, Frankfurt/Main 1983 (Erstaus-
gabe Neuwied/Berlin 1963)

Luthardt, Wolfgang: Volksabstimmungen, in: Nohlen, Dieter (Hrsg.): Lexikon der
Politik, Bd. 3, München 1992, S. 482 - 487

Luthardt, Wolfgang: Direkte Demokratie: Ein Vergleich in Westeuropa, Baden-
Baden 1994

Maier, Oskar: Ökonomische Bestimmungsfaktoren öffentlich-rechtlicher Rund-
funkveranstalter, in: Fleck, Florian H. (Hrsg.): Die Zukunftsaspekte des Rund-
funks, Beiträge zur Rundfunkökonomie, Nr. 1, Stuttgart 1986, S. 29 - 54



105 Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr

Milbradt, Georg: Probleme der Indexierung volkswirtschaftlich wichtiger Größen,
Baden-Baden 1982

Müller, Werner: Die Ökonomik des Fernsehens, Göttingen 1979

N i ska n en , Wi l l ia m : Bu r ea u cra cy a n d  R e p re se nta tive  Go ve rn m e nt, Ch i cag o  19 7 1 

Oltmanns, Thorsten: Das öffentlich-rechtliche TV-Angebot 1952 - 1991 und
seine Nutzung, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökonomie, Heft 6/
1993, Köln 1993

Oppermann, Thomas: Rundfunkgebühr - Rundfunkordnung - Rundfunkideolo-
gie. Zum Rundfunkgebührenurteil des BVerfG vom 22. 2. 1994, in: JZ, Heft
10/1994, S. 499 - 503

Ory, Stephan: Rundfunkgebühr zwischen Staatsfreiheit und Parlamentsvorbe-
halt, in: Archiv für Presserecht, Heft 3/1989, S. 616 - 621

Pennock, Roland J.: Federal and Unitary Government: Disharmony and Frustra-
tion, in: Behavioral Science, No. 4/1959, S. 147 - 157

Pieper, Antje Karin/Hess, Wolfgang: Wesentliche Eckpunkte des Gebührenur-
teils des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Februar 1994, in: ZUM, Heft 8-
9/1994, S. 484 - 488

Pies, Ingo: Normative Institutionenökonomik, Tübingen 1993

Plog, Jobst: Soziale Kommunikation und Gemeinwohl, in: Media-Perspektiven,
Heft 6/1994, S. 262 - 267

Prodoehl, Hans Gerd: Das Verfahren zur Festlegung der Rundfunkgebühr -
Pr o b l em e  un d  Pe r spe ktive n , i n : M e di a  Pe r spe ktive n , H e ft 6 /1 9 9 0, S. 3 7 8 -  38 9 

Renzsch, Wolfgang: Finanzverfassung und Finanzausgleich, Bonn 1991

Ricker, Reinhart: Rundfunkkontrolle durch Rundfunkteilnehmer? Opladen 1992

Richter, Rudolf: Institutionen ökonomisch analysiert, Tübingen 1994

Rowley, Charles K. (Ed.): The Political Economy of Rent-Seeking, Boston 1988

Rombach, Hans-Wolfgang: Möglichkeiten und Probleme der Sicherung eines
wirtschaftlichen Handelns der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, in:
Lüder, Klaus (Hrsg.): Rundfunk im Umbruch: Stand und Entwicklung der fi-
nanziellen und wirtschaftlichen Situation der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten, Berlin 1985, S. 51 - 70

Rühl, Manfred: Die Rundfunkgebühr - ein wohlfahrtstaatlicher Preis, in: Media
Perspektiven, Heft 8/1984, S. 584 - 605

Scheble, Roland: Perspektiven der Grundversorgung, Baden-Baden 1994

Scharpf, Fritz W.: Zur Theorie von Verhandlungssystemen, in: Benz, Arthur
u. a.: Horizontale Politikverflechtung. Zur Theorie von Verhandlungssyste-
men, Frankfurt/New York 1992, S. 11 - 28



Literatur106

Schmitz, Alfred: Rundfunkgebührenkommission oder Indexierung der Rund-
funkgebühren? In: Rundfunk und Fernsehen, Heft 4/1986, S. 455 - 474

Schmitz, Alfred: Rundfunkfinanzierung. Bestandsaufnahme der Rundfunkfinan-
zierung in der Bundesrepublik und ökonomische Analyse der Interdependen-
zen von Finanzierungsformen und medienpolitischen Zielen, Köln, 1990

Schneck, Ottmar: Die geeignete Planungsmethode zur Ermittlung eines für die
Rundfunkgebührenhöhe maßgeblichen Finanzbedarfs durch die KEF, in:
Media Perspektiven, Heft 10/1989, S. 606 - 617

Schneider, Hans-Peter/Radeck, Berndt: Verfassungsprobleme der Rundfunkfi-
nanzierung aus Werbeeinnahmen. Schriftenreihe Beiträge zum Rundfunk-
recht, Bd. 42, Frankfurt/Main 1989

Schulenburg, Johann-Matthias Graf von der: System der Honorierung frei prak-
tizierender Ärzte und ihrer Allokationswirkungen, Tübingen 1981

Seidel, Norbert: Die finanzielle Situation der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten in einer sich verändernden Medienlandschaft, in: Rundfunk und Fern-
sehen, Heft 11/1985, S. 428 - 436

Seidel, Norbert: Eine ökonomische Beurteilung des Verfassungsgerichtsurteils
zur Gebührenbemessung, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökonomie
an der Universität zu Köln, Heft 23/1995, Köln 1995 (in Vorbereitung)

Seidel, Norbert/Libertus, Michael: Rundfunkökonomie, Wiesbaden 1993

Sell, Friedrich-Wilhelm von (Hrsg.): Verfassungsrecht und Rundfunk. Die sieben
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 1961 - 1991

Selmer, Peter/Brodersen, Carsten: Die Indexierung der Rundfunkgebühr unter
besonderer Berücksichtigung ihrer finanzrechtlichen Problematik, in: Hoff-
mann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunkgebühr: Analysen
aus rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-Baden 1991, S.
174 - 198

Sieben, Günter: Die Indexierung der Rundfunkgebühr aus betriebswirtschaftli-
cher Sicht, in: Hoffmann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunk-
gebühr: Analysen aus rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-
Baden 1991, S. 102 - 118

Sieben, Günter: Gutachterliche Stellungnahme zu einer Substitution der Werbe-
einnahmen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten durch zusätzliche
Gebühren, vervielfältigtes Manuskript einer im Auftrag des Verbandes Deut-
scher Zeitschriftenverleger erstellten Studie, Köln 1994

Stig l i tz, Jo se ph  E.: P ri n cip a l  a n d  Ag e nt, in : Th e  Ne w  Pa l g ra ve , Vo l. 3 , L o nd o n 
1 9 87 , S. 9 66  -  9 7 2 



107 Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr

Stolte, Dieter: Erklärung des Intendanten des Zweiten Deutschen Fernsehens
Professor Dieter Stolte vor der Medienkonfenz der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands, in: Media Perspektiven, Heft 4/1984, S. 290 - 294

Ursprung, Tobias: Propaganda, Interessengruppen und direkte Demokratie,
Berlin 1994

VPRT (Verband Privater Rundfunk und Telekommunikation, Hrsg.): Über dei
Zulässigkeit von Werbesendungen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk nach
20 Uhr, vervielfältigtes Manuskript, Bonn 1994

Weber, Bernhard: Die Ermittlung einer rundfunkspezifischen Preissteigerungs-
rate und ihre Bedeutung als Instrument der Finanzplanung, in: Hoffmann-
Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunkgebühr: Analysen aus
rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-Baden 1991, S. 127 -
136

Wegehenkel, Lothar: Gleichgewicht, Transaktionskosten und Evolution. Eine
Analyse der Koordinierungseffizienz unterschiedlicher Wirtschaftssysteme,
Tübingen 1981

Weise, Peter u. a.: Neue Mikroökonomie, 3. Aufl., Heidelberg 1993

Wenzel, Frank: Fernsehgebühren - Äquivalenz- oder Alimentationsprinzip? In:
ZUM Heft 11/1990, S. 497 - 501

Wieland, Joachim: Die Indexierung der Rundfunkgebühr und der Vorbehalt des
Gesetzes, in: Hoffmann-Riem, Wolfgang (Hrsg.): Indexierung der Rundfunk-
gebühr: Analysen aus rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Sicht, Baden-
Baden 1991, S. 158 - 173

Werin, Lars/Wijkander, Hans (Hrsg.): Contract Economics, Cambridge 1992

Zweites Deutsches Fernsehen (Hrsg.): Werbung im öffentlich-rechtlichen Rund-
funk, ZDF-Schriftenreihe, Heft 51, Mainz 1994





In der Schriftenreihe "Arbeitspapiere" des Instituts (ISSN 0945-8999) sind bisher erschienen:

Heft 1/93

Reinhard Grätz:
Zur Zahl und Abgrenzung von ARD-Rundfunkanstalten;

Köln, im Januar 1993, ISBN 3-9803886-0-3,
22 Seiten, Schutzgebühr 5,-- DM

Heft 2/93

Manfred Kops/Karl-Heinrich Hansmeyer:
Zur ökonomischen Begründung und Ausgestaltung einer föderalen Rundfunkordnung

Köln, im Februar 1993, 2. Aufl. 1994, ISBN 3-930788-00-4
ca. 120 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 3/93

Institut für Rundfunkökonomie (Hrsg.):
Geschäftsbericht 1991 - 1992 des Instituts

Köln, im Februar 1993, ISBN 3-9803886-1-1
ca. 100 Seiten, Schutzgebühr 10,-- DM

Heft 4/93

Rüdiger Heimlich:
Begründung und Ausgestaltung des nationalen Rundfunks

Köln, im April 1993, ISBN 3-9803886-2-X
7 Seiten, Schutzgebühr 5,-- DM

Heft 5/93

Felix Droste:
Komplementäre oder substitutive Beziehungen zwischen Rundfunk und Printmedien

Köln, im November 1993, ISBN 3-9803886-3-8
XXV + 101 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 6/93

Torsten Oltmanns:
Das öffentlich-rechtliche TV-Angebot 1952 bis 1991 und seine Nutzung;

Köln, im November 1993, ISBN 3-9803886-4-6
VII + 91 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 7/93

Institut für Rundfunkökonomie (Hrsg.):
Controlling für öffentlich-rechtliche Fernsehunternehmen

Köln, im Dezember 1993, ISBN 3-9803886-5-4
X + 176 Seiten, Schutzgebühr 25,-- DM



Heft 8/94

Georg Pagenstedt/Uwe Schwertzel:
Controlling für öffentlich-rechtliche und private Fernsehanbieter

Köln, im Januar 1994, ISBN 3-9803886-6-2
14 Seiten, Schutzgebühr 5,-- DM

Heft 9/94

Karl-Heinrich Hansmeyer/Manfred Kops/Uwe Schwertzel:
Perspektiven des Fernsehangebots in Deutschland

Köln, im Januar 1994, ISBN 3-9803886-7-0
17 Seiten, Schutzgebühr 5,-- DM

Heft 10/94

Dieter Dörr:
Das Verfahren zur Bemessung der Rundfunkgebühr in der Diskussion

Köln, im März 1994, ISBN 3-9803886-8-9
30 Seiten, Schutzgebühr 7,-- DM

Heft 11/94

Reinhard Grätz:
Die Vertretung gesellschaftlicher Gruppen in den Rundfunkräten
und ihre Entscheidungs- und Kontrollaufgaben

Köln, im Mai 1994, ISBN 3-9803886-9-7
22 Seiten, Schutzgebühr 5,-- DM

Heft 12/94

Ursula Holtmann:
Möglichkeiten und Grenzen der Kommunikationspolitik
öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten am Beispiel des WDR

Köln, im Juli 1994, ISBN 3-930788-01-2
VII + 90 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 13/94

Michael Muck:
Der mit der Einführung von DAB entstehende Bedarf zur Regulierung der Hörfunk-Übertragung

Köln, im August 1994, ISBN 3-930788-06-3
IV + 83 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 14/94

Oliver Kantimm:
Ökonomische Rechtfertigung und Marktchancen von Spartenrundfunk-Veranstaltern in Europa

Köln, im August 1994, ISBN 3-930788-05-5
X + 142 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM



Heft 15/95

Uli Wurth:
Programmstruktureffekte alternativer Formen privater Rundfunkfinanzierung
am Beispiel eines Kinderprogramms

Köln, im September 1994, ISBN 3-930788-02-0
VI + 102, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 16/95

Robert Fahle:
Ausrichtung der Programmgestaltung von öffentlich-rechtlichen
und privaten TV-Anbietern auf die Vermarktung von Werbezeiten

Köln, im Dezember 1994, ISBN 3-930788-01-7
X + ca. 90 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 17/94

Lutz Marmor:
Kooperation zwischen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten

Köln, im Dezember 1994, ISBN 3-930788-08-X
ca. 20 Seiten, Schutzgebühr 7,-- DM

Heft 18/94

Rainer Conrad:
Die bisherige Praxis der Bemessung der Rundfunkgebühren

Köln, im Dezember 1994, ISBN 3-9307886-03-9
11 Seiten, Schutzgebühr 5,-- DM

Heft 19/94

Manfred Kops:
Möglichkeiten und Probleme einer Indexierung der Rundfunkgebühren

Köln, im Dezember 1994, ISBN 3-9307886-04-7
VII + 107 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Heft 20/94

Manfred Kops:
Eine ökonomische Definition des Programmauftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

Köln, im Dezember 1994, ISBN 3-930788-09-8
VIII + 80 Seiten, Schutzgebühr 12,-- DM

Heft 21/94

Manfred Kops:
Finanzwissenschaftliche Grundsätze einer Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

Köln, im Dezember 1994, ISBN 3-930788-10-1
VIII + 120 Seiten, Schutzgebühr 15,-- DM

Die Arbeitspapiere können mit dem umseitigen Formular bestellt werden.



DRUCKSACHE

Institut für Rundfunkökonomie

an der Universität zu Köln

Hohenstaufenring 57a

50674 Köln

  BESTELLUNG
Einzel- Gesamt-

  Anzahl Autor/Titel Preis Preis

______ Grätz: Zur Zahl und Abgrenzung.... 5,-- _______

______ Kops/Hansmeyer: Zur ökonomischen Begründung ... 15,-- _______

______ Geschäftsbericht 1991 - 1992 des Instituts 10,-- _______

______ Heimlich: Begründung u. Ausgestaltung ... 5,-- _______

______ Droste: Komplementäre oder substitutive ... 15,-- _______

______ Oltmanns: Das öffentlich-rechtliche TV-Angebot ... 15,-- _______

______ Institut f. Rundfunkökonomie (Hrsg.): Controlling  ... 25,-- _______

______ Pagenstedt/Schwertzel: Controlling ... 5,-- _______

______ Hansmeyer/Kops/Schwertzel: Perspektiven ... 5,-- _______

______ Dörr: Das Verfahren zur Bemessung der RF-Gebühr... 7,-- _______

______ Grätz: Aufgaben der Rundfunkräte 5,-- _______

______ Holtmann: Kommunikationspolitik ... 15,-- _______

______ Muck: Regulierungsbedarf der Hörfunk-Übertragung 15,-- _______

______ Kantimm: Spartenrundfunkveranstalter in Europa 15,-- _______

______ Wurth: Programmstruktureffekte alternativer... 15,-- _______

______ Fahle: Vermarktung von Werbezeiten 15,-- _______

______ Marmor: Kooperationen im öffentl.-rechtl. Rundfunk 7,-- _______

______ Conrad: Praxis der Bemessung der Rundfunkgebühr 5,-- _______

______ Kops: Indexierung der Rundfunkgebühr 15,-- _______

______ Kops: Ökonomische Definition des Programmauftrags 12,-- _______

______ Kops: Finanzierung des öffentlich-rechtl. Rundfunks 15,-- _______

______ Summe für die bestellten Publikationen insgesamt: _______

zuzüglich 5,-- DM Versandkostenpauschale: 5,--

Summe incl. Versandkostenpauschale: _______



Den Gesamtbetrag in Höhe von DM: _______

habe ich am   (Datum)   _________ auf das Konto 20 30 21 70 bei der Sparkasse

der Stadt Köln (BLZ 370 501 98), überwiesen.

Rechnung und Lieferung bitte an folgende Anschrift:

_______________ ____________________ ____________________
Ort Datum Unterschrift





ISSN 0945-8999

ISBN 3-930788-04-7


